
Seite
Landtagssacharbeit beginnt im Dezember . . . . . . . . . . . . . . 2
FW-Landesdelegiertenversammlung in Wendelstein . . . . . .2

GZ-Kolumne Gerhard Weber:
Koalitionsvertrag stärkt Kommunen . . . . . . . . . . . . . . . . .3

Energie- und Klimabeziehungen in der EU . . . . . . . . . . . . . .3
Bayerische Landesausstellungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .3

GZ-Fachthemen:
Kommunale Energiefragen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .5 - 13
Fremdenverkehr in Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .14
Rechtsfragen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .14

Aus den bayerischen Kommunen . . . . . . . . . . . . . . . . 15 - 18
Sabrina: Das letzte Wort spricht nicht der Mensch . . . . . . .17

GZ-Exklusivbericht:
Ein Tag im Biomasse-Kraftwerk . . . . . . . . . . . . .II/1 - II/2

Sie lesen in dieser Ausgabe

GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHE

KOMMUNALPOLITIK WIRTSCHAFT RECHT TECHNIK PRAXIS

ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 20. November 2008 || 59. Jahrgang || Nummer 22
ISSN 0005-7045 || www.gemeindezeitung.de
Geretsried, 20. November 2008 || 59. Jahrgang || Nummer 22

Wer mit bayerischer
Kommunalpolitik
und mit
Wirtschafts- und
Umweltfragen
zu tun hat, braucht die

Bayerische
Gemeindezeitung

als umfassende
Informationsquelle
für Kommunalpolitiker

Postvertriebsstück - Gebühr bezahlt - B 1578
Verlag Bayer. Kommunalpresse GmbH,
Postfach 825, 82533 Geretsried

Bayerischer Musikschultag in Hof:

Zauberwort
Flächendeckung

Mehr als 132.000 Kinder und Jugendliche lernen in Bay-
ern an insgesamt 215 öffentlichen Musikschulen ein Ins-
trument oder Singen. Von insgesamt gut 2.000 Gemeinden
und Städten stellen 850 dieses Unterrichtsangebot in Ko-
operation mit dem Freistaat bereit. Unverkennbar ist al-
lerdings das Stadt-/Land-Gefälle bei der Verfügbarkeit
musikalischer Bildung. Wie diese Situation zu verbessern
ist, war eine der zentralen Fragen, die beim 31. Bayeri-
schen Musikschultag in Hof umfassend diskutiert wurden.

40 Prozent der Landkreise ha-
ben keine Musikschule, die Be-
völkerung keinen zumutbaren
Zugang zu musikalischer Bil-
dung. „Der ländliche Raum darf
nicht mehr nur als ‚Landschaft’
definiert werden“, forderte dem-
zufolge Festredner Theo Zellner,
Präsident des Bayerischen Land-
kreistages. Besonderes Verdienst

der Musikschularbeit sei vor al-
lem die Vielfalt der Maßnahmen,
die Musikschulen täglich ver-
wirklichen und den Reichtum
der bayerischen Kulturland-
schaft prägen. Unüberhörbar sei-
en die Ergebnisse dort, wo es
Musikschulen gibt.

Zusammenarbeit
der Kommunen

Für ein Drittel der Bevölke-
rung aber ist das Musikschulan-
gebot nicht erreichbar oder zu
teuer. Ihr Ausbau zu einem
flächendeckenden Netz müsse
die Infrastruktur der kommuna-
len Gebietskörperschaften nüt-
zen, so Zellner. So würde an je-
dem Standort einer Grundschule
auch eine Musikschule oder eine
Außenstelle zugänglich sein.
Nur durch die Zusammenarbeit
der Kommunen und der Land-
kreise könnten die Lücken im

Musikschulnetz geschlossen wer-
den und ein komplettes Musik-
schulangebot für alle Bürger
auch bezahlbar sein. Zellner bot
den öffentlichen Sing- und Mu-
sikschulen an, künftig unter dem
„Schutz des Schirms von 71
Landkreisen“ zu gehen – bestens
geeignet für politische Abspra-
che und Vernetzung – und beton-
te, dass der Bayerische Land-
kreistag „voll an der Seite“ des
Musikschulverbandes stehe.

Initiative der KPV

Mit Blick auf die Initiative der
Kommunalpolitischen Vereini-
gung der CSU (KPV) „Jedem
Kind ein Instrument“ meinte
Zellner: „Die ‚Fachwelt’ disku-
tiert über dieses Projekt und pen-
delt hin und her zwischen Be-
geisterung und Bedenken. Dabei
ist ganz klar festzustellen, ein
Instrument zu erlernen, kann ein
wunderbarer Zugang zur Musik
sein. Wenn diese Aktion richtig
gelenkt wird, sollte man diesen
Pflicht-Instrumentalunterricht
als große Chance sehen und vor
allem als faszinierende Vorstel-
lung: Die besondere persönlich-
keitsbildende Kraft der Musik
und des Instrumentalspiels könn-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Deutscher Städtetag:

Überfällige Reformen
Tagung von Präsidium und Hauptausschuss in Frankfurt am Main

Mit Blick auf die gravierenden Auswirkungen der Fi-
nanzmarktkrise auf die Landesbanken hat sich der
Deutsche Städtetag bei seiner jüngsten Sitzung in
Frankfurt am Main für ein rasches, tragfähiges Ge-
schäftsmodell ausgesprochen. Wie der Städtetagsprä-
sident, Münchens Oberbürgermeister Christian Ude
erläuterte, habe sich „auf dramatische Weise gezeigt,
dass die Zahl der Landesbanken zu groß ist“. Ihre
heutige Rolle als Geschäftsbank, Sparkassenzentral-
bank und Dienstleister der Sparkassen reiche nicht
aus, um dauerhaft auch international wettbewerbs-
fähig zu sein und hinreichende Erträge zu erzielen.

Anders stelle sich dagegen die
Lage bei den Sparkassen mit
ihrem Regionalprinzip dar: „Die
kommunalen Sparkassen mit ih-
rem Geschäftsmodell der Selbst-
ständigkeit, dem dichten Filial-

netz in den Regionen und der
Kundennähe haben sich in der
aktuellen Finanzmarktkrise als

Bürgern und Wirtschaft, sondern
auch dem deutschen Finanz-
markt insgesamt.

„Im Bereich der Landesban-
ken sind Reformen überfällig.
Die Zeit drängt seit der Krise
stärker denn je. Eine Übernahme
von Sparkassen durch Landes-
banken aber wäre der falsche
Weg. Sie ist ökonomisch sinnlos,
weil sie schwachen Landesban-
ken nicht auf die Beine hilft. Sie
würde zudem das bewährte
Geschäftsmodell der regional
selbstständigen Sparkassen zer-
stören und wird deshalb von den
Städten entschieden abgelehnt“,
sagte der Städtetagspräsident.
Auch Teilprivatisierungen der
Landesbanken seien kritisch zu
beurteilen.

Bestätigt durch Forsa

Bestätigt sieht sich der Deut-
sche Städtetag in seiner Haltung
durch aktuelle Umfrageergebnis-
se von Forsa im Auftrag des
Deutschen Sparkassen- und
Giroverbandes. Danach spricht
sich eine große Mehrheit von 83
Prozent der Bürgerinnen und
Bürger dagegen aus, dass Spar-
kassen aus der Trägerschaft der
Städte und Kreise herausgelöst
und an private Investoren ver-
kauft werden. Über zwei Drittel
der Befragten wollen außerdem
nicht, dass Sparkassen von Lan-
desbanken übernommen werden
können.

Ziel der notwendigen Konsoli-
dierung der Landesbanken, so
Ude, müsse es sein, deren Kapa-
zitäten anzupassen und über ver-
änderte Geschäftsmodelle dauer-

(Fortsetzung auf Seite 4)

Prominenz beim Musikschultag (von links): Dr. Harald Fichtner, Oberbürgermeister der Stadt
Hof, Wolfgang Greth, 1. Vorsitzender des VBSM, Theo Zellner, Präsident des Bayerischen
Landkreistages, Wissenschaftsminister Dr. Thomas Goppel, VBSM-Präsident Altlandrat Hanns
Dorfner, Intendant Wilfried Anton und Ingrid Schrader, designierte Intendantin. Foto: Giegold

Ein entschlossenes Han-
deln zur Wachstumsstärkung
ist angesichts der Turbulen-
zen an den Weltfinanzmärk-
ten und der zunehmenden
Konjunkturrisiken auch in
Deutschland alternativlos.
Dies bestätigt der Sachver-
ständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung in seinem
aktuellen Gutachten“, erklär-
te Finanzminister Georg Fah-
renschon in München.

Der bayerische Finanzmi-
nister Fahrenschon spricht
sich deshalb für zielgenau
wirkende steuerliche Entlas-
tungen aus.

Der Sachverständigenrat
hält Korrekturen bei der Un-
ternehmensteuerreform und
kritisiert die negativen Aus-
wirkungen der Beschrän-
kung der Verlustverrech-
nung. Von Nachbesserungen
bei der Zinsschrankenrege-
lung versprechen sich die
Gutachter unmittelbar posi-
tive Auswirkungen auf die
unternehmerische Investi-
tionsnachfrage.

Fahrenschon
fordert entschlossenes

Handeln

Christian Ude.

der stabilisierende Faktor erwie-
sen. Und das nicht nur für die
Privatkunden und die Wirtschaft,
sondern auch für das deutsche
Bankenwesen“, betonte Ude.
Würden die Sparkassen ge-
schwächt, schade dies nicht nur

SGK-Landesversammlung in Nürnberg:

Pläne für die nächsten Jahre
Hände weg von den Sparkassen!

Bei ihrer zweitägigen Landesversammlung in Nürnberg haben
die Landräte, Bürgermeister und Fraktionen der SPD mit einem
einstimmig verabschiedeten Positionspapier inhaltlich Weichen
gestellt. „Handlungsfähige Kommunen – Starke Partner“, so
lautet der Titel des Forderungskatalogs an den Freistaat.

In ihrem 16-Punkte-Programm
befasst sich die SGK (Sozialde-
mokratische Gemeinschaft für
Kommunalpolitik) mit den
wichtigsten gesellschaftlichen
Fragen der Zeit.

Nicht nur Steuer-, Bildungs-
Gesundheits-, Kultur- und Mobi-
litätsfragen wurden dabei festge-
halten. Die Kommunalpolitiker
befassten sich auch mit der flä-
chendeckenden Einführung kos-
tengünstiger Breitbandtechnolo-
gien, Möglichkeiten der Verbes-
serung des bürgerschaftlichen
Engagements, sowie die Forde-
rung nach einer Stärkung der
Zentralorte in ihrer Versorgungs-
funktion. Mit dem Positionspa-
pier ist dem neu gewählten Lan-
desvorstand in Nürnberg nun-
mehr ein Arbeitsprogramm vor-
gegeben.

Dass die kommunalen Spar-
kassen ein Garant für das Geld

der Bürger sind war gemeinsa-
mer Tenor der zweitägigen Lan-
desversammlung der Sozialde-
mokratischen Gemeinschaft für
Kommunalpolitik in Nürnberg.

Das Eigentum
der Bürger erhalten

„Unsere Daseinsvorsorge muss
auch in Europa erhalten bleiben.
Sie ist Sinn der kommunalen
Selbstverwaltung“, lautet eine
These. Im Kern gehe es um den
Erhalt des Eigentums der Bürge-
rinnen und Bürger. Dass die Ge-
meinschaft der Kommunalpoliti-
ker dabei richtig liegt, zeige die
augenblickliche Finanzmarktkri-
se mit aller Deutlichkeit, erklärte
SGK-Landesgeschäftsführer
Helmut Bertig in einer Presseer-
klärung. „Nur unsere öffentlich-
rechtlichen Sparkassen, sowie
die genossenschaftlich organi-

sierten Banken konnten Schlim-
meres vermeiden“, so Bertig.

Den Schutz dieses Eigentums
erwarten die Kommunalpoliti-

Dr. Ivo Holzinger.

ker deshalb auch von der staat-
lichen Politik und fordern dies in
ihrem Positionspapier unisono.
Der Nürnberger Oberbürgermei-
ster Dr. Ulrich Maly erachtet in
diesem Zusammenhang eine
Wertdebatte für notwendig. Es

(Fortsetzung auf Seite 2)



LANDES- UND BUNDESPOLITIK2 GZ20. 11. 2008

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!
Buchen Sie Last-Minute-Schn ppchen

direkt im Internet unter
www.1a-preisvergleichreisen.de

AAbb iinn ddiiee SSoonnnnee!!

Die kommunale
Selbstverwaltung stärken

Innenminister verhandelt mit
Städten, Landkreisen und Gemeinden

Die Aufgabenverteilung zwischen Staat und Kommunen neu
zu ordnen, ist für die bayerische CSU/FDP-Koalition eine der
wichtigsten Aufgaben, so Innenminister Joachim Herrmann im
Pressegespräch. Er hat bereits Kontakt zu Städte-, Landkreis- und
Gemeindetag aufgenommen. Binnen Jahresfrist soll ein gemein-
sames Konzept erstellt werden, das sowohl die kommunale
Selbstverwaltung stärkt als auch die Verschlankung der Behörden
von Bezirken und Ministerien bewirkt.

Die bestehende Aufgabenstruktur soll gemäß Koalitionsvertrag
unvoreingenommen durchforstet werden, wie auch Ministerpräsi-
dent Seehofer bei Abschluss des Koalitionsvertrages schon an-
gekündigt hatte (s. GZ 21/06.11.08). Herrmann erwartet keine
ganz einfachen Verhandlungen. Es werde auch Widerstände gegen
bestimmte Aufgabenübertragungen vom Staat bzw. von den Be-
zirksregierungen auf die Kommunen geben. Eine gewichtige Rol-
le wird dabei die finanzielle Ausstattung der Städte, Landkreise
und Gemeinden spielen. Die Durchforstung der Zuständigkeiten
sei jedoch absolut sinnvoll, betonte der Innenminister. rm

Sacharbeit beginnt im Dezember
Landtag zunächst mit Fragen

der Organisation und des Selbstverständnisses beschäftigt
Der am 28. September gewählte 16. Bayerische Landtag kommt
langsam in Gang. Bevor Ministerpräsident Horst Seehofer am 3.
Dezember die Regierungserklärung der CSU/FDP-Koalition ab-
gibt, haben vergangene Woche im wesentlichen organisatorische
Fragen die Sitzungen des Plenums mit nunmehr fünf Fraktio-
nen bestimmt. Die teilweise Neufassung der Geschäftsordnung
sowie Besetzung und Aufgaben der 12 Ausschüsse führe zu
grundsätzlichen Auseinandersetzungen zwischen Koalition und
Opposition über Selbstverständnis und Verfassungsmäßigkeit
des Parlaments, wobei sich CSU und FDP letztlich gegen SPD,
Freie Wähler und Grüne durchsetzten.

Bisher hatte der Haushaltsaus-
schuss 23, alle anderen Aus-
schüsse hatten 17 Mitglieder.
Die Koalitionsfraktionen einig-
ten sich darauf, dem Haushalts-
ausschuss 22 Sitze zuzuweisen,
den Ausschüssen für Innere Si-
cherheit und Kommunale Fra-
gen, für Bildung, Jugend und
Sport sowie für Umwelt und Ge-
sundheit je 20. Alle anderen be-
kommen 16 Sitze.

Exakte Berechnungen

CSU-Vizefraktionschef Tho-
mas Kreuzer begründete dies da-
mit, dass die von der Opposition
ausdrücklich gewünschte Um-
stellung der Sitzeberechnung auf
ein neues Verfahren die CSU bei

17 Ausschussmitgliedern be-
nachteiligt hätte. Mit acht Abge-
ordneten hätte die stärkste Frak-
tion nur 47,06 % der Ausschuss-
sitze. Ihr Gesamtanteil an den
187 Landtagsmandaten betrage
aber 49,19 %. In 16-er Aus-
schüssen bekomme die CSU 50
%, was dem Ergebnis der Land-
tagswahl besser entspreche.

Eindeutige Entscheidungen

Das ließ die Opposition nicht
gelten. Harald Güller (SPD) sah
eine Verzerrung des Wählerwil-
lens, wenn die vom Wähler unter
die absolute Mehrheit gedrückte
CSU sich aufwerte und bei Patt-
abstimmungen unwillkommene
Anträge auch ohne absolute

Mehrheit abschmettern könne.
Das sei verfassungswidrig und
müsste vom höchsten Gericht
überprüft werden. Diese Ein-
schätzung machte sich sein Frak-
tionskollege Franz Schindler un-
ter Hinweis auf frühere Land-
tagsausschuss-Besetzungen
nicht ausdrücklich zu eigen; das
stehe nicht in der Verfassung. Es
bleibe jedoch der Versuch, das
Wahlergebnis zu manipulieren.

Ulrike Gote (Grüne) meinte
ebenfalls, die CSU verstehe die
Geschäftsordnung als Instru-
ment der Machtmanipulation.
Tanja Schweiger (FW) befand,
die ungerade Zahl der Ausschuss-
mitglieder habe sich bewährt,
weil sie eindeutige Entscheidun-
gen voraussetze. Der FDP-Ab-
geordnete Tobias Thalhammer
wies die Vorwürfe zurück und
versicherte, gerade die FDP wer-
de eine Schmälerung der Oppo-
sitionsrechte nicht hinnehmen.
Die Koalitionsfraktionen setzten
die neuen Ausschussstärken
durch.

Besetzung im Dezember

Wie sich die 12 Ausschüsse
künftig zusammensetzen und
wer Vorsitzender bzw. Stellver-
treter ist, wird sich erst Anfang
Dezember bei ihrer Konstitu-
ierung zeigen. Die Führungspo-
sitionen werden nach einem ei-

genen Berechnungsverfahren
verteilt. Das heißt, die CSU hat
den ersten Zugriff, den dritten,
sechsten, achten, zehnten und
elften. Die SPD benennt für drei,
neun und zwölf den Vorsitzen-
den, die Freien Wähler greifen
an vierter Stelle zu, die Grünen
an fünfter, die FDP an der sie-
benten. Sicher scheint nach bis-
herigen Fraktionsbeschlüssen
nur, dass die CSU vorrangig
beim Haushaltsausschuss zu-
greifen wird. Kandidat ist Georg
Winter, von Beruf Diplomver-
waltungswirt, der von der Frakti-
on zum Arbeitskreisvorsitzenden
Haushalt gewählt wurde.

Viele Spekulationen

Den früheren Finanzminister
und CSU-Vorsitzenden Erwin
Huber wählte die Fraktion mit
47 gegen 37 Stimmen zum
Arbeitskreisvorsitzenden Wirt-
schaft, Infrastruktur, Verkehr und
Technologie. Falls die SPD, wie
angedeutet, als erstes den Bil-
dungsausschuss greift, wird Hu-
ber Vorsitzender des Wirtschafts-
ausschusses. Alles weitere gilt in
den Fraktionen vorerst als Spe-
kulation. Die Opposition schei-
terte mit dem Vorschlag das Zu-
griffsverfahren sofort nach der
Vollsitzung vorzunehmen. Sie-
ben Wochen nach der Landtags-
wahl sei es an der Zeit, mit der
Sacharbeit zu beginnen. CSU
und FDP wollen die Ausschüsse
Anfang Dezember konstituieren.
Entscheidende Zeitverluste wer-
de es nicht geben.

Bei weiteren Änderungen der

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bernhard Müller

97616 Salz
am 27.11.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erich Schmid

94447 Plattling
am 3.12.

Bürgermeister Winfried Strobel
97262 Hausen

am 5.12.

Bürgermeister Simon Landmann
85232 Bergkirchen

am 30.11.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz-Xaver Eckl

94267 Prackenbach
am 8.12.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache:
Trotz aller Bemühungen sind

unsere Daten nicht vollständig.
Wir bitten deshalb um rechtzeitige
Bekanntgabe der bevorstehenden

runden Geburtstage.

FW-Landesdelegiertenversammlung in Wendelstein:

Suche nach
den besten Argumenten

Nach ihrem Einzug in den Bayerischen Landtag wollen sich die
Freien Wähler nunmehr auch auf Landesebene für mehr Bür-
gernähe einsetzen. Wie Landesvorsitzender Hubert Aiwanger
bei einer Landesdelegiertenversammlung in Wendelstein her-
vorhob, „muss die Politik das Vertrauen der Bevölkerung wie-
der zurückgewinnen“. Die Bürger hätten ein Anrecht darauf,
dass ihre Sorgen und Nöte ernst genommen werden und in die
politische Tagesarbeit einfließen.

Die Freien Wähler wollen mit
einem offenen Politikstil und der
Suche nach den besten Argu-
menten unabhängig vom Partei-
buch das „Blockdenken“ auf-
weichen und nach dem Vorbild
gut funktionierender Kommu-
nalparlamente eine ergebnisori-
entierte politische Kultur pfle-
gen, bei der das Wohl der Bevöl-
kerung im Mittelpunkt steht,
fuhr Aiwanger fort. Nur so kön-
ne erreicht werden, dass sich die
Bevölkerung in einem solchen
Bürgerstaat wieder mehr mit ein-
bringt anstatt dass Politik und
Bevölkerung sich immer mehr
voneinander entfremden.

Problemfelder angehen

„Die bevorstehende Rezessi-
on und die Zukunftsangst vieler
unserer Bürgerinnen und Bürger
können nur parteiübergreifend
und gemeinsam gelöst werden,
die Problemfelder müssen ge-
zielt angegangen werden, die
politischen Kräfte dürfen sich
dabei nicht in einem Dauer-
schönheitswettbewerb gegen-
seitig neutralisieren“, mahnte
der FW-Vorsitzende.

Weiterhin ein zentrales Thema
der Freien Wähler ist die Bil-
dungspolitik, wie der Landtags-
abgeordnete Dr. Hans Jürgen
Fahn bemerkte. In Kürze soll ein
finanzierbares Konzept zur Bil-
dung kleinerer Klassen und zur
Einstellung von mehr Lehrern
vorgestellt werden. Das Ziel von
CSU und FDP, die Klassen-
höchststärken binnen fünf Jahren
auf 30 Schüler in weiterführen-
den Schulen und auf 25 in
Grundschulen zu senken, sei für
die Freien Wähler zu wenig, be-
tonte Fahn. Der Abgeordnete
plädierte zudem u. a. für eine

völlige Abschaffung der Studi-
engebühren und den Erhalt
wohnortnaher Schulen. Darüber
hinaus müsse das Konnexitäts-
prinzip auch in der Bildungspoli-
tik gelten.

Unterstützung für den
ländlichen Raum

MdL Alexander Muthmann,
der ehemalige Landrat von
Freyung-Grafenau, warnte vor

schutz über die Förderung rege-
nerativer Energien bis zur Unter-
stützung bürgerschaftlichen En-
gagements, sagte Muthmann.

Erhaltung und Schaffung
von Arbeitsplätzen

Vordringlich aber sei die Er-
haltung bestehender und die
Schaffung neuer Arbeitsplätze.
In diesem Bereich habe die alte
Staatsregierung in den vergange-
nen Jahren Mittel erheblich ge-
kürzt; als Beispiele nannte der
Landtagsabgeordnete Investi-
tionsfördermittel für kleinere
und mittlere Betriebe, Kürzun-
gen für die Strukturförderung in
der Landwirtschaft sowie die
Vernachlässigung der notwendi-
gen Infrastruktur, insbesondere
auch beim „schnellen Internet“.

Entscheidungskompetenzen
für Kommunen

„Besonders wirksam kann der
ländliche Raum auch durch eine
gute Finanzausstattung der
Kommunen bei weit reichenden
Gestaltungsspielräumen unter-
stützt werden“, machte Muth-
mann deutlich. Dazu sei die Be-
reitschaft der Staatsregierung
notwendig, Entscheidungskom-
petenzen an die Kommunen ab-
zugeben und die bestehende Vor-
schriftenflut endlich zu bekämp-
fen: „Man braucht nicht nach
Brüssel oder Berlin zu schielen,
da könnte der Bayerische Ge-
setzgeber auch als Vorbild wir-
ken.“ Zudem könne dem ländli-
chen Raum sehr wirksam durch
die Verlagerung öffentlicher Ar-
beitsplätze geholfen werden.

„Mehr Freiraum für die Kom-
munen“ forderte der ehemalige
Freisinger Landrat MdL Man-
fred Pointner. Dies könne er-
reicht werden durch den Abbau
bürokratischer Hürden und eine
bessere finanzielle Ausstattung
der Kommunen. Die Freien
Wähler forderten eine konse-
quente Anwendung des Subsi-
diaritätsprinzips sowohl bei der

Hubert Aiwanger.

(Fortsetzung von Seite 1)
müsse geklärt werden wohin die
Reise gehen soll und was der
Gesellschaft das Allgemeinwohl
wert ist. „Nur wir sind die, die
Gier begrenzen wollen und die,
die die Gier begrenzen werden,
in Europa und in Deutschland!“
rief Maly unter Beifall.

Unterstützung aus
Landtag und Bundestag

Unterstützung zugesagt wurde
den Kommunalpolitikern aus der
landes- und bundespolitischen
Szene: Franz Maget, Fraktions-
vorsitzender SPD-Landtagsfrak-
tion, äußerte die Vermutung,
dass der Finanzbedarf bei der
Landesbank wohl deutlich höher
sein wird als bisher angenom-
men. Deshalb müsse Bayern
auch aus dem Staatsvermögen

Gelder bereit stellen. Und dies
unabhängig davon, welche Neu-
ordnung es künftig geben wird.
Grundsätzlich dürfe dies aber
nicht zu Lasten der Sparkassen
gehen, die im Eigentum der
Kommunen gerade in schwieri-
gen Zeiten als Hort der Sicher-
heit von unschätzbarem Wert
seien. Detlef Raphael, Ge-
schäftsführer der BundesSGK,
referierte, wie wichtig das The-
ma Daseinsvorsorge sei. Er
wähnt darin ein „Topthema, das
die Menschen betrifft und
berührt“. Deshalb forderte er die
Kommunalpolitiker auf: „Macht
das Thema Europa kommunal!“

Holzinger im Amt bestätigt

Bei nur einer Enthaltung wur-
de der Memminger Oberbürger-
meister, Dr. Ivo Holzinger, in
Nürnberg als Vorsitzender der
Sozialdemokratischen Gemein-
schaft für Kommunalpolitik be-
stätigt. Holzinger sieht die SGK
als wichtiges Bindeglied zwi-
schen den Kommunen und der
SPD-Landtagsfraktion.

Gerade für Regionen, in denen
es keinen SPD-Abgeordneten-
gibt, nehme die SGK diese
Funktion wahr. Die gemeinsame
Linie bei der Forderung nach der
Regionalschule betrachtet der
Memminger OB als Ausdruck
für die gute und enge Zusam-
menarbeit mit der Landtagsfrak-
tion. „Doch es liegt noch viel vor
uns“, so Holzinger. Gerade die
neue Zusammensetzung des
Landtags zeige Chancen auf,
Dinge anzukurbeln die bisher
nicht möglich erschienen. Er hält
eine partielle Zusammenarbeit
mit den Freien Wähler für nicht
ausgeschlossen, da er im kommu-
nalen Bereich viele Übereinstim-
mungen ausmacht.. In Zukunft
will die SGK ihre Präsenz in der
Fläche erhöhen und sich als wich-
tige kommunale Kraft noch deut-
licher positionieren. HB

Pläne für die nächsten Jahre ...

Geschäftsordnung setzten sich
die beiden Koalitionsfraktionen
gleichfalls gegen die Opposi-
tionsanträge durch. Es wurden
Beschränkungen der Redezeiten
mit Ausnahmen beschlossen,
wobei SPD, Grüne und Freie
Wähler durchaus für eine
grundsätzliche Beschränkung
waren, weil nun fünf statt drei
Fraktionen im Landtag sind.

Nicht durchsetzen konnten
sich die drei Fraktionen u. a. mit
dem Vorschlag, die im letzten
Landtag eingeführte Ministerbe-
fragung in eine Regierungsbefra-

gung auszuweiten, dass also
nicht nur ein bestimmter Fach-
minister antworten müsse. Die
Opposition konzedierte verfas-
sungsmäßig jedoch, dass es letzt-
lich das Recht der Staatsregie-
rung sei, eines ihrer Mitglieder
für die Regierungsbefragung zu
bestimmen.

Erhöhung der staatlichen
Fraktionszuschüsse

Einhellig war man für die Er-
höhung der staatlichen Frakti-
onszuschüsse. Wenn auch nach
Ansicht der Freien Wähler nicht
alles in einem Zuge hätte ge-
schehen müssen. Sie sollen von
derzeit knapp 9,5 Mio. Euro pro
Jahr auf gut 14 Mio. Euro stei-
gen. Darin sind monatliche
Kopfbeträge von knapp 3.000
Euro ebenso enthalten wie ein
Bonus zwischen 45.000 und
90.000 Euro für die Opposition,
weil sie die Ressourcen der
Staatsregierung nicht nutzen
können. Alle Fraktionen halten
die Erhöhungen für maßvoll und
berechtigt. Die Entscheidung
fällt nächstes Frühjahr mit Ver-
abschiedung des Staatshaushalts
2009/2010. rm

der Gefahr, dass der ländliche
Raum im Wettlauf mit den star-
ken Wirtschafts- und Ballungs-
räumen mehr und mehr ins Hin-
tertreffen gerät. Ohne eine starke
politische Unterstützung sei die-
se Entwicklung des Bevölke-
rungsverlustes bei gleichzeitiger
Überalterung und wirtschaftli-
cher Schwächung nicht zu ver-
meiden.

Politik zugunsten des ländli-
chen Raums sei in nahezu allen
Themenbereichen möglich – von
der Bildungspolitik über den Ge-
sundheitsbereich, vom Umwelt-

Zuordnung der Behörden als
auch bei den Aufgabenzuwei-
sungen.

Vollzugsaufgaben müssten
grundsätzlich bei Landratsäm-
tern, Städten oder Gemeinden
angesiedelt werden ohne Beteili-
gungsverfahren durch die Regie-
rung oder Sonderbehörden, regte
Pointner an. Gutachterliche Be-
teiligungen seien möglich, lägen
aber im Ermessen der Vollzugs-
behörde. Alle Verwaltungsver-
fahren sollten möglichst nur von
einer Behörde erledigt werden.

Weg vom „goldenen Zügel“

Pointner sprach sich für eine
Vereinfachung der staatlichen
Förderung, weg vom „goldenen
Zügel“ aus. Die zeitgerechte
Auszahlung der den Kommunen
zustehenden Zuschüsse sei drin-
gend notwendig. Der kommuna-
le Finanzausgleich müsse refor-
miert werden und der kommuna-
le Anteil von jetzt 11,7 % sei
nach und nach zu erhöhen. Die
Fördermittel für Hochbauten
und Sanierungen müssten als
Teil des zur wirtschaftlichen Sta-
bilitätsstützung erforderlichen
Förderprogramms aufgestockt
werden, ebenso der KFZ-Steuer-
anteil zum Ausbau und Unterhalt
der Straßen.

Pointner abschließend: „Trotz
der aufgrund der Finanzkrise
schwieriger werdenden Wirt-
schaftslage müssen die Kommu-
nen in die Lage versetzt werden
weiter zu investieren. Dies gilt
für alle Teile Bayerns, vor allem
auch für den ländlichen Raum,
denn nur dann können Arbeits-
plätze gesichert oder neu ge-
schaffen werden.“ DK



20. 11. 2008 BLICKPUNKTEGZ 3

GZGZAnzeigen in der
Ihre Ansprechpartnerin:
Viktoria Bertele

Fax: 08171/80514
Internet: www.gemeindezeitung.de
eMail: info@gemeindezeitung.de

Telefon: 08171/9307-11Telefon: 08171/9307-11

Liebe Leserinnen
und Leser,

die Koalitionsvereinbarung
2008 bis 2013 zwischen CSU
und FDP setzt die Leitplan-
ken für die bayerische Politik
in den nächsten Jahren. Für
die Kommunen enthält dieser
Vertrag eine Reihe von be-
deutenden, meist erfreulichen
Aussagen.

So sollen die Kommunen als
Keimzellen des bürgerschaft-
lichen Engagements und ins-
besondere die kommunale
Selbstverwaltung gestärkt werden. Dazu sollen
weitere Aufgaben aus der Staatsverwaltung auf
die Kommunen übertragen werden. In diesen
Prozess sollen die Kommunen eingebunden
werden und es soll ein eventuell erforderlicher
Mehrbelastungsausgleich erfolgen.

Die Koalitionäre sprechen sich dafür aus,
dass staatliches Handeln vom Grundsatz der
Subsidiarität getragen sein muss. Es ist deshalb
nur folgerichtig, dass die Aufgaben der Regie-
rungen mit dem Ziel, möglichst viele davon auf
die untere Verwaltungsebene (Landratsämter
oder Kommunen) zu übertragen, überprüft wer-
den sollen. Ebenso soll eine Aufgabenentflech-
tung zwischen Staat und Kommunen erfolgen
und die Aufgabenverteilung zwischen den kom-
munalen Ebenen (Gemeinden und Städte, Land-
kreise, Bezirke) soll optimiert werden. Gerne
hören die Kommunen auch, dass die staatlichen
Förderprogramme mit dem Ziel, die Verfahren
zu vereinfachen, überprüft werden sollen.

Interessant werden wird auch die vorgesehe-
ne Einrichtung von Modellkommunen, die es
erlauben soll, innerhalb eines gesetzlich zu defi-
nierenden Rahmens nach eigener Entscheidung
von Landesrecht abzuweichen. Die Koalitions-
vereinbarung sieht auch vor, in den Wahlgeset-

zen für die Verteilung der Sitze
auf die Wahlvorschläge in den
Gemeinderäten, Kreistagen
und Bezirkstagen das Hare-
Niemeyer-Verfahren einzu-
führen.

Von höchster Bedeutung für
die Kommunen ist das Be-
kenntnis der Koalitionspar-
teien zum Konnexitätsprinzip,
das die Kommunen vor Aufga-
benübertragungen ohne ange-
messenen Finanzausgleich
schützen soll. Der kommunale
Finanzausgleich soll fortge-
führt werden, damit die baye-

rischen Kommunen auch weiterhin im bundes-
weiten Vergleich finanziell gut dastehen. Für die
kommunalen Schulen wird eine Erhöhung der
Förderung angestrebt. Die Kommunen benöti-
gen dringend eine deutliche Erhöhung der
staatlichen Personalkostenerstattungen, erspa-
ren sie doch dem Staat durch kommunale Schu-
len jährlich einen dreistelligen Millionenbetrag.
Die Aussage, den kommunalen Straßenbau
auch künftig angemessen zu fördern, hätte aus
der Sicht der Kommunen durchaus kräftiger
ausfallen dürfen.

Ein besonderes Augenmerk wird auf leis-
tungsfähige kleine und mittlere Energieversor-
gungsunternehmen in kommunalem, genossen-
schaftlichem oder privatem Eigentum gelegt.

Alle im Koalitionsvertrag vereinbarten Vor-
haben stehen jedoch unter einem generellen
Haushaltsvorbehalt. Am Ziel eines ausgegliche-
nen Haushalts wird nachdrücklich festgehalten
sowie ein Vorbehalt für unvorhergesehene Be-
lastungen aus der Finanzmarktkrise und der
Landesbank formuliert.

Die Koalitionsvereinbarung zwischen CSU
und FDP stellt nach meiner Auffassung eine ge-
eignete Grundlage für die Arbeit der Kommu-
nen in den nächsten Jahren dar. Nun geht es
darum, die Zielsetzungen und Vorhaben in
praktische Politik umzusetzen und für unser
Land nutzbar zu machen. Es liegt nun an der
neuen Staatsregierung und am neuen Landtag,
gemeinsam und partnerschaftlich mit den Kom-
munen die nächsten Jahre zu gestalten.

Ihr Gerhard Weber

KolumneGZ Gerhard Weber

Koalitionsvertrag
stärkt Kommunen

Energie- und Klimabeziehungen der EU mit Osteuropa:

Strategische Partnerschaft
Vortrag von Dr. Gerhard Sabathil, Direktor der Generaldirektion RELEX

der Europäischen Kommission, bei der Europäischen Energiekonferenz in Erfurt
Mit der Initiative des integrierten Klima- und Energiemanage-
ments hat die Europäische Kommission Entschlossenheit zur
CO2-Reduktion gezeigt. Damit ist die EU im Rahmen der UN-
Kyoto-Ziele weltweit Vorbild. Die Europäische Energie- und
Klimakonferenz in Erfurt griff diese wegweisenden Entschei-
dungen auf. Vertreter der Energieversorger und -verbraucher,
der Kommunen, der KMU sowie der Europäischen Kommissi-
on erörterten die zentralen Fragestellungen nach einer zukünf-
tigen alternativen Energieversorgung.

Über die „Energie- und Kli-
mabeziehungen der Europäi-
schen Union mit Osteuropa in ei-
ner Strategischen Partnerschaft“
referierte Dr. Gerhard Sabathil,
Direktor der Generaldirektion
RELEX der Europäischen Kom-
mission.

Verhaltensänderung
angemahnt

Wie Sabathil eingangs fest-
stellte, offenbart ein kurzer Blick
auf die europäische Energie-
bilanz, dass fast 37% des
Energieverbrauchs im Jahr 2006
durch Öl gedeckt wurde; 24%
entfielen auf Gas, 18% auf Koh-
le, 14% auf Nuklearenergie und
lediglich 7% auf erneuerbare En-
ergien. Derzeit werden etwa
60% des Erdgases, das in der EU
konsumiert wird, importiert. Oh-
ne Verhaltensänderung könnte

müsse. Er räumte freilich ein,
„dass wir – auch bei effizienter
Nutzung und dem verstärkten
Einsatz von erneuerbaren Ener-

nerländern Ukraine, Aserbaid-
schan, Kasachstan und Turk-
menistan Absichtserklärungen
zu Energiefragen abgeschlossen.
Mit der Ukraine unterhalte die
Europäische Union eine gemein-
same Arbeitsgruppe zum Klima-
wandel, mit Russland wurde be-
reits im Jahr 2000 ein Energie-
dialog begonnen. Im Jahr 2004
unterzeichnete Russland das
Kyoto-Protokoll, in der Folge
führe die EU mit Russland einen
Dialog über wirksame Klima-
schutzmechanismen nach dem
Jahr 2012.

Regionaler Energiedialog

Zusätzlich zu bilateralen Ko-
operationen mit Drittstaaten
komme dem regionalen Energie-
dialog große Bedeutung zu, so
Sabathil. Als herausragendes
Beispiel nannte er das INOGA-
TE-Programm und die darauf
aufbauende Baku-Iniative, durch
deren finanzielle Unterstützung
seit Anfang der 90er Jahre wich-
tige technische Maßnahmen, et-
wa im Bereich der Instandset-
zung veralteter Gasleitungen, in
den osteuropäischen und zentral-
asiatischen Staaten mit großem
Erfolg durchgeführt werden
konnten.

Schwarzmeer-
Synergie-Initiative

Die 2007 begonnene Schwarz-
meer-Synergie-Initiative fördere
wiederum die Zusammenarbeit
zwischen den Staaten dieser Re-
gion unter anderem im Bereich
strategisch wichtiger Energiein-
frastruktur. So habe die EU-
Kommission eine Machbarkeits-
studie für die Errichtung eines
Energiekorridors durch das Ka-
spische und das Schwarze Meer
unterstützt. Die Studie schaffe
eine bessere Entscheidungs-
grundlage für die verschiedenen
Optionen, sei es per Pipeline
oder per Schiff.

Sicherheitsverbesserungen
an Nuklearanlagen

Auch im Bereich der nuklea-
ren Sicherheit hat die EU durch
Hilfen zur Modernisierung ver-
alteter Reaktoren große Fort-
schritte mit den Partnerländern
erreichen können, wie Sabathil
erläuterte. Das hierfür geschaffe-
ne „Instrument für Zusammenar-
beit im Bereich der nuklearen Si-
cherheit“ verfüge in den Jahren
2007 bis 2013 über ein Budget
von 524 Millionen Euro. Mit
diesem Geld würden beispiels-
weise der Tschernobyl-Fonds
unterstützt und dringend not-
wendige Sicherheitsverbesse-
rungen an Nuklearanlagen der
ersten Generation aus Sowjetzei-
ten, etwa in Armenien, durchge-
führt. Ende 2008 werde der eu-
ropäische Rat über die Ausge-
staltung einer Östlichen Partner-
schaft beraten. Diese soll in ers-
ter Linie die Beziehungen zu Ar-
menien, Aserbeidschan, Georgi-
en, Moldau und der Ukraine auf
eine neue Grundlage stellen. In
all diesen Initiativen spiele das
Thema Energie eine Schlüssel-
rolle.

Infrastrukturelle
Vernetzung

Von großer Bedeutung für die
EU-Energiesicherheit sei auch
eine bessere infrastrukturelle
Vernetzung der EU-Staaten un-
tereinander und mit den Transit-
staaten. Insbesondere bisher
vom gemeinsamen Markt abge-
schlossene Energieinseln wie die
baltischen Staaten müssten
durch Verbindungen an die rest-
lichen EU-Staaten angeschlos-

Dr. Gerhard Sabathil.

dieser Wert im Jahr 2030 an
84% reichen. Im Ölbereich
stammen bereits heute 84% des
Konsums aus dem Ausland, was
sich bis 2030 auf 93% steigern
könnte. Bei der Hälfte des ge-
samten Energiekonsums hängt
Europa derzeitig schon von Im-
porten ab, Schätzungen gehen
von einer Abhängigkeit von 64%
im Jahr 2030 aus. Im Ölsektor
stammen ca. 26% des Gesamt-
konsums von nur einem Anbie-
ter, Russland. Ähnliches zeigt
sich beim Gaskonsum, dort lie-
fert Russland annähernd 30%
der gesamten in der EU konsu-
mierten Menge.

Schlüssel zum Verständnis
der geostrategischen
Herausforderungen

Energie war gerade in den An-
fängen der Europäischen Inte-
gration kein Rand- sondern mit
der Gründung von Euratom und
EGKS Kernthema, betonte der
Generaldirektor. Wie in den
50er Jahren sei Energiepolitik
wieder „der Schlüssel zum Ver-
ständnis der geostrategischen
Herausforderungen des 21. Jahr-
hunderts schlechthin“ geworden.
Europa, wenn auch selbst relativ
arm an fossilen Energieträgern,
befinde sich dabei in einer be-
günstigten geographischen La-
ge: „Wir sind von Energieliefer-
ländern umgeben und müssen
diese Gunst noch besser nutzen.“
Deutschland als größtes Mit-
gliedsland der EU sollte Schritt-
macher sein für eine sichere,
nachhaltige und wettbewerbs-
fähige Energieversorgung.

Mit Blick auf anstehende Kli-
maverhandlungen in Posen und
Kopenhagen verwies Sabathil
darauf, dass die multilaterale En-
ergie- und Klimadiplomatie
Hochkonjunktur habe und die
EU hier eine aktive Rolle spielen

gien – auf absehbare Zeit von
fossilen Energieträgern abhängig
bleiben werden, besonders im
Bereich der Gaslieferungen, die
anders als Öl zum Großteil durch
nur wenige Pipelines nach Euro-
pa gelangen“. Auch im Lichte
neuerer Entwicklungen stelle
dies schon kurzfristig die Frage
nach der Energieversorgungssi-
cherheit Europas.

Diversifizierte Anbindung

Die Ereignisse im Südkauka-
sus hätten deutlich vor Augen
geführt, „dass politische Kon-
flikte in Drittländern kurz- bis
langfristige Veränderungen und
Gefährdungen für die europäi-
sche Anbindung an Energieflüs-
se bewirken können“, fuhr Saba-
thil fort. Auch Handelsdispute
zwischen Liefer- und Transitlän-
dern bürgen Gefahren für die
europäische Energiesicherheit.
Dies habe sich bei den Lieferun-
terbrechungen aufgrund der
Preisdispute zwischen Belarus
und Russland, bzw. der Ukraine
und Russland in den vergange-
nen Wintern gezeigt. Ziel müsse
es sein, eine diversifizierte An-
bindung an Energieförderländer
und Energierouten zu schaffen,
so dass Versorgungsrisiken redu-
ziert werden. EU-Instrumente,
Verträge und Programme müs-
sten mehr denn je genutzt wer-
den, um in den Außenbeziehun-
gen der EU die Energiesicher-
heitskomponente zu stärken.

Absichtserklärungen

In diesem Zusammenhang
merkte der Generaldirektor an,
„dass die EU-Kommission be-
reits sehr aktiv die Vertiefung der
europäischen Energie- und Kli-
mabeziehungen betreibt“. In den
vergangenen Jahren habe man
mit den Energie-Schlüsselpart-

sen werden. Europa unterstütze
die Ukraine bei ihren Bemühun-
gen, über die internationalen Fi-
nanzinstitutionen die nötigen
Mittel für eine dringend notwen-
dige Renovierung der dortigen
Energieinfrastruktur bereit zu
stellen.

Erforschung neuer
Energietechnologien

Größere Anstrengungen als
bisher sind Sabathil zufolge auch
zur Erforschung neuer, klima-
schonender Energietechnologien
nötig. Hier sei ein Strategischer
Energietechnologieplan in Ar-
beit, der die Grundlage für ge-
meinsame Initiativen von öffent-
licher Hand und Industrie zu Er-
forschung und Einsatz emissi-
onsarmer und effizienter Tech-
nologien bilden soll. DK

Bayerische Landesausstellungen:

Ende und Anfang
Erfolgreiche Bilanz von „Adel in Bayern“

Fokus auf „Wiederaufbau und Wirtschaftswunder“ 2009 in Würzburg
Mehr als zufrieden stellend fällt die Bilanz der im Oktober zu
Ende gegangenen Landesausstellung „Adel in Bayern“ auf
Burg Hohenaschau und im Lokschuppen Rosenheim aus: Ins-
gesamt wurden 187.000 Besucher gezählt. Wie Dr. Richard
Loibl, Direktor des Hauses der Bayerischen Geschichte, her-
vorhob, „haben wir zwar mit großem Interesse gerechnet“, je-
doch übertreffe diese Zahl alle Erwartungen. Auch Peter Lutz,
Geschäftsführer der Veranstaltungs+Kongress GmbH Rosen-
heim meinte: „Die Landesausstellung war für die Stadt Rosen-
heim ein wichtiges und gelungenes Projekt.“

Das auf der markanten An-
höhe inmitten des Prientals gele-
gene Burgschloss Hohenaschau
entwickelte sich während der
Sommermonate zu einem wah-
ren Besuchermagneten. 106.000
Menschen besichtigten das größ-
te und eindrucksvollste Exponat
der Landesausstellung. „Unsere
Gemeinde hat mit diesem Pro-
jekt nicht nur eine großartige lo-
gistische Aufgabe bewältigt. Ich

glaube, die Besucher haben sich
hier auch sehr wohl gefühlt“,
fasste Bürgermeister Werner
Weyerer das Aschauer Großer-
eignis zusammen. Zwar werde
die Burg wieder in die Obhut der
Bundesanstalt für Immobilien-
aufgaben zurückgegeben, doch
im Rahmen von Führungen des
Geschichtsvereins können die
Räume zur Gerichtsbarkeit, zur
Grundherrschaft und der einma-
lige Laubensaal weiterhin im
Schloss Hohenaschau besichtigt
werden.

Lange Schlangen

Auch das Ausstellungszen-
trum Lokschuppen Rosenheim
war mit 81.000 Besuchern her-
vorragend frequentiert. Gerade
in den letzten Tagen waren an
den Ausstellungskassen lange
Schlangen zu verzeichnen, und
wer keine Führung bekam, griff
zu den Audio-Guides.

Auf Hochtouren laufen nun
im Haus der Bayerischen Ge-
schichte bereits die Vorbereitun-
gen für die nächste Landesaus-
stellung „Wiederaufbau und
Wirtschaftswunder“ vom 7. Mai
bis 4. Oktober 2009 in Würz-
burg. Mit den Worten „Würz-
burg ist nicht mehr!“ richtete
sich 1945 Oberbürgermeister
Pinkenburg erschüttert an die

Einwohner der unterfränkischen
Residenzstadt. Auch die mei-
sten anderen bayerischen Groß-
städte lagen in Trümmern. Fa-
milien waren zerrissen, Hun-
derttausende hatten keine Woh-
nung, Millionen hungerten oder
waren auf der Flucht.

Waschmaschine
und Toast Hawaii

Ganz anders jedoch sah die Si-
tuation in den frühen sechziger
Jahren aus: Die Bayern erfreuten
sich nach den Kriegswirren eines
normalen Alltags und begannen,
den erreichten Wohlstand in
komfortablen Wohnungen zu ge-
nießen. Die Dynamik dieser Zeit
zeigte sich in unterschiedlichen
Bereichen: Hausfrauen hatten
elektrische Helfer wie die
Waschmaschine zur Hand und
brachten Exotisches wie den Ha-
waii-Toast auf den Tisch,
während im Wohnzimmer der
Fernseher lief und vor der Haus-
tür das Auto parkte.

Geschichte wird
zum Erlebnis

Die Landesausstellung 2009
zeigt diese beeindruckende Ent-
wicklung, erinnert aber auch an
die Menschen auf der Schatten-
seite des Wirtschaftswunders. Im
Stil der Zeit eingerichtete Woh-
nungen sowie Schlager und Fil-
me lassen den Geist der Epoche
wieder erstehen. So wird Ge-
schichte zum Erlebnis – für Zeit-
genossen, die in Erinnerungen
schwelgen, und für Jüngere, die
die faszinierende Zeit von Wie-
deraufbau und Wirtschaftswun-
der erleben möchten. DK
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(Forsetzung von Seite 1)
haft auskömmliche Erträge bei
überschaubaren Risiken zu si-
chern. Dort, wo es wirtschaftlich
erforderlich ist, müssten im Be-
reich der Landesbanken größere
Einheiten gebildet werden statt
auf wirtschaftlich nicht tragfähi-
ge ‚Stand alone’-Lösungen zu
setzen.

Warnung vor Schwächung
der Sparkassen

Ude warnte zudem vor einer
Schwächung der Sparkassen
durch eine Zusammenlegung der
Einlagensicherungsfonds der öf-
fentlichen Banken, Genossen-
schaftsbanken und der Privat-
banken. Eine Zusammenlegung
würde dazu führen, dass Spar-
kassen und Genossenschaftsban-
ken völlig zu Unrecht auch für
Schieflagen der privaten Groß-
banken haften müssten, mit de-
nen sie im Wettbewerb stehen.
Dies würde nicht nur den Kom-
munen, ihren Bürgern und der

mittelständischen Wirtschaft
schaden, sondern auch dem Fi-
nanzsystem in Deutschland.

Kinderbetreuung

Weiter auf der Tagesordnung
stand unter anderem das Thema
Kinderbetreuung. Der Deutsche
Städtetag rief die Länder dazu
auf, die notwendigen finanziel-
len Mittel bereitzustellen, damit
die fehlenden Plätze für einen
Rechtsanspruch auf Kinderbe-
treuung ab dem ersten Lebens-
jahr zum Jahr 2013 überhaupt
geschaffen werden können. Wie
der Hauptgeschäftsführer des
Deutschen Städtetages, Dr. Ste-
phan Articus, bemerkte, nähmen
die Städte viel Geld in die Hand
und bauten das Angebot für Kin-
derbetreuung Schritt für Schritt
aus. Sie stünden zu ihrer Verant-
wortung. Auch die Bundesmittel
von insgesamt 4 Milliarden Euro
seien sehr hilfreich. Doch könne
mit diesen Summen allein objek-
tiv das ehrgeizige Ziel nicht er-
reicht werden, für durchschnitt-
lich 35 Prozent der unter Drei-
jährigen Plätze zu schaffen und
darüber hinaus sogar einen
Rechtsanspruch zu verwirkli-
chen.

Länder sind in der Pflicht

Articus verwies darauf, dass
die Länder nach den jeweiligen
Konnexitätsregelungen in den
Landesverfassungen in der
Pflicht stehen, die finanziellen
Belastungen der Kommunen
durch die zusätzlichen Betreu-
ungsangebote auszugleichen,
denn die Länder haben das Kifög
landesrechtlich umzusetzen:
„Bisher geben aber einige Län-
der nicht einmal die vom Bund
zur Verfügung gestellten Be-
triebskosten für die Kindergärten
eins zu eins an die Kommunen
weiter, sondern stecken sie in die
eigene Tasche. Das Geld wird
aber dort gebraucht, wo die Be-
treuungsplätze entstehen, näm-
lich in den Städten“, so der
Hauptgeschäftsführer Articus ab-
schließend. DK

(Fortsetzung von Seite 1)
te künftig allen Kindern zugute
kommen, und erheblich mehr
Menschen als bisher würden ein
Leben führen, zu dem auch ein
Musikinstrument gehört.“

Die Bedeutung der Sing- und
Musikschulen in Bayern unter-
strich Dr. Thomas Goppel noch
in seiner Funktion als Kunstmi-
nister: „Die Sing- und Musik-
schulen sind ein tragendes Fun-
dament der Musikkultur im Frei-
staat. Sie stellen im ganzen Land
ein umfassendes und differen-
ziertes Angebot an musikali-
schen Grundfächern sowie an
Vokal- und Instrumentalunter-
richt bereit. Hier werden Talente
geweckt und nachhaltig geför-
dert Die Sing- und Musikschu-
len bilden weithin das Nach-
wuchs-Reservoir für die gesam-
te Palette der Laien-, aber auch
der Berufsmusik aus.“

Miteinander
von Staat und Kommunen

Die Sing- und Musikschulen
leisteten aber auch wichtige er-
zieherische Arbeit, so der Minis-
ter. Wer ein Musikinstrument
erlerne, übe zugleich andere
Fähigkeiten ein, wie etwa Kon-
zentrationsfähigkeit und Selbst-
bewusstsein sowie Ausdauer und
Disziplin. Als bedeutende kultu-
relle Einrichtungen gestalteten
die Sing- und Musikschulen zu-
dem das künstlerische Leben in
ihrem kommunalen Wirkungs-
bereich aktiv mit. Das Spektrum
reiche von der musikalischen
Umrahmung öffentlicher Anläs-
se über Konzerte und die Beteili-
gung am öffentlichen Kulturpro-

zwei Drittel der Bevölkerung
Bayerns Zugang zu einer öffent-
lichen Sing- und Musikschule
haben, zu wenig. Ziel des Ver-
bandes sei es, die Flächen-
deckung zu vergrößern – vor al-
lem auf dem flachen Land. Hier
seien die Landkreise als Träger
gefragt, benötigt würden Anreize
des Staates und der Kommunen.
Sie müssten offensiver für einen
Ausbau der Angebote werben.
Dorfner: „Das machen wir natür-
lich auch vom Musikschulver-
band aus, vor allem über die
kommunalen Spitzenverbände.“

Besser vernetzen

Um sich zeitgemäßer aufzu-
stellen, müssten sich die Musik-
schulen besser vernetzen. Ziel sei
es, die Musik in die allgemein bil-
denden Schulen, Kindergärten
und in die Ganztagesklassen zu
bringen. Der Präsident: „Das ist
eine Forderung der Zeit, die Be-
reitschaft von beiden Seiten
benötigt. In Hof sind viele dieser
„zukunftsträchtigen Projekte“ be-
reits Realität. Wir haben eine
Umfrage unter den Musikschul-
Vertretern gemacht. Das Ergeb-
nis: Es gibt viele sehr positive
Beispiele, allerdings auch negati-
ve. Die Finanzierung ist immer
ein Problem – im Wesentlichen
hängt das Ganze viel zu sehr von
den Persönlichkeiten vor Ort ab,
davon, wie sich Musikschulleiter
und Schulleiter verstehen.An die-
sem Punkt greifen wir als Ver-
band ein. Wir ermuntern hier bei-
de Seiten und sprechen auch mit
den jeweiligen Schulämtern. Sie
sollen Projekte nicht nur dulden,
sondern fördern.“ DK

Überfällige Reformen ...

Krankenhausfinanzierung:

Der Unmut bleibt
Ude und Zellner: Politische Einigung ist unzureichend!

Ärzte und Pfleger aus der gesamten Bundesrepublik haben bei
einer Großdemonstration in Berlin ihrem Unmut über die Fi-
nanzmisere der Kliniken Luft gemacht. Mit Transparenten und
Trillerpfeifen versammelten sich 130.000 Demonstranten am
Brandenburger Tor. Klinikbetreiber, Ärzte, Schwestern, Kom-
munen und Gewerkschaften hatten gemeinsam zu der Demon-
stration „Lichter aus im Krankenhaus“ aufgerufen. Die Deut-
sche Krankenhausgesellschaft warnte vor einer Wartelistenme-
dizin und schlimmen Folgen für Patienten.

Mehr als ein Drittel der Häu-
ser stehe vor der Pleite, mahnte
der Präsident der Deutschen
Krankenhausgesellschaft, Ru-
dolf Kösters. Zwar hatte die
Bundesregierung den 2100
Krankenhäusern in einem Not-
paket nach monatelangem Streit
zwischen Bund und Ländern we-
nige Tage vor der Kundgebung
3,2 Milliarden Euro zugesagt.
Die Kliniken halten jedoch eine
Finanzspritze von 6,7 Milliarden
Euro für nötig. Auch einigte man
sich darauf, dass die gesetzlichen
Krankenkassen ab 2009 achtpro-
zentige Tarifsteigerungen für das
Klinikpersonal mit 1,35 Milliar-
den Euro zur Hälfte übernehmen
sollen. Gegen Stress in der Pfle-
ge und schwindende Attraktivität
dieses Berufs sollen innerhalb
von drei Jahren 21.000 Pflege-
stellen geschaffen und mit 660
Millionen Euro zu 70 Prozent
bezuschusst werden.

Grundversorgung der
Bevölkerung in Gefahr

Städtetagspräsident Christian
Ude sagte auf der Kundgebung,
wenn es so weiter gehe, sei die
Grundversorgung der Bevölke-
rung in Gefahr. Ude: „Wenn die
Kosten steigen für Personal, En-
ergie und Sachkosten, wenn die
Zahl der langwierigen Krankhei-
ten in hohem Alter immer höher
und kostspieliger wird, dann
kann man die Einnahmen nicht
immer mehr begrenzen. Genau
das hat aber der Gesetzgeber mit
der Limitierung der Budgets ge-
tan. Die Kosten steigen sprung-
haft an. Die Einnahmen sollen
weitgehend eingefroren werden.
Das kann nicht gut gehen.“ Im
Gesetzgebungsverfahren müs-
sten die Hilfen des Bundes für
die Kliniken deutlich verbessert
werden, und die Länder müssten
die Investitionsförderung erheb-
lich erhöhen.

Privatisierungswelle

Wenn die Entwicklung so wei-
tergehe, drohe ein Krankenhaus-
sterben und eine Privatisierungs-
welle. Das würden auch die Pati-
enten unmittelbar zu spüren be-
kommen, meinte Ude. Ein Kli-
niksterben im großen Stil würde
die Grundversorgung der Bevöl-
kerung gefährden. Bund und

Länder dürften nicht warten, bis
es zu spät ist und die Menschen
merken, dass das Krankenhaus
in ihrer Nachbarschaft schon
verschwunden sei.

Hochwertige Leistungen

Die Städte wollten für ihre
Krankenhäuser nicht mehr, aber
auch nicht weniger als eine Ver-
gütung, die den hochwertigen
medizinischen und pflegerischen
Leistungen für die Patientinnen
und Patienten gerecht werde,
machte Ude deutlich. „Die Kran-
kenhäuser müssen für die Ver-
sorgung einer immer älter wer-
denden Gesellschaft so ausge-
stattet sein, dass dort gute medi-
zinische Leistungen erbracht und
die Patienten gut betreut werden
können. Der Gesetzgeber kann
uns nicht einfach schwer kranke
Menschen vor die Tür setzen
und sagen: Seht zu, wie ihr zu
recht kommt.“ Gerade kommu-
nale Krankenhäuser leisteten
vieles, was zwar unter wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten
keineswegs profitabel ist, aber
für eine funktionierende Ge-
sundheitsversorgung der Bevöl-
kerung unerlässlich sei, wie eine
umfassende Notfallversorgung
rund um die Uhr.

Unterfinanzierung
der Betriebskosten

Auch der Präsident des
Bayerischen Landkreistags,
Landrat Theo Zellner, bezeich-
nete die politische Einigung über
das Rettungspaket für Kranken-
häuser als unzureichend: „Zwar
kommt uns der Bund mit dem in
Aussicht gestellten 3-Milliarden-
Hilfspaket entgegen, mit dem
Bayern etwa in Höhe von 430
Millionen Euro entlastet wird.
Jedoch sind die Maßnahmen bei
Weitem nicht ausreichend, um
die Unterfinanzierung der Be-
triebskosten durch die Personal-
und Energiekostensteigerungen
auszugleichen.“

Das Rettungspaket weise nicht
nur von seiner Höhe her Un-
zulänglichkeiten auf, sondern
auch von seiner inneren Struktur,
fuhr Zellner fort. Viele Einzelas-
pekte wie etwa der Einstieg in
die Förderung von Neueinstel-
lungen im Pflegedienst oder die
Grundlohnratensteigerung wirk-

ten erst in der Zukunft. Zudem
könnten von der Neueinstellung
von Pflegekräften nur solche
Häuser Gebrauch machen, die
auch die anteilige Eigenfinanzie-
rung schultern können. Auch der
Wegfall des Sanierungsbeitrags
zum 1. Januar 2009, der mit dem
Wettbewerbstärkungsgesetz ein-
geführt worden war, helfe den
Krankenhäusern in ihrer heuti-
gen defizitären Situation nicht
weiter. Zellner: „Einziger positi-
ver Aspekt des Entwurfs für ein
Krankenhausfinanzierungsrah-
mengesetz ist die Tatsache, dass
einzelne Länder entgegen dem
Ansinnen des Bundes an der
Einzelförderung bei den Investi-
tionskosten der Krankenhäuser
festhalten können. Gerade vor
dem Hintergrund der besonderen
Struktur des Freistaats können
wir die Bayerische Staatsregie-
rung nur darin unterstützen, an
diesem Grundpfeiler der duali-
stischen Krankenhausfinanzie-
rung festzuhalten.“

Weg frei für Entlastungen

Laut der damals noch amtie-
renden Sozialministerin Christa
Stewens „ist der Weg frei ge-
macht für die Entlastung der
Krankenhäuser und damit für
unsere gute Patientenversor-
gung“. Bund und Länder seien
große Schritte aufeinander zuge-
gangen und hätten dadurch eine
Einigung in der Krankenhausfi-
nanzierung erzielt. Gerade in ei-

nem Flächenstaat wie Bayern sei
die wohnortnahe medizinische
Versorgung der Bürger ein hohes
Gut, das nicht leichtfertig aufs
Spiel gesetzt werden dürfe.

Unterschiedliche Interessen

Stewens betonte, durch die Ei-
nigung zwischen Bund und Län-
dern sei ein „gordischer Knoten“
zwischen unterschiedlichen In-
teressen von Bund und Ländern
durchschlagen worden: Die
wichtigste Botschaft sei: „Die
verpflichtende Einführung von
Investitionspauschalen ist vom
Tisch. Die Länder bleiben Herr
des Verfahrens und haben es
selbst in der Hand, ob sie Investi-
tionspauschalen einführen wol-
len oder Einzelförderungen bei-
behalten. In Bayern hat sich der
Weg der bedarfsgerechten und
gezielten Einzelförderung sehr
bewährt - dieser Weg hat Zu-
kunft!“ Bund und Länder wer-
den eine Arbeitsgruppe einrich-
ten, die bis 31. Dezember 2009
Grundsätze zu den Investitions-
pauschalen erarbeiten soll.

Teure Investitionspauschalen

Stewens erläuterte die ableh-
nende Haltung Bayerns zu den
Investitionspauschalen: „Durch
pauschale Investitionszuschläge
muss ein Krankenhaus Baumaß-
nahmen über Kredite finanzie-
ren. Diese Zinslast verteuert die
Investitionen erheblich, denn
sieben Prozent Zinsen über eine
Laufzeit von 20 Jahren verdop-
peln die Kosten. Es ist nicht ein-
zusehen, dass Kassengelder oder
Steuermittel dafür verwendet
werden, die Umsätze der Banken
zu steigern.“ DK

Zauberwort Flächendeckung ...

Carl-Orff-Medaille für Manfred Ach
Für besondere Verdienste um das bayerische Musikschulwe-

sen verlieh der VBSM die Carl-Orff-Medaille an Manfred Ach,
Präsident des Bayerischen Blasmusikverbandes (BBMV). Der
Politiker Manfred Ach tritt seit vielen Jahren für die Belange der
musikalischen Jugendarbeit in Bayern ein. So hat er u. a. als
BBMV-Präsident gemeinsam mit VBSM-Präsident Hanns
Dorfner im Januar 2005 eine gesamtbayerische Kooperations-
vereinbarung mit dem Ziel einer vertieften Zusammenarbeit auf
Orts-, Regional- und Landesebene unterzeichnet. Im März 2005
haben die Präsidenten der beiden Musikverbände mit den
Staatsministerien für Wissenschaft, Forschung und Kunst sowie
für Unterricht und Kultus in einer Vereinbarung beschlossen, die
„Zusammenarbeit bei der Umsetzung des musikalischen Bil-
dungsauftrags der allgemein bildenden Schulen bzw. der Mu-
sikschulen“ zu intensivieren. Manfred Ach hat mehrere Parla-
mentarische Abende angeregt, mit deren Hilfe die Kooperati-
onsarbeit aller beteiligten Institutionen politische Unterstützung
fand. Im Jahr 2007 ehrte der Bayerische Musikrat Ach mit sei-
ner höchsten Auszeichnung, dem Silbernen Wirbel. DK

gramm bis hin zu Partnerschaf-
ten mit europäischen Nachbarn.

Goppel warb für ein verstärk-
tes Vernetzen der Bildungspart-
ner Musikschule, allgemein bil-
dende Schule und Kindergärten:
„Wir müssen soweit kommen,
dass die Musik zum Tag gehört
wie alles andere auch.“ Vor al-
lem plädierte der Minister für ein
besseres Miteinander von Staat
und Kommunen und verwies
darauf, dass die Musikschulen
von den jüngsten Sparrunden
ausgenommen gewesen seien
und jetzt sogar mehr Mittel
bekämen. Diesen Fortschritt gel-
te es für die nächsten Jahre fest-
zuschreiben.

Unterstützung vom Staat

Mit 11,8 Millionen Euro un-
terstützt der Freistaat Bayern in
diesem Jahr seine Sing- und Mu-
sikschulen. Gegenwärtig werden
rund 220 Sing- und Musikschu-
len mit etwa 132.000 Schülern
gefördert. Die Verteilung der zur
Förderung der Sing- und Musik-
schulen zur Verfügung stehen-
den Mittel erfolgt über den Ver-
band Bayerischer Sing- und Mu-
sikschulen e. V. in Weilheim.

Wie der Präsident des Verban-
des Bayerischer Sing- und Mu-
sikschulen (VBSM), Altlandrat
Hanns Dorfner resümierend fest-
stellte, sei der Umstand, dass nur

Wachstumskräfte
stärken

„Die Wachstumskräfte zu stär-
ken und die Investitionsfähigkeit
mittelständischer Betriebe zu si-
chern hat höchste Priorität“, erklär-
te Bayerns Wirtschaftsminister
Martin Zeil zu den Wachstums-
zahlen für das 3. Quartal, die das
Statistische Bundesamt veröffent-
lichte. Entscheidend sei jetzt, dem
Hilfsprogramm für die Finanz-
wirtschaft ein wuchtiges Wachs-
tumspaket für die Realwirtschaft
folgen zu lassen. Dazu gehörten
Steuerentlastungen für alle.

Auf Landesebene will der Mi-
nister die Zukunftsprogramme
der Staatsregierung zügig voran-
treiben. „Um einer Kreditklemme
im Mittelstand vorzubeugen und
die Mittelstandsfinanzierung zu
sichern, werden wir auch das In-
strumentarium der LfA voll nut-
zen“, kündigte Zeil an. Der welt-
weite Konjunktureinbruch treffe
die stark exportorientierte bayeri-
sche Wirtschaft hart. „Die hohe
internationale Wettbewerbsfähig-
keit bayerischer Betriebe, ihre In-
novationskraft und das erreichte
hohe Beschäftigungsniveau ma-
chen den Freistaat robuster gegen
eine Wirtschaftsflaute. Insgesamt
wird sich Bayern dem allgemei-
nen konjunkturellen Abwärts-
trend aber nicht entziehen kön-
nen“, so der Minister.
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Papa spart jetzt 150 Euro beim Strom – und

genießt mit E.ON Bayern Kunst und Kultur!

Kunst bereichert unser Leben und beschert uns unvergessliche Stunden. Deshalb

unterstützen wir Kulturprojekte und Künstler – für kulturellen Hochgenuss in

unserer Region.

Sparen Sie 150 Euro beim Strom –
wertvolle Tipps finden Sie im
EnergieSpar-Paket:

www.eon-bayern.com/energiesparen

E.ON Bayern Vertrieb
passt Erdgaspreise an

Beschaffungskosten infolge des Ölpreisrekords im Sommer drastisch gestiegen
Die E.ON Bayern Vertrieb GmbH passt zum 1.12.2008 die Erdga-
spreise für Privat- und kleinere Gewerbekunden an. Mit Erdgas
versorgt die E.ON Bayern Vertrieb Kunden in Oberfranken sowie
in Teilen Unterfrankens und Ostbayerns. Ursache für die Preisan-
passung sind die im ersten Halbjahr 2008 um rund 50 Prozent ge-
stiegenen Ölpreise, die im Sommer ein neues Rekordniveau er-
reichten. Die Preisentwicklung beim Öl wirkt sich mit durch-
schnittlich sechsmonatiger Verzögerung auf die Beschaffungsko-
sten für Erdgas aus. Gleichzeitig bietet das Unternehmen allen Pri-
vat- und kleineren Gewerbekunden ein neues Festpreisprodukt so-
wie ein Produkt mit geringerem Preis bei längerer Laufzeit an.

„Im Interesse unserer Kunden
halten wir die Erdgaspreise in
den Monaten Oktober und No-
vember trotz erheblich gestiege-
ner Beschaffungskosten weiter
stabil. Damit gehen wir bis an
die wirtschaftlich gerade noch
vertretbare Grenze. Denn eigent-
lich hätten wir - wie mehr als
300 andere Anbieter – die Preise
bereits zum 1. Oktober anheben
müssen. Ab Dezember können
aber auch wir uns der weltweit
drastischenVerteuerung von Erd-
gas nicht länger entziehen“, sag-
te Otmar Zisler, Geschäftsführer
der E.ON Bayern Vertrieb
GmbH. Zisler wies darauf hin,
dass zahlreiche Wettbewerber ih-
re Ergaspreise bereits in den letz-
ten Wochen um teilweise
annähernd 30 Prozent erhöht
hatten.

Voll wettbewerbsfähig

Der Erdgaspreis für E.ON
BestpreisGas (Stufe 3) steigt ab
dem 1.12.2008 um rund 0,93
Cent pro Kilowattstunde (brutto).
Für Kunden mit einem durch-
schnittlichen Jahresverbrauch
von 20.000 Kilowattstunden be-
deutet das Mehrkosten in Höhe
von rund 15,50 Euro pro Monat
(brutto). Damit liegt die Steige-
rung bei rund 12 Prozent. Die
Erdgaspreise von E.ON Bayern
Vertrieb blieben aber auch nach
der Anpassung voll wettbewerbs-
fähig, so Zisler.

Auch in Ländern ohne Öl-
preisbindung unterscheidet sich
der längerfristige Preistrend bei
Erdgas nicht von der deutschen
Marktsituation. Hintergrund da-
für ist vor allem die weltweit an-
haltend hohe Nachfrage und die
begrenzte Verfügbarkeit von
Erdgas.

„Wenn die Ölpreise auf dem
derzeitigen Niveau bleiben oder
sogar noch weiter sinken, werden
wir unsere Preise im kommenden
Frühjahr wieder senken. Darauf
können sich unsere Kunden ver-
lassen“, sagte Zisler. Erst im ver-
gangenen Jahr hatte E.ON Bay-
ern Vertrieb die Erdgaspreise
zweimal gesenkt und damit nied-
rigere Beschaffungskosten infol-
ge gesunkener Ölpreise an die
Kunden weitergegeben. Zisler:
„Die Ölpreisbindung ist keine
Einbahnstraße, sondern sie wirkt
mit zeitlicher Verzögerung in bei-
de Richtungen.“

Neues Festpreisprodukt

„Wir wissen, dass steigende
Energiepreise für unsere Kunden
eine große Belastung sind. Zwar
können wir den weltweiten Trend
steigender Energienachfrage bei
begrenzten Ressourcen nicht
stoppen, aber wir wollen unseren
Kunden mit dem neuen Festpreis-
produkt E.ON Erdgas spezial die
Möglichkeit bieten, ihre Kosten
besser zu kontrollieren“, sagte
Zisler.

Gegen eventuelle Preissteige-
rungen können sich E.ON Erdgas
spezial-Kunden vom 1. Dezem-
ber 2008 bis zum Jahresende
2009 mit einem monatlichen Ga-
rantiebetrag in Höhe von 4 Euro
absichern. Der Preis ist nach oben
fest und nach unten flexibel.
E.ON Erdgas spezial-Kunden
profitieren also von möglichen
Preissenkungen, sind aber vor

Preiserhöhungen geschützt.

Günstigere Preise bei
längerer Vertragsbindung

Kunden, die sich für minde-
stens ein Jahr binden, können mit
E.ON Erdgas aktiv im Vergleich

zur Grundversorgung sparen.
Der Preis reduziert sich dann um
rund 5,70 Euro im Monat bei ei-
ner jährlichen Abnahmemenge
von 20.000 kWh. Das Angebot
richtet sich an alle Privat- und
kleineren Gewerbekunden der
E.ON Bayern Vertrieb. Andere
Verträge können jederzeit auf
E.ON Erdgas aktiv umgestellt
werden.

Die E.ON Bayern Vertrieb in-
formiert ihre Erdgaskunden in
den kommenden Wochen schrift-
lich über die neuen Preise und
Angebote. Zusätzliche Informa-
tionen und vielfältige Tipps zum
Energiesparen können im In-
ternet unter www.eon-bayern-

vertrieb.com abgerufen werden.

Einigung mit
Bundeskartellamt

Das Bundeskartellamt hat die
Ermittlungen im Hinblick auf die
Erdgaspreise für Privat- und klei-
nere Gewerbekunden von sechs
regionalen E.ON-Unternehmen,
darunter auch E.ON Bayern Ver-
trieb, eingestellt. Zuvor hatte
E.ON freiwillig finanzielle Zusa-
gen zugunsten der Kunden ge-
macht. Davon profitieren auch die
Kunden von E.ON Bayern Ver-
trieb: Trotz erheblich gestiegener
Beschaffungskosten hält das Un-
ternehmen die Gaspreise im Ok-
tober und November weiter stabil,
und die Kunden erhalten einen
Bonus in Höhe von rund 36 Euro.
Um diesen Betrag mindert sich
die jeweils nächste Jahresrech-
nung. Die Kunden brauchen
selbst nichts zu unternehmen, die
Jahresrechnung wird automatisch
um den Bonus gekürzt.

Erste Bohrung der E.ON
Bayern Wärme erfolgreich

Die erste Bohrung für das Geothermie-Projekt der E.ON Bayern
Wärme GmbH in Poing ist erfolgreich abgeschlossen. Ende Ok-
tober wurden die gründlichen Maßnahmen zur Untersuchung
der Bohrung weitgehend beendet und das Bohrloch verschlossen.

Das zur Verfügung stehende
Thermalwasser weist eine Tem-
peratur von ca. 80 °C auf - so das
vorläufige Ergebnis. Die förder-
bare Menge liegt bei deutlich
über 70 l/s.

Aufgrund dieser Rahmendaten
wäre die Bohrung an der Sena-
tor-Gerauer-Straße grundsätz-
lich als Förderbohrung geeig-
net. Die angetroffenen hervorra-
genden Durchlässigkeiten eröff-
nen aber genauso gut eine Ver-
wendungsmöglichkeit als Rein-
jektionsbohrung. Welche der
Bohrungen schließlich als För-
der- bzw. Reinjektionsbohrung
in Frage kommt, wird erst nach
Feststellung der Fündigkeit am

zweiten Bohrloch entschieden.
Derzeit läuft die Vorbereitung

des Bohrplatzes und der Bohrung
(Sicherheitsrohrtour) in knapp
zwei Kilometer Entfernung auf
Plieninger Grund in der Nähe des
Otterberger Wegs. Die E.ON
Bayern Wärme GmbH, eine hun-
dertprozentige Tochter der E.ON
Bayern AG, wird die zweite
Bohrung (Tiefenbohrung) gegen
Mitte November in Angriff neh-
men. Die Zieltiefe beträgt hier
2.800 m. Geht auch hier alles
glatt, kann gegen Mitte Februar
mit demAbschluss der Bohrarbei-
ten gerechnet werden; die Fest-
stellung der Fündigkeit kann dann
bis Frühjahr 2009 vorliegen.
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Die Umwelt-Heizung, die Kosten einspart! Eine Wärmepumpe beheizt
Ihr Haus und erwärmt das Brauchwasser über Jahrzehnte. Dabei
reduziert sie die jährlichen Kosten erheblich und schont auch noch
die Umwelt. Sie ist eine Investition, die sich in jeder Hinsicht lohnt.
Wir beraten Sie gerne.

Weitere Infos erhalten Sie unter www.lew.de oder
unter der kostenfreien Telefonnummer 0800 539 539 1.

NATÜRLICH: WÄRMEPUMPE

Thomas Barth neu im Vorstand
der E.ON Bayern AG

Mit Wirkung ab 1. Oktober 2008 hat der Aufsichtsrat der
E.ON Bayern AG Thomas Barth (53) zum Mitglied des
Vorstandes des Unternehmens bestellt. Barth übernimmt
zunächst als Finanzvorstand die Ressortverantwortung
für den kaufmännischen Bereich.

Mit Wirkung zum 1. Januar 2009 übernimmt Barth dann
auch die Funktion des Vorsitzenden des Vorstandes der
E.ON Bayern AG. Er wird die Nachfolge von Dr. Peter Deml
antreten, der zum Jahresende in den Ruhestand geht.

Thomas Barth hat nach seinem Jurastudium zunächst im
Bayerischen Staatsministerium für Landesentwicklung und
Umweltfragen gearbeitet und ist seit 1989 im E.ON-Konzern
tätig. Ab 2004 hatte er bis jetzt als Alleinvorstand die Verant-
wortung für die Rhein-Main-Donau AG.

Nachfolger Barths beim Kanalbauer RMD ist der bisherige
E.ON-Regionalleiter Oberbayern Albrecht Schleich (52). Seit
Herbst 2001 stand er dort an der Spitze.

E.ON Bayern Partner
der Kommunen

Rund 60 Bürgermeister beim Kommunalforum in Wirsberg

E.ON Bayern konnte im Reiterhof in Wirsberg rund 60 Re-
präsentanten oberfränkischer Gebietskörperschaften zum
Kommunalforum begrüßen. Der regelmäßige Informations-
und Gedankenaustausch mit Bürgermeistern und Entschei-
dungsträgern von Städten und Gemeinden hat bei dem Ener-
giedienstleister seit vielen Jahren Tradition.

Landrat Klaus-Peter Söllner
betonte in seinem Grußwort,
dass Energie auch für die Kom-
munen eines der zentralen Zu-
kunftsthemen sei und der Aus-
tausch im Rahmen des Kommu-
nalforums sehr geschätzt wür-
de. Er unterstrich neben der Be-
deutung der Arbeitsplätze, die
E.ON Bayern seit Jahrzehnten
auch in Kulmbach biete, auch
die gute Zusammenarbeit, ins-
besondere im Rahmen der Ener-
gieagentur Oberfranken.

Energie zu fairen Preisen

Ludwig Schiebler, Mitglied
der Geschäftsleitung von E.ON
Bayern, berichtete über aktuelle
Herausforderungen im Energie-
markt. Er verdeutlichte, was es
für die Unternehmen bedeute,
Energie auf Dauer sicher, öko-
logisch und zu fairen Preisen
liefern zu können. Er stellte
zudem die seit 1. September
2008 gültige neue Struktur von
E.ON Bayern vor, die sich
durch die gesetzlich vorge-
schriebene Trennung von Netz
und Vertrieb ergibt. Außerdem
informierte er über die Mög-
lichkeiten, durch Modernisie-
rung und Umrüstung von

Straßenbeleuchtungen Energie
einzusparen und CO2-Emissio-
nen zu senken.

„Die Netze im regulierten
Markt“ stellte Peter Thomas, Lei-
ter Netztechnik bei E.ON Bay-
ern, vor. Er erläuterte die Netzsi-
tuation in Europa und die Zuver-
lässigkeit der deutschen Energie-
versorgung im europäischen Ver-
gleich. Einen Beitrag hierzu lei-
stet auch die Netzleitstelle von
E.ON Bayern, die als modernste
ihrer Art in Europa das gesamte
Mittelspannungs- und Gasnetz
von einer Stelle aus steuert.

Nordic Walking-Konzept

Als Highlight des Nachmit-
tags wurde Peter Schlickenrie-
der begrüßt. Der Silbermedail-
lengewinner der Olympischen
Spiele von 2002, dreifache
Weltcupsieger und fünffache
Deutscher Meister im Ski-
langlauf begeisterte seine Zuhö-
rer mit einem lebendigen Vor-
trag zum Thema „Nachhaltig-
keit des Nordic Walking-Kon-
zeptes in der Kommune“. E.ON
Bayern hat im Rahmen der Part-
nerschaft mit den Kommunen
40 DSV-Nordic Walking-Cen-
tren in Bayern unterstützt.

Wegen der Koppelung an den Ölpreis:

Die Gaspreise werden auch
wieder sinken

Wirtschaftsminister Glos kündigt scharfe Überwachung der Unternehmen an
E.ON-Preisermäßigung im Frühjahr

Mehr als 110 der annähernd 750 Gasversorger in Deutschland ha-
ben nachAngaben des Verbraucherportals Verivox für November
oder Dezember dieses Jahres Preiserhöhungen angekündigt. Die-
se aktuellen und oder angekündigten deutlichen Gaspreiser-
höhungen haben in der Öffentlichkeit Irritationen und Ärger aus-
gelöst. Dies vor allem, weil die Ölpreise zuletzt deutlich gefallen
sind, denn die Gaspreise folgen grundsätzlich dem Ölpreis.
Hintergrund für diese Zusam-
menhänge ist die Bindung der
Importpreise für Erdgas mit ei-
nem Zeitverzug von etwa einem
halben Jahr an die Ölpreis- bzw.
Heizölpreisänderungen. Diese
Preisbindung kann nicht nur zu
Preiserhöhungen, sondern auch
zu Preissenkungen führen, wie
sich an der jüngsten Ölpreis-Ent-
wicklung ablesen lässt. Erste zag-
hafte Preissenkungen gibt es in-
zwischen auch.

Begründet werden die jetzigen
Gaspreiserhöhungen mit der Ent-
wicklung der eigenen Bezugs-
preise, die in der Vergangenheit
im Gefolge des Ölpreises stark
gestiegen waren. Nach dieser Lo-
gik ist aber auch die nächste Gas-
preissenkung bereits absehbar.
Denn die Ölpreise, die im Spät-
sommer zeitweise um die 150
Dollar je Barrel (159 Liter)er-
reicht hatten, sind im Zuge der Fi-
nanzmarktkrise inzwischen kräf-
tig zurückgegangen auf unter 70
Dollar.

Einfache Regel

Michael Glos, Bundesminister
für Wirtschaft und Technologie,
sagte hierzu: „Bei den Gaspreisen
gilt im Moment eine einfache Re-
gel. Wer heute die Erdgaspreise
erhöht, wird sie übermorgen auch
wieder senken müssen. Wer be-
reits gestern die Bürger stärker
zur Kasse gebeten hat, muss be-
reits morgen die Rechnung kür-
zen. Um es konkret zu machen:
Einige Gasanbieter werden be-
reits zum Jahresende niedrigere
Preise aufrufen müssen, als sie
jetzt verlangen. Ich werde sehr
genau und öffentlich beobachten,
ob es Unternehmen geben wird,
die Preissenkungen nicht weiter
geben. Das Bundeskartellamt hat
den Markt ebenfalls im Blick.“

Glos verfolgt nach seiner eige-
nen Darstellung die Preisentwick-
lung bei Erdgas mit großer Sorge.
Sie entziehe den privaten Haus-

halten in einer schwierigen wirt-
schaftlichen Phase Kaufkraft und
stelle eine zunehmende Kosten-
belastung für die Wirtschaft dar.
Er werde mit den Gasversor-
gungsunternehmen kurzfristig
Gespräche aufnehmen, weil er
das Ausmaß jüngster Preiser-
höhungen als unverhältnismäßig
ansieht. Er will mit denAnbietern
erörtern, wie extreme Preisaus-
schläge vermieden oder zumin-
dest deutlich gedämpft werden
können. „Darüber hinaus bleiben
die Kartellbehörden aufgefordert,
missbräuchlich überhöhte Gas-
preise zu untersagen,“ sagte er.

Wettbewerb lässt viele
Wünsche offen

Glos begrüßt es, dass die Bun-
desnetzagentur die Regulierung
der Gasnetze konsequent fort ent-
wickelt und damit Klarheit über
die Rahmenbedingungen schafft.
Der Wettbewerb auf den Gas-
märkten lasse noch viele Wün-
sche offen. Die hohen Gaspreise
machten deutlich, dass eine nach-
haltige Regulierung erforderlich
ist, um unangemessene Spielräu-
me bei der Preisgestaltung zu be-
seitigen. Er könne die Bundes-
netzagentur nur ermutigen, ihre
Arbeit im Interesse der Verbrau-
cher konsequent fortzusetzen.
„Ich appelliere zudem an die Ver-
braucher, die verbesserten Mög-
lichkeiten des Lieferantenwech-
sels auch wahrzunehmen, wenn
sie dadurch sparen können.“ Der
Wettbewerb auf dem Gasmarkt
müsse noch viel stärker in Fahrt
kommen.“

Die starken, auch Saison abhän-
gigen Preisbewegungen bei Öl
und Gas verdeutlichen nach Mei-
nung von Glos die Vorteile preis-
stabilerer Energieträger wie der
Kohle. Kohlekraftwerke seien
und blieben wichtige Energieträ-
ger für die Grundlast bei der
Stromerzeugung. Die aktuellen
Preisspitzen in der kalten Jahres-

zeit beim Erdgas seien für alle die-
jenigen in der Opposition eine bit-
tere Lehre, die ohne nachzuden-
ken allein Erdgaskraftwerke zur
Stromerzeugung propagierten.

Kundenbonus

Das Bundeskartellamt hat
dafür gesorgt, dass der Energie-
konzern E.ON knapp einer Mil-
lion seiner Gaskunden insgesamt

55 Millionen Euro zurückzahlt.
Die Regionalgesellschaften in
Bayern, Niedersachsen, Branden-
burg, Nordhessen, Thüringen und
Norddeutschland schreiben je-
dem Kunden einen Bonus von
rund 36 Euro gut. Zugleich aber,
und das ist die Kehrseite der Me-
daille, kommt es bei E.ON zum
1. Dezember 2008 zu einer Gas-
preiserhöhung um etwa 10 bis 12
%.

Allerdings wurde diese Er-
höhung, die ursprünglich am 1.
Oktober kommen sollte, auf
Druck des Bundeskartellamtes
um zwei Monate verschoben.
E.ON Bayern-Kunden mit einem
durchschnittlichen Jahresver-
brauch von 20.000 Kilowattstun-
den müssen nach der Erhöhung
im Dezember pro Monat etwa 15
Euro mehr bezahlen, im Jahr also
etwa 180 Euro. Im Frühjahr 2009

freilich könnte es zu einer Preis-
senkung kommen, lässt E.ON
durchblicken. Über die jetzige
Regelung hatten sich das Bundes-
kartellamt und E.ON geeinigt.
Die Nürnberger N-ERGIE erhöht
ihren Gaspreis zum 1. Januar
2009 um 27 Prozent.

Ölpreisbindung ist keine
Einbahnstraße

E.ON nennt als Grund für die
anstehende Preiserhöhung im De-
zember die Rekordölpreise vom
Sommer, die sich wegen der Öl-
preisbindung eben jetzt auf die
Beschaffungskosten für Erdgas
auswirkten. „Wenn die Ölpreise
auf dem derzeitigen Niveau blei-
ben oder sogar noch weiter sin-
ken, werden wir unsere Preise im
kommenden Frühjahr wieder
senken. Darauf können sich unse-
re Kunden verlassen“, sagte Ot-
mar Zisler, Geschäftsführer der
E.ON Bayern Vertrieb GmbH.
Erst im vergangenen Jahr habe
E.ON Bayern Vertrieb die Erd-

gaspreise zweimal gesenkt und
damit niedrigere Beschaffungs-
kosten infolge gesunkener Öl-
preise an die Kunden weitergege-
ben. Zisler: „Die Ölpreisbindung
ist keine Einbahnstraße, sondern
sie wirkt mit zeitlicher Verzöge-
rung in beide Richtungen.“

Fünf Stadtwerke
senken ihren Preis

Erstmals nach zwei Jahren
wird Gas bei einigen Versorgern
billiger. Nach Darstellung des
Versorgerportals Verivox wollen
fünf Stadtwerke im Dezember
oder Januar ihren Preis senken,
darunter mit Rheinenergie in
Köln eines der größten deutschen
Stadtwerke. Ein Versorger hat
schon im November seinen Preis
gesenkt. Allerdings beträgt die
angekündigte Ermäßigung der
fünf Stadtwerke nur zwischen ei-
nem und fünf Prozent, weshalb
Verivox in diesen Schritten noch
keine Trendwende auf dem deut-
schen Gasmarkt sieht. dhg.

Umfassendes Energieeinsparkonzept in Großostheim:

Gelblicht für die
Straßenbeleuchtung

In aufwändiger Kleinarbeit und in enger Abstimmung mit der
Marktgemeinde Großostheim hat E.ON Bayern ein umfang-
reiches Modernisierungs- und Energieeinsparkonzept für die
Straßenbeleuchtung in Großostheim erarbeitet. Insgesamt
werden 1.140 Straßenleuchten von Weißlicht auf energiespa-
rendes Gelblicht umgerüstet und dabei in über 600 Fällen neue
Leuchtenaufsätze montiert.

Zur weiteren Effizienzsteige-
rung wird diese Maßnahme mit
ergänzenden Energieeinspar-
techniken kombiniert, so wird
beispielsweise bei zweiflammi-
gen Leuchten innerhalb definier-
ter Nachtzeiten eine Lampe aus-
geschaltet oder mittels soge-
nannter Leistungsreduzierschal-
tungen der Stromverbrauch ge-
drosselt.

Ökonomische und
ökologische Vorteile

Diese Modernisierung der
Straßenbeleuchtung durch den
Energiedienstleister bedeutet für
die Kommune ökonomische und
ökologische Vorteile. Sie muss
sich weder um die Planung für
die neuen Beleuchtungsanlagen,
noch um den Erwerb oder die In-
stallation der Leuchtmittel küm-
mern und kann sich ganz auf ihre
Kernkompetenz konzentrieren.
Zudem profitiert sie von einer er-
heblichen Energieeinsparung:
Mit einer 70 Watt Gelblicht-Lam-
pe kann die gleiche visuelle Be-
leuchtungsstärke erzielt werden
wie mit einer 125 Watt Weißlicht-
Lampe.

Erhebliche CO2-Minderung

Durch die Umrüstung der 1.140
Leuchten spart die Marktgemein-
de Großostheim - bei gleicher
Ausleuchtung - ungefähr 38 Pro-
zent der verbrauchsabhängigen
Stromkosten für diese Leuchtstel-
len. Weiterhin leistet die Kommu-

ne einen Beitrag für die Umwelt:
Die Umrüstung auf Gelblicht-
Lampen bringt in Großostheim ei-
ne CO2-Minderung von circa 300
Tonnen pro Jahr.

Der Marktgemeinderat hat
sich für das vom Energiedienst-
leister angebotene Contracting-
Modell entschieden bei der die
ersparten Energiekosten für die
Tilgung der Investitionskosten
verwendet werden. Das einge-
setzte Kapital amortisiert sich so
bereits nach rund fünf Jahren.

Neuester Standard

„Wir bieten der Kommune die
Sicherheit für eine Straßenbe-
leuchtung nach dem neuesten
Standard ohne technisches Risiko
bei gut kalkulierbaren Kosten“,
beschreibt der für Unterfranken
zuständige Regionalleiter von
E.ON Bayern, Ludwig Schieb-
ler, dieses Dienstleistungskonzept.

Im Zusammenhang mit der
Modernisierung der Straßenbe-
leuchtung hat die Marktgemeinde
auch einen neuen Straßenbe-
leuchtungsvertrag mit E.ON
Bayern abgeschlossen, der unter
anderem auch eine turnusmäßige
Auswechslung der Leuchtmittel
vorsieht. DieserAustausch erfolgt
alle fünf Jahre und gewährleistet
eine dauerhaft guteAusleuchtung
der Straßen, mindertAusfälle und
erhöht somit die Sicherheit im
Straßenverkehr. Die Umrüstarbei-
ten werden derzeit durchgeführt
und sind voraussichtlich bis Ende
des Jahres abgeschlossen.
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Exklusivbericht:

Ein Tag im
Biomasse-
Kraftwerk

Ein Tag im Biomasse-Kraftwerk Großaitingen:

Auf dem Holzweg
Von Peter Ney, Evonik Services GmbH

Es ist Dienstag, der 22. Juli 2008. Christoph Brey (41) hat
sich um sieben Uhr in der Früh von seinem Wohnort in
Schwifting bei Landsberg/Lech auf den 30 Kilometer lan-
gen Weg zur Arbeit gemacht. Sein Ziel ist das Biomasse-
Kraftwerk in Großaitingen, das er seit der Inbetriebnah-
me der Anlage im Jahr 2002 leitet. Kurz vor Großaitin-
gen, in Schwabmünchen, hat er einen kurzen Stopp ein-
gelegt, um mich mitzunehmen. Jetzt sitze ich auf dem
Beifahrersitz und bin neugierig auf das, was mich erwar-
tet. Ich möchte wissen, wie ein ganz normaler Arbeitstag
des Betriebsleiters Brey aussieht.

Das Biomasse-Kraftwerk in
Großaitingen ist die erste von
10 Biomasseanlagen der Evonik
New Energies. Großaitingen ist
ausgelegt auf die Verbrennung

tofahrt erscheint das Kraftwerk
vor uns. Zunächst noch sehr
klein werden der Kamin und
das Kesselhaus, die markantes-
ten Anlagenteile, zusehends im-

die Luft die Feuchtigkeit auf,
und es ist fast nichts zu sehen“,
erklärt er und fährt fort. „Käme
aber schwarzer Rauch aus dem
Kamin, dann wüsste ich, dass
etwas nicht stimmt.“

Auf Notfälle vorbereitet

Meine Frage war also nicht so
naiv wie ich zunächst vermute-
te, denn Christoph Breys Ge-
sichtsausdruck wird ernst. „Es
könnte ein „Schwarzfall“ einge-
treten sein, zum Beispiel verur-
sacht durch ein Gewitter. Unser
Biomasse-Kraftwerk hängt an
einem Stromnetz, das durch die
westlichen Wälder der Natur-
schutzgebiete im Augsburger
Land verläuft. Ein Baum, der in
die Leitungen fällt, reicht dafür
schon aus. Die Turbine fährt in
einem solchen Fall auf zehn
Prozent ihrer Leistung und ver-
sorgt nur noch die Anlage mit
Strom. Fällt sie aber ganz aus,
wäre auch die Rauchgasreini-
gung ohne Strom. Rauchgase
treten dann ungefiltert aus dem
Kamin: Schwarzer Rauch!“
Dann müssen wir sofort han-
deln. Wir sind auf jeden Notfall
vorbereitet. Aber heute ist
nichts zu sehen, nur die vorbei-
ziehenden dunklen Wolkenfel-
der eines untypischen grauen
Sommertages.

Alles wird im
Schichtbuch festgehalten

Der Arbeitstag beginnt wie
der eines „normalen Büromen-
schen“, PC einschalten und

Kurzer Stopp an einer Bäckerei. Christoph Brey organisiert sich
auf dem Weg nach Großaitingen sein zweites Frühstück.

Zwei Holztransporter warten auf das Abwiegen im Innenhof des Kraftwerks.

von jährlich rund 40.000 Ton-
nen Rest- und Altholz. 41.000
Megawattstunden Strom kön-
nen hier erzeugt und ins öffent-
liche Netz eingespeist werden.
Die Auskopplung von Wärme
ist technisch möglich, wird aber
wegen fehlender Wärmeabneh-
mer in der unmittelbaren Umge-
bung zurzeit nicht realisiert.

Nach einer 10-minütigen Au-

posanter. Ich frage Brey, ob er
schon aus der Entfernung ab-
schätzen könne, wie „seine“
Anlage - etwa an der Abluft aus
dem Kamin - heute läuft. „Im
Winter ist es so, dass man
Rauch und Dampf aus dem Ka-
min treten sieht, weil es draußen
kalt ist und das Wasser in
der Abluft kondensiert. Bei
Trockenheit im Sommer nimmt

stillen. Das Holz kommt von
acht Lieferanten aus dem regio-
nalen Raum. Nach einer halben
Stunde geht es zur nächsten Sta-
tion in die Leitwarte. Dort sitzt
Kollege Christian Bee. „Der
Anlagenfahrer“ sitzt vor zahl-
reichen Bildschirmen und steu-
ert das Kraftwerk. So ist auf ei-
nem Bildschirm das lodernde
Feuer im Brennraum zu sehen.
Auf einem anderen Monitor der
gerade eingefahrene Holzlaster.
Bee hatte um sechs Uhr Schicht-
beginn. Alles, was seit der Spät-
und Nachschicht passierte, ist
im Schichtbuch festgehalten.
Dort tragen die zehn Mitarbeiter
des Kraftwerks auch ein, was
für die Anlage benötigt wird,
von der Entsorgung der Gewe-
befilterasche bis zu Ersatzteilen.
Dafür ist Betriebsmeister Wer-
ner Lichtenstein verantwortlich,
der hier zu uns stößt. Brey und

lege Siegfried Keller ist gerade
damit beschäftigt. Bewegliche
Schienen drücken von dort das
Holz auf ein Transportband. Es
führt in den Brennraum, wo das

schen Blick begutachtet Brey
das gelagerte Holz. Obwohl Über-
prüfung und Qualitätsnachweis
Sache des Lieferanten sind,
gehört das für ihn einfach dazu.

Dafür gibt es zwei
Gründe. Erscheint das
Holz beim bloßen Au-
genschein bedenklich,
wird auf Basis der Qua-
litätsrichtlinien des Un-
ternehmens eine Probe
in Eigeninitiative ge-
nommen. Der zweite
Grund: Er hat nicht nur
wie alle Mitarbeiter des
Kraftwerks eine Holz-
schulung durchlaufen,
sondern er kommt vom
Holz. 15 Jahre war der
gelernte Chemotechni-
ker in verschiedenen Ent-
sorgung- und Recyc-
lingbetrieben in leiten-
der Position tätig. Zu-
letzt war er für fünf Alt-
holzplätze zuständig und
vermarktete große Alt-
holztonnagen aus dem
süddeutschen Raum in
die Spanplattenindus-
trie nach Italien. Die

Firma, für die er damals arbeite-
te, liefert noch heute Altholz für
die Anlage.

Anspruchsvoller Job

Durch Verhandlungen über
Holzlieferungen für Großaitin-
gen erfuhr er so, dass ein Bio-
masse-Kraftwerk gebaut wer-
den sollte. „Dieser Holzlieferant
hat seinen Sitz in Obersdorf. Je-
den Tag musste ich 125 Kilome-
ter hin zum Arbeitsplatz und
wieder zurück fahren. So be-
warb ich mich bei Evonik New
Energies GmbH. Heute spare
ich über zwei Stunden Fahrweg.
Musste ich früher um sechs Uhr
das Haus verlassen, kann ich
heute mit meiner Familie noch
frühstücken, bevor ich zur Ar-
beit fahre. Mehr Lebensqualität
und einen anspruchsvollen Job,
der mich voll ausfüllt“, so zieht
Brey zufriedenen Bilanz.

Seine Erfahrung im Holzhan-
del kommt auch einer weiteren
Anlage der Evonik New Ener-
gies GmbH zugute. Er unter-
stützt das Unternehmen bei der

(Fortsetzung nächste Seite)

Jährlich werden
350.000 Tonnen CO2 gespart
Evonik New Energies GmbH gehört in Deutschland
zu den größten Akteuren bei der energetischen Nut-
zung von Biomasse. Zehn Anlagen erzeugten im ver-
gangenen Jahr aus rund 400.000 Tonnen Altholz
314,1 Gigawattstunden Wärme und 307,8 Gigawatt-
stunden Strom. Damit können rund 17.500 Einfami-
lienhäuser mit Wärme und etwa 77.000 Einfamilien-
häuser mit Strom versorgt werden. Gegenüber her-
kömmlicher Energiegewinnung werden pro Jahr et-
wa 350.000 Tonnen CO2 eingespart. Die Anlagen,
die Evonik New Energies GmbH zum Teil allein,
zum Teil mit Partnern gebaut hat und betreibt, stehen
in Neuwied, Großaitingen im Kreis Augsburg, Neu-
fahrn im Kreis Freising, Werl im Kreis Soest,
Ilmenau, Traunreut im Kreis Traunstein, Buchen im
Neckar-Odenwald-Kreis, Dresden, Buchenbach im
Kreis Breisgau Hochschwarzwald und in Lünen im
Kreis Unna.

In der Leitwarte des Kraftwerks erkundigt sich Christoph
Brey bei seinem Kollegen Christian Bee nach dem aktuellen
Anlagenstand.

eMails abrufen. In seinem klei-
nen Büro ist der typische Sound
der Dampfturbine zu hören. Wie
ein surrender Kühlschrank, nur
gedämpft. Brey schaut aus dem
Fenster in den Innenhof. Gerade
sind wieder zwei Holztranspor-
ter durch die Toreinfahrt zur
Waage in den Hof gefahren.
Zehn 20-Tonnen-Laster fahren
das Kraftwerk pro Tag an und
liefern 200 Tonnen Altholz, um
den täglichen Heisshunger des
gefräßigen Biomassekessels zu

Lichtenstein besprechen sich
kurz. Alles läuft normal und
auch im Schichtbuch ist nichts
Besonderes vermerkt.

Verwertungsprozess

Der morgendliche Rundgang
geht weiter. Ich begleite Brey in
den Holzbunkerbereich. Dort
wird das von den Transportern
im vorderen Bunkerbereich ab-
geladene Holz mit einem Radla-
der nach hinten geschoben. Kol-

Siegfried Keller fährt den Radlader,
mit dem das Holz in den Bunker ge-
schoben wird.

Holz bei 1.000 Grad Celsius
verbrennt. Die heißen Rauchga-
se steigen dann in den Kessel
hoch. Hier verlaufen unzählige
mit Wasser gefüllte Rohre. Die
Rauchgase erhitzen das Wasser
in den Rohren zu Dampf. Die-
ser Dampf wird dann in die Tur-
bine geleitet. Wir stehen also
am Beginn des Verwertungspro-
zesses. Mit einem fachmänni-

Holzexperte Brey begut-
achtet die erste Lieferung
des Tages.
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(Fortsetzung von Seite II/1)
Biomassebeschaffung für das
Biomasse-Heizkraftwerk Neu-
fahrn, eine Anlage, die noch
mehr Holz benötigt als Großai-
tingen.

Rauchgasreinigungsanlage

Vom Holzlagerplatz mar-
schieren wir weiter durch das
Kesselhaus, draußen an der
Rauchgasreinigungsanlage vor-
bei und über das Turbinenhaus
wieder in sein Büro im ersten
Stock. Auf mich wirkt
das Innere der Anlage et-
was gespenstig: all die
vielen Rohre, das diffuse
Licht, die Hitze, die zahl-
reichen Geräusche. Wie
eine Flugzeugturbine im
Leerlauf mit an- und ab-
schwellenden Klingeltö-
nen, so klingt die Dampf-
turbine, das Herzstück
der Anlage. Eine Viel-
zahl weiterer Geräusche
verstärkt die Klangwelt
im Inneren. Der Elektro-
motor an der Zyklonan-
lage surrt, die Trägerket-
te des Restaschebandes
knarzt, das Holzförder-
band gibt laute Rüttel-
geräusche von sich, das
Altholz quietscht, wenn
es im Bunker nach vorne
geschoben wird, der Ge-
nerator erzeugt dumpfe
kreissägenartige Töne.
Dampf tritt an verschie-
denen Stellen aus und macht die
Szene noch unheimlicher.
Nichts Neues für Brey. Für ihn
haben diese Geräusche längst
ihr Geheimnis verloren. Er hat
gelernt, genau auf sie zu achten

und sie erzählen ihm, wie sich
seine Anlage „fühlt“.

Mein Kraftwerksführer setzt
an zu einem Technikkurs. „Neh-
men wir das Rezigebläse im
Erdgeschoss.“ Mein fragender
Gesichtsausdruck lässt ihn stop-
pen. Er setzt neu an. Mit bayeri-
scher Gelassenheit erklärt er
komplexe Vorgänge für den
Laien. „Also, dieses Gebläse
saugt die Luft nach der Rauch-
gasreinigung wieder an und
bläst sie in den Brennkessel.

hat. Der Feinstaub in der „schmu-
tzigen“ Rezirkulationsluft kann
zu Anbackungen im Gebläse
führen. Es beginnt zu rumpeln.
Am veränderten Geräusch er-
kennt man, wie lange man die
„Schmutzige“ noch laufen lassen
kann, und wann sie gereinigt
werden muss, was einen halben
Tag Reparatur bedeutet.“

Brenzlige Situation

Von unserem Rundgang
zurück frage ich Christoph Brey
nach der bisher gefährlichsten
Situation im Kraftwerk. Und da
kommt sie wieder ins Spiel, die
„Rezi“. Brey überlegt nicht lan-
ge und erzählt: „Einem Herstel-
ler hatten wir mitgeteilt, dass ei-
ne Klappe nicht schließt. Diese
Klappe war sehr wichtig, weil
sie bei einem Ausfall der Anla-
ge schließen sollte, um zu ver-
hindern, dass der Saugzug heiße
Rauchgase in den Rezikanal-
strom zieht. Der Hersteller rea-
gierte nicht sofort und es kam
tatsächlich zum Ausfall der An-
lage.“ Die Erinnerung an den
Vorfall lässt ihn nicht kalt, seine

Es folgt eine Vielzahl kleiner
und größerer Besprechungen,
am Telefon oder vor Ort. Die
Turbine, wichtigster Teil der
Anlage, soll nochmals einer Re-
vision unterworfen werden. Das
bedeutet viel Planungs- und
Abstimmungsarbeit. Planungen
dieser Art machen den Löwen-
anteil der täglichen Arbeit aus.
Sie stehen meist in Zusammen-
hang mit der Optimierung der
Anlage. Hier ein kleiner Auszug
aus der Arbeitsliste: Bau einer
zusätzlichen Halle für die Holz-
lagerung, Maßnahmen gegen
die Staubentwicklung, Kessel-
prüfung, Überhitzerwechsel,
Bau eines neuen Turbinenti-
sches, Anschaffung einer Reini-
gungsanlage für Luftkondensa-
toren, schrittweise Umsetzung
der Betriebssicherheitsverord-
nung.

Medienarbeit

Jetzt hat Brey einen Holzlie-
feranten am Telefon. Ihn bittet
Brey darum, mehr auf die Qua-
lität des gelierten Holzes zu
achten, besonders was die

Jeden Tag eine neue Herausforderung: Christoph Brey und
„sein“ Biomasse-Kraftwerk.

Auf dem Holzweg ...

Brey hört ganz genau hin. Die Betriebsgeräusche der Turbine
geben Aufschluss über ihren Zustand.

Die Rauchgasreinigungsanlage mit
Kamin.

Hier in Großaitingen haben wir
eine „Schmutzige“, also Luft,
die die Reinigung noch nicht
ganz durchlaufen hat, und eine
„Saubere“, die die Rauchgasrei-
nigung komplett durchlaufen

Die beiden Luftkondensatoren haben die Aufgabe, den Dampf
nach seiner Nutzung in der Turbine herunterzukühlen. Der
Dampf kondensiert zu Wasser und wird dann im geschlossenen
Wasserkreislauf zurück in den Dampfkessel geleitet. Je lei-
stungsfähiger die beiden Ventilatoren sind, je höher ist der
Wirkungsgrad der Turbine.

Stimme verrät Aufregung. Er
fährt fort. „Wenn die Anlage
steht, ist das letzte, was noch
läuft, der Saugzug. So wurden
1.000 Grad heiße Rauchgase
rückwärts angesaugt und brach-
ten Leitungen zum Glühen. Mit
Hilfe der örtlichen Feuerwehr
haben wir die Situation wieder
in den Griff bekommen. Das
war eine brenzlige Situation.
Aber gemeinsam haben wir sie
gut bewältigt. Wir wussten was
zu tun war.“

Planungs- und
Abstimmungsarbeit

Mittlerweile ist es fast Mittag.

Chlorwerte angeht. Dann er-
scheint Frau Völk von der Wer-
beagentur Reiser im Büro. Sie
möchte eine Anzeige für den
Gemeindeführer Großaitingen.
Da ich bei Evonik New Ener-
gies GmbH u.a. für Anzeigen-
schaltungen zuständig bin, erle-
digen wir das sofort zu Dritt.

Emissionsschutz

Neben Großaitingen ist Brey
zusätzlich für die Objektversor-
gungen Nürnberg-Norikus, Nürn-
berg-Reichelsdorf und Augs-
burg Schwabencenter zustän-
dig. Dort schaut er alle drei bis
vier Wochen vorbei. Für die drei

Das Biomasse-Kraftwerk liegt am östlichen Rand der 5.000-Einwohner-Gemeinde Großaitingen.

Biomasseanlagen der Evonik
New Energies in Bayern -
Großaitingen, Neufahn und
Traunreut - fungiert Brey als
Emissionsschutz- und Abfallbe-
auftragter.

Optimierung ist
das tägliches Ziel

Am Nachmittag wird es et-
was ruhiger. Mich interessiert
Breys Meinung, auf was es in
seinem Beruf letztendlich an-
kommt. „Am wichtigsten ist die
Fähigkeit, in Ruhe abwägen zu
können. Bei einem Schadensfall
hieße das z.B.: lasse ich die An-
lage weiterlaufen, stoppe ich sie
oder wie fahre ich sie weiter.
Ein sicheres Urteil ist nur mit
viel Betriebserfahrung und Wis-
sen um den Brennstoff Holz
möglich. Fast noch wichtiger ist
es, die Mannschaft zusammen-
zuhalten und gut zu führen. Wir
waren als erste Anlage quasi das
Lernfeld für die weiteren Anla-
gen des Unternehmens. Opti-
mierung ist daher unser tägli-
ches Ziel,“ erklärt Brey selbst-
bewusst.

Vier Uhr am
N a c h m i t t a g .
Wir machen uns
auf den Rück-
weg. Früher
als üblich, denn
Breys Frau hat
heute Geburts-
tag. Sie wird
42 Jahre jung.
„Kochen werde
ich diesmal aber
nicht. Das ma-
che ich meist
nur am Wo-
chenende. Es
gibt Rotbarsch-
filet mit Mozza-
rella. Das ist
wie bei einer
Roulade.“ Dem

Hobbykoch und Bratenspeziali-
sten ist die Vorfreude auf den
Gaumenschmaus am Gesicht
abzulesen. Am Hotel in
Schwabmünchen verabschieden
wir uns. Vorher hat er mir noch
mitgeteilt, dass er sich morgen
früh auf den Weg zu seinen
Holzlieferanten machen werde.
Er nennt das: Sich auf den
Holzweg machen.

Kontaktfreudiger
Genussmensch

Nachtrag: Auf meine Frage,
wie er sich denn selbst ein-
schätze, wollte mir Christoph
Brey nicht sofort antworten.
Ich bat ihn daher, einfach seine
Frau während der Geburtstags-
feier zu fragen, die könnte ihn
doch bestimmt gut einschät-
zen. Am 31. Juli erhielt ich in
meinem Büro in Saarbrücken
eine eMail von Brey. Er hätte
seine Frau gefragt, und die hät-
te sich wie folgt geäußert: Fa-
milien- und Genussmensch,
kontaktfreudig und sehr team-
fähig. Mein Eindruck fand sich
bestätigt.

Bis der Erweiterungsbau des Holzbunkers
fertig ist, helfen Nebelbedüsungen die Staub-
entwicklung einzudämmen.

Anzeigenauftrag im Pausenraum. Besuch von Frau Völk.



20. 11. 2008 KOMMUNALE ENERGIEFRAGENGZ 7

Gesundheits- und Sozialzentrum (GSZ) in Mering – für Wärme und Strom sorgt ein Erdgas-BHKW

Rufen Sie uns an ! Wir schicken Ihnen unsere Referenzbroschüre
oder vereinbaren Sie einen Termin mit dem ESB-Wärme Berater.

ESB-Wärme GmbH • Ungsteiner Straße 31 • 81539 München • Tel. 089-68003-517 • E-Mail: info@esb-waerme.de • Internet: www.esb-waerme.de

Energie-Partnerschaft mit Köpfchen
Das Contracting-Modell für öffentliche Gebäude und soziale Einrichtungen

Erdgas-Blockheiz-
kraftwerk – Heizung und

Strom aus einer Anlage

Gesundheit und Lebensqualität mit innovativer Erdgas-Technik. Am Anfang steht das
Energie-Konzept. Ob konventionelle Wärme, Stromversorgung oder innovative Klima-
Systeme, die ESB-Wärme plant nach individuellem Bedarf. Dabei stehen Wirtschaftlichkeit,
regionale Energien und natürlich die Umwelt an vorderster Stelle.

Ihre Vorteile mit dem ESB-Wärme Service:

• Modernisieren ohne selbst zu investieren
• ESB-Wärme plant, organisiert und betreibt Ihre Energieversorgung
• Moderne, umweltschonende Anlagen mit niedrigem Energieverbrauch
• Alle Leistungen sind im monatlichen Wärmepreis enthalten
• Sie haben einen Partner mit viel Erfahrung an Ihrer Seite

Energiewende Oberland:

Neues Stiftungsmitglied
Wie kommt umweltfreundliche Energie zu möglichst vielen
Verbrauchern? Zukunftsfähige Energiekonzepte und Energie-
sparen in der Praxis, dafür engagiert sich die Bürgerstiftung
Energiewende Oberland in den Landkreisen Bad Tölz und
Wolfratshausen. Der regionale Wärmedienstleister ESB-Wär-
me ist ab sofort neues Stiftungsmitglied und fördert die Initia-
tive mit 1.000 Euro.

„Wie aktuell die Themen
Nachhaltigkeit und neue Tech-
nologien bei der Wärme- und
Stromerzeugung sind, sehen wir
täglich bei unserer Arbeit“, er-
klärt Martin Heun, Geschäfts-
führer der ESB-Wäme. „Die
Stiftung Energiewende Ober-
land nimmt sich diesen Themen
erfolgreich an. Das möchten wir
als Stiftungsmitglied künftig
unterstützen“, so Heun weiter.

Einsatz für
zukunftsorientierte Projekte

Konkret setzt sich die Energie-
wende Oberland in Fachgruppen
für zukunftsorientierte Projekte
zur Energieversorgung ein.
Außerdem werden Vorhaben an-
derer Organisationen finanziell
gefördert wie etwa das Bürgerso-
larkraftwerk auf dem Dach des
Finanzamtes in Bad Tölz.

Für mehr Energieeffizienz

„ESB-Wärme und Energie-
wende Oberland passen gut zu-
sammen, denn beide sorgen
für mehr Energieeffizienz“, so

Martina Raschke, Vorsitzende
der Energiewende Oberland,
anlässlich der offiziellen Über-
gabe der Mitgliedsurkunde. Als
Contractor übernimmt die ESB-
Wärme in Unternehmen, Kran-
kenhäusern, Schulen oder Ho-
tels die Investitionen für neue
Heizungstechnik. Unwirtschaft-
liche und veraltete Anlagen
werden ausgetauscht und gegen
sparsame Modelle ersetzt.
Außerdem kümmert sich der
Wärmedienstleister um die re-
gelmäßige Wartung und Opti-
mierung der Anlagen.

Aus heimischen Wäldern

Als Energieträger kommt da-
bei nicht nur Erdgas zum Ein-
satz. Hackschnitzel, Pellets,
Pflanzenöl oder Sonnenenergie
ermöglichen einen vom Gaslei-
tungsnetz unabhängigen Be-
trieb. „Die Hackschnitzel, die
wir verwenden, kommen aus-
schließlich aus heimischen
Wäldern. So können wir zusätz-
lich die regionale Forstwirt-
schaft unterstützen“, so Martin
Heun.

Martina Raschke, Vorsitzende der Energiewende Oberland,
übergibt die Stiftungsurkunde an die beiden Geschäftsführer der
ESB-Wärme GmbH Martin Heun (l.) und Bernhard Reith.

„Erdgas kommt
bequem aus der Leitung“
Das Wasser blubbert, Dampf steigt auf. Der Generator be-
ginnt zu arbeiten und schließlich leuchtet die Glühbirne. Die
Viertklässler der Grundschule Maisach stehen gebannt um
eine Dampfmaschine. Der Versuch ist ein Teil des von Erd-
gas Südbayern (ESB) initiierten Projektunterrichts mit der
Deutschen Umweltaktion e.V. in 20 Grundschulden.

Wo wird Energie im Alltag verwendet und wie wird sie pro-
duziert? Mit diesen Fragen beginnt der umweltpädagogische
Projektunterricht, der von insgesamt zwei Lehrerinnen der
Deutschen Umweltaktion e.V. gestaltet wird. Erarbeitet wird
dann, aus welchen Energieträgern in Kraftwerken Strom und
Wärme produziert wird. „Erdgas ist praktisch, weil es bequem
aus der Leitung kommt“, wusste ein Schüler bei der Projekt-
stunde in Maisach.

Anschauliche Erklärungen

Weiter geht es mit den Themenblöcken Erdgasentstehung
und -förderung. „Zehn Kilometer Bohrtiefe sind bei der För-
derung keine Seltenheit, das ist so weit wie von Maisach nach
Fürstenfeldbruck und zurück, “ so die anschauliche Erklärung
für die Maisacher Schüler. Über kilometerlange Pipelines
fließe das Gas dann zum Beispiel in ein Kraftwerk. Was dort
passiert, wird im Klassenzimmer anhand einer Dampfmaschi-
ne vorgeführt. Gespannt verfolgen die Kinder das Entzünden
des Esbit-Stücks und warten, bis die Glühlampe des Mini-
Kraftwerks zu leuchten beginnt. Mit so genannten Odorie-
rungskarten erfahren die Kinder danach, wie es riecht, wenn
Erdgas aus einem Leitungsleck ausströmt: Der Duftstoff werde
künstlich zugesetzt, weil Erdgas von Natur aus geruchlos sei.

Im letzten Teil der Stunde dreht sich alles um den sparsamen
Einsatz von Energie – zu Hause und in der Schule. Zahlreiche
Finger gingen in Maisach nach oben, als die Projektlehrerin
nach Energiesparmaßnahmen fragte. Die Tipps der Viertkläss-
ler: Die Heizung nicht zu weit aufdrehen. Das Auto stehen las-
sen und mehr mit dem Fahrrad fahren oder zu Fuß gehen. Und
damit der Schulweg zu Fuß auch im Winter sicher bleibt, erhal-
ten die Schüler von Erdgas Südbayern zum Abschluss reflektie-
rende Stoffmäuse zum Anhängen an den Schulranzen.

Gasförderung in Dänemark:

Bayerngas Danmark
ApS gegründet

Bayerngas GmbH profitiert von Durchlässigkeit
des nordeuropäischen Gasexplorations- und

Gasproduktionsmarktes

Das Gasförderunternehmen der Bayerngas GmbH, die Bay-
erngas Norge AS, hat die Bayerngas Danmark ApS gegründet.
Sitz der Gesellschaft ist Kopenhagen. „Die Aufgabe der Bay-
erngas Danmark entspricht jener der Bayerngas Norge in
Oslo: die Beteiligung an Explorationslizenzen und Gasfeldern
kleinerer und mittlerer Größe“, erklärte Marc Hall, Ge-
schäftsführer der kommunalen Gas-Beschaffungsplattform
Bayerngas in München und Aufsichtsratsvorsitzender des nor-
wegischen Unternehmens.

„Sowohl in Norwegen als
auch in Dänemark profitieren
wir von der Durchlässigkeit des
Gasexplorations- und Gaspro-
duktionsmarktes. Anders als in
den südlichen oder östlichen
Förderländern, in denen die
Märkte für die ‘Big Player’ re-
serviert sind, gibt es auf den
nordeuropäischen Märkten gute
Beteiligungsmöglichkeiten
auch für konzernunabhängige
Unternehmen“, so Hall weiter.

Gasexplorationslizenzen

Erforderlich wurde die Grün-
dung der Bayerngas Danmark
durch den Kauf von Anteilen an
Gasexplorationslizenzen in der
dänischen Nordsee. Im Juli
2008 hatte sich die Bayerngas
Norge mit 15 Prozent am Gas-
feld Hejre und mit 25 Prozent
am Gasfund Svane nahe der
norwegischen Grenze beteiligt.
Diese Beteiligungen wurden in
die neue dänische Gesellschaft
überführt.

Das operative Geschäft zur
Entwicklung der Gasfelder
wird von den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Bayern-
gas Norge in Oslo geleistet. In
Norwegen ist eine Mannschaft
aus erfahrenen Spezialisten
aufgebaut worden, die sowohl
das erforderliche technische als
auch kaufmännische Know-
how vorhält. Weitere Unter-
stützung leistet die Bayerngas
in München. Diese Struktur
minimiert die laufenden Ko-

sten für die neue Gesellschaft.
Die Bayerngas Norge hält un-

abhängig von Hejre und Svane
gegenwärtig Beteiligungen an
fünf Lizenzen in der norwegi-
schen Nordsee und Norwegi-
schen See. Insgesamt verfügen
die Bayerngas Norge und die
Bayerngas Danmark über Erd-
gasreserven in Höhe von ca. 7,7
Mrd. m3 Gas Äquivalent. Das
entspricht der 1,3-fachen jährli-
chen Verkaufsmenge der Bay-
erngas von derzeit annähernd
6 Mrd. m3 Erdgas (64,2 Mrd.
Kilowattstunden) beziehungs-
weise mehr als dem jährlichen
Verbrauch von sechs Stadtwer-
ken, drei Regionalversorgern
und ca. vierzig großen Indu-
striekunden.

Das erste Erdgas wird aus
dem norwegischen Gasfeld Ve-
ga South voraussichtlich 2010
fließen. Der Produktionsstart
für das dänische Gasfeld Hejre
ist für 2013 vorgesehen.

Bayerngas Norge

Die Gasfördergesellschaft
Bayerngas Norge wurde 2006
von Bayerngas in Norwegen ge-
gründet. Aufgabe des Unterneh-
mens ist die Beteiligung an Gas-
feldern und Lizenzen zur Gas-
aufsuchung auf dem norwegi-
schen Kontinentalschelf sowie
in angrenzenden Gewässern. Die
Gesellschafter der Bayerngas
Norge sind die Bayerngas, Stadt-
werke München, Swissgas und
TIGAS – Erdgas Tirol.

Mini-BHKW-Aktion der ESB:

Überraschend
viel Strom

Wie effizient sind Mini-Blockheizkraftwerke (BHKW)? Eine
Studie von Erdgas Südbayern und Technischer Universität
München wird dies herausfinden. Jetzt liegt der erste positive
Zwischenbericht vor. Überrascht waren die Wissenschaftler
vom hohen Anteil des selbst genutzten Stroms und der durch-
gängigen Laufzeit.

Ganze 24,39 Megawattstun-
den Strom produzierten sieben
Test-Geräte in Summe. Das ist
soviel wie der jährliche Strom-
bedarf von 14 Personen. Dabei
laufen die Geräte im Schnitt
erst seit Frühjahr dieses Jahres
- in der so genannten Über-
gangs- oder Sommerperiode,
wo weniger verbraucht wird als
im Winter.

Elektrischer Deckungsgrad

„Im Fachjargon nennen wir
dies elektrischen Deckungs-
grad. Je höher dieser ist, desto
lukrativer ist das Mini-BHKW
für den Betreiber,“ erklärt Josef
Lipp, Mitglied des Projektteams
der Technischen Universität
München, das die Studie be-
treut. „Bei einem hohen elektri-
schen Deckungsgrad muss der
Verbraucher weniger Strom aus
der Steckdose beziehen. Die
Stromrechnung wird günstiger.
Darüber hinaus wird der über-
schüssige Strom eingespeist
und vergütet,“ so Lipp weiter.

Stromproduktion auch
vom Staat gefördert

Mit der neuen KWK-Förde-
rung ab September 2009 zahlt
sich der hohe Strombedarf für
die BHKW-Betreiber noch
mehr aus: Ab dann gibt es so-
wohl für eingespeisten als auch
für selbst genutzten KWK-
Strom einen Zuschuss von 5,11
Cent pro Kilowattstunde.

Ein weiteres erfreuliches
Zwischenergebnis der Studie:
Die Mini-BHKW hatten trotz
Sommertemperaturen eine rela-
tiv lange Laufzeit. „Diese Anla-
gen haben eine intelligente Re-

geltechnik: Sie modulieren. Das
heißt sie produzieren nur dann
Wärme und Strom, wenn es er-
forderlich ist und auch nur so
viel wie benötigt wird. Bislang
hatten wir keine Erfahrungs-
werte, wie hoch die Gesamt-
laufzeit dadurch ist,“ so Lipp.
Fakt ist aber: Je länger die Lauf-
zeit, desto wirtschaftlicher das
BHKW. Im nächsten Schritt
wird das Projektteam der TU
München die Energie-Verlaufs-
ströme erfassen und auswerten:
Mit Hilfe eines vor Ort instal-
lierten „Datenloggers“ wird fest-
gehalten, wie viel des eingesetz-
ten Erdgases in Wärme für Hei-
zung und für Warmwasser so-
wie in Strom umgewandelt
wird.

Test-BHKW
von ESB gestiftet

„Das Zwischenergebnis der
Studie bestätigt unseren Kurs,
innovative Anlagentechnik zu
fördern und unseren Kunden zu
empfehlen. Gerade vor dem
Hintergrund steigender Energie-
preise“, so Andreas Ludeck,
Fachbereichleiter Neue Energi-
en bei der ESB.

Für die Studie mit der Hoch-
schule hatte Erdgas Südbayern
im Herbst letzten Jahres acht Mi-
ni-Blockheizkraftwerke kosten-
los vergeben. Die Geräte werden
mit Erdgas betrieben und produ-
zieren nicht nur Wärme für Hei-
zung und Warmwasser, sondern
auch Strom. Die Test-BHKW
gingen an Betreiber in Abens-
berg, Deggendorf, Garching/
Alz, Hohenwart, Lenggries, Ohl-
stadt, Obing und Pilsting und
können auf Anfrage bei der ESB
besichtigt werden.
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Kennst Du schon unser

Bio-Erdgas?

➔ CO2-neutral

➔ regional produziert

➔ stärkt den Wirtschafts-

standort Schwaben

➔ rund um die Uhr

verfügbar

Noch Fragen ?

Wir beraten Sie gerne

Telefon 0821 9002-0

www.erdgas-schwaben.de

Rote Kelle für Finanz- und
Wirtschaftskrise

erdgas schwaben senkt die Erdgas-Preise und startet Investitionsprogramm
in Millionenhöhe

In Zeiten von Börsen-Crash, Wirtschafts- und Finanzkrise
setzt erdgas schwaben ein Gegensignal. Und was für eines!
Zum 1. Januar 2009 senkt Schwabens größter Energiedienst-
leister die Preise! Rechtzeitig zum Beginn der Heizperiode
spart eine Familie durchschnittlich 138,04 € oder ganze 8 %
an Energiekosten.

Die Heizkosten liegen damit
auf dem Niveau vom 2007 (be-
zogen auf den Jahresverbrauch
von 20.000 kWh, etwa in einem
Reiheneckhaus oder in einer
großen Altbauwohnung mit
schwabenpreis incl. schwaben-
bonus und Treuerabatt).

Möglich macht diese Preis-
senkung die günstige Entwick-
lung auf dem Energiemarkt, das
rapide Sinken des Ölpreises und
damit des Gaspreises. „Jetzt
können wir senken, dann tun
wir´s auch!“, so Klaus-Peter

Dietmayer, kaufmännischer Ge-
schäftsführer von erdgas schwa-
ben. Und der positive Trend
geht weiter: „Nach heutigem
Kenntnisstand können wir zum
1. April wahrscheinlich noch-
mals senken“, prognostiziert
Dietmayer.

Alle Kunden werden mit ei-
nem Anschreiben über die Preis-
senkung informiert; für mehr In-
formation steht der Kundenser-
vice 0821 9002- 459.

Doch erdgas schwaben geht
noch weiter und schert aus dem

Rezessionsgejammer aus: Rund
13 Millionen Euro investiert das
Unternehmen im kommenden
Jahr in denAusbau und die Sanie-
rung des Erdgasnetzes. Bis zu 20
Gemeinden sollen 2009 neu an

zusammen. Durch dieses Bau-
programm erhält die regionale
Wirtschaft Impulse und die
Menschen „verdienen in
Schwaben ihr Geld.“

Bioenergie für Schwaben

Rund 600 Kunden entschie-
den sich im vergangenen Jahr
für Bioerdgas. Trotz etwas
höherer Kosten als beim fossi-
len Erdgas setzen also immer
mehr Menschen in Schwaben
darauf, klimaneutral und um-
weltbewusst zu heizen. „Unse-

Klaus-Peter Dietmayer, kaufmännischer Geschäftsführer von
erdgas schwaben.

das Erdgasnetz angeschlossen
sein. Erdgas ist nach wie vor
Wunsch-Energie Nr. 1!

„Jetzt sind Taten nötig; es
hilft den Menschen in der Re-
gion nicht, abzuwarten und
Reden übers Vertrauen zu
hören!“, fasst Klaus-Peter
Dietmayer, kaufmännischer
Geschäftsführer erdgas schwa-
ben, das Konjunkturprogramm

re Kunden haben die Zeichen
der Zeit erkannt“, so Klaus-Pe-
ter Dietmayer weiter. So sieht
er den erdgas schwaben Weg –
weg vom Öl, hin zu regenerati-
ven Energien – bestätigt: „erd-
gas schwaben setzt weiter kon-
sequent auf die drei ,e´s: Ener-
gie-Einsparung, Energie-Effi-
zienz und nachwachsende En-
ergie aus Schwaben.“

erdgas schwaben auf der Renexpo:

Hi-Tech für den
Heizungskeller

Auf der diesjährigen Renexpo in Augsburg, der internatio-
nalen Fachmesse für erneuerbare Energien und energieeffizi-
entes Bauen & Sanieren, versammelte erdgas schwaben die
namhaftesten Hersteller für Heizungen, die Geld verdienen:
Erdgas-Blockheizkraftwerke, Erdgas-Wärmepumpen sowie
eine Weltneuheit: Das Mini-BHKW für Ein- und Zweifamili-
enhäuser, ecopower e 3.0, erzeugt Strom und Wärme.

Bauherren wurden am Messestand umfassend über den
Stand der effizienten Heiztechnik, staatliche Basis- und Bo-
nusförderungen sowie den attraktiven KWK-Zuschlag für ein-
gespeisten Strom informiert .Tipp: bis zu 25.550 € Förderung
für Erdgas-Blockheizkraftwerk. Infos holen, Beratung verein-
baren, Antrag stellen!

Technik im Heizungskeller ist oft ein trauriges Kapitel. Hier
wird Geld buchstäblich verheizt, weil völlig veraltete Heizun-
gen arbeiten. erdgas schwaben zeigte kostengünstige Wege
zum sparsamen, umweltschonenden und bequemen Heizen.

Das perfekte Energiebündel

Bio-Erdgas aus Schwaben und Blockheizkraftwerke sind für
Bauherren wegen hoher Strom-Einspeisevergütungen beson-
ders interessant. Regeneratives Bio-Erdgas wird im schwäbi-
schen Graben produziert und seit Oktober angeboten. Energie-
berater rechneten während der Renexpo Potentiale aus.

100 km fahren
für drei Euro

An der Uni Bayreuth entwickeltes Erdgas-Motorrad
erhielt TÜV-Zulassung

Es sieht fantastisch aus, lässt Biker-Herzen höher schlagen, schont
die Umwelt und den Geldbeutel: Das an der Universität Bayreuth
entwickelte Erdgas-Motorrad erhielt nun die Zulassung des TÜV
- „und es ist schadstoffärmer als dasAusgangs-Motorrad, auf des-
sen Basis es gebaut wurde“, berichtet Susanne Knye vom Initia-
tivkreis Erdgas als Kraftstoff in Bayern (IEK Bayern).

Das zweirädrige Erdgasfahr-
zeug aus Oberfranken ist das erste
Motorrad der oberen Leistungs-
klasse, das Erdgas tanken kann.
Wenn er an der Tankstelle die
Erdgaszapfsäule anfahre, ernte er
oftmals ungläubige Blicke, er-
zählt Andreas Dörnhöfer, einer
der „Väter“ des rassigen Bikes.
Noch größer werde das Staunen
beim Bezahlen, „denn die Befül-
lung der Erdgastanks kostet nur
rund zwei Euro“.

Mit dieser Summe lassen sich
etwa 60 bis 80 Kilometer zurück-
legen. „100 Kilometer kosten al-
so rund drei Euro“, so Dörnhöfer,
der am Lehrstuhl für Konstrukti-
onslehre und CAD von Professor
Frank Rieg forscht. „Da der Ben-
zintank vollständig erhalten wur-
de, beträgt die Gesamtreichweite
über 400 Kilometer“, betont der
akademische Oberrat Reinhard
Hackenschmidt, federführend für
das Projekt Erdgas-Motorrad ver-
antwortlich.

Zu zeigen, was mit Erdgas alles
möglich ist, war für die Bay-
reuther Energie- und Wasserver-
sorgungs- GmbH Motivation für
die Unterstützung des ehrgeizi-
gen Vorhabens. Der lokale Ener-
gieversorger setzt stark auf den
Kraftstoff Erdgas und „wir woll-
ten dazu beitragen, dessen vielfäl-

tige Potenziale noch bekannter zu
machen“, sagt BEW-Energiebe-
rater Hans-Jürgen Heinz. Ein loh-
nendes Unterfangen, stößt das
Erdgas-Motorrad der Premium-
klasse laut Abgasgutachten im
Erdgasbetrieb beispielsweise 78
Prozent weniger Kohlenmonoxid
und 28 Prozent weniger Kohlen-
dioxid aus als im Benzinbetrieb.
Konstruiert wurde die Maschine
als Umbau eines Modells mit ei-
ner Leistung von 130 PS (96 kW)
und einem Hubraum von 1.171
Kubikzentimetern. Die Projektin-
genieure der Fakultät für Ange-
wandte Naturwissenschaften hat-
ten die Maschine vor der Präsen-
tation beim TÜV ausgiebig gete-
stet. Dafür wurde ein Prüfstand
konstruiert, an dem unter anderem
Bergfahrten und der Dauerstress
einer langen Autobahnfahrt simu-
liert werden konnten.

Hackenschmidt und Dörnhöfer
sind davon überzeugt, ein absolut
praxistaugliches Produkt ent-
wickelt zu haben. Das Erdgas-Bi-
ke habe sich inzwischen bei zahl-
reichen Testfahrten unter realen
Bedingungen bewährt. Als mög-
liche Zielgruppen sehen die
„Schöpfer“ umwelt- und energie-
bewusste Motorrad-Fans, welche
ihrer Leidenschaft mit gutem
Gewissen frönen möchten.

Startschuss für Suche nach
neuen Erdgasquellen

Bayerngas GmbH und RAG unterzeichneten Vertrag
über gemeinsame Suche nach Erdgas in Bayern

Die Bayerngas GmbH, München, und die RAG, Wien, haben
einen Vertrag zur gemeinsamen Suche nach Erdgas in Bayern
unterzeichnet. Die kommunale Gas-Beschaffungsgesellschaft
Bayerngas beteiligt sich mit 30 % an der Erlaubnis der RAG,
in der Region Salzach-Inn nördlich des Chiemsees nach Erd-
gas zu suchen. Gemeinsam werden die Unternehmen inner-
halb der nächsten zwei Jahre in diesem Gebiet mehrere Aufsu-
chungsbohrungen durchführen.

„Die Partnerschaft mit Bay-
erngas bei der Gasexploration
& Gasproduktion kennzeichnet
eine neue Entwicklung in der
jetzt schon langjährigen Bezie-
hung beider Unternehmen. Bis-
her war uns Bayerngas vor al-
lem als Gasbeschaffungsgesell-
schaft bekannt“, sagt Vorstands-
direktor Markus Mitteregger,
Sprecher des Vorstandes der
RAG. „Wir freuen uns, mit
Bayerngas als langjährigen ver-
lässlichen Geschäftspartner nun
eine Ausweitung unserer Ge-
schäftsbeziehung mit der Betei-
ligung an einer unserer bayeri-
schen E&P Lizenzen in Angriff
nehmen zu können“, so Mitter-
egger weiter.

Verlässlicher Partner

Marc Hall, Geschäftsführer
der Bayerngas, ergänzt: „Die
RAG hat sich durch frühere Lie-
ferbeziehungen als verlässlicher
Partner bewährt. Ihr spezielles
Know-how und ihre Leistungs-
fähigkeit bei der Gassuche und
Gasförderung entsprechen höch-
stem internationalem Niveau.
Ich freue mich deshalb über un-
ser gemeinsames Engagement in
Bayern und bin mir sicher, dass
beide Unternehmen davon profi-
tieren werden“.

Aktivitäten ausweiten

Bayerngas hat sich zum Ziel
gesetzt, die Anzahl ihrer Gasbe-
schaffungsquellen zu erhöhen
und ihre Explorationsaktivitäten
auszuweiten. Die Suche nach
Erdgas in Bayern fügt sich in

diese Strategie: Das Volumen
der eigenen Reserven ließe sich
erhöhen und Gas aus der
Salzach-Inn-Region wäre eine
willkommene zusätzliche Gas-
bezugsquelle.

Bisher kauft Bayerngas bei
rund zehn Vorlieferanten Gas
und ist über die Bayerngas Nor-
ge AS, Oslo, an Reserven in
Norwegen und Dänemark in
Höhe von ca. 7,7 Milliarden Ku-
bikmeter beteiligt. Der Produkti-
onsbeginn in Norwegen ist für
2010 geplant.

Neue Möglichkeiten

Die Gasvorkommen im deut-
schen Alpenvorland galten als
weitestgehend ausgebeutet.
Nach dem Abschluss der Gas-
förderung in den 80er Jahren
war davon ausgegangen wor-
den, dass es keine wirtschaftlich
förderbaren Ressourcen mehr
gibt. Moderne 3D Seismik und
computerbasierte Modelle er-
öffnen neue Möglichkeiten bei
der Suche.

Erfolgreiche Erschließung

RAG hat in unmittelbarer geo-
grafischer Nähe auf österreichi-
schem Boden in den letzten Jah-
ren erfolgreich durch Einsatz mo-
dernster Technologien neue Gas-
lagerstätten erschlossen, die jetzt
einen wesentlichen Beitrag zur
österreichischen Inlandsförderung
leisten. Diese zwischen 1969
(Atzbach) und 1997 (Haidach)
bzw. 2004 (Zagling) erschlosse-
nen Gasfelder lagen in vergleich-
baren Gesteinsschichten.

811 Erdgastankstellen:

Deutschland ist
Spitzenreiter in Europa

Im europaweiten Vergleich verfügen deutsche Autofahrer über
die besten Vorrausetzungen, um Erdgas zu tanken: Mit aktuell
811 Erdgastankstellen besitzt Deutschland das größte Erd-
gastankstellennetz Europas. Im weltweiten Vergleich ent-
spricht das immerhin noch Platz fünf – hinter Pakistan, Ar-
gentinien, Brasilien und den USA. Mehr als 530 deutsche Städ-
te können auf mindestens eine Erdgasstation verweisen, auch
das ist der Spitzenplatz in der Welt.

Das Potenzial verdeutlicht ein
Blick über die Ländergrenzen:
In Italien stehen den rund
580.000 Erdgasfahrzeugen 700

Erdgastankstellen zur Verfü-
gung. Mit mehr als 1,7 Millio-
nen Erdgasfahrzeugen ist Ar-
gentinien weltweit Spitzenreiter
– deren Fahrer tanken an 1.784
Erdgasstationen im Land.

Wichtige Standortwahl

In Sachsen und Sachsen-An-
halt gibt es derzeit 27 bzw. 38
Erdgasstationen. Bis Ende 2009
soll die Zahl auf 31 bzw. 43
wachsen. „Dabei konzentrieren
wir uns vor allem auf Rasthöfe
an Autobahnen und viel befah-
rene Bundesstraßen“, erklärt Dr.
Horn. „Um eine Erdgastankstel-
le langfristig wirtschaftlich be-
treiben zu können, ist die ideale
Standortwahl von entscheiden-
der Bedeutung. Denn die Inves-
titionskosten pro Tankstelle be-
laufen sich durchschnittlich auf
250.000 Euro.“ Geplante Stand-
orte sind in Sachsen die Städte
Dresden, Bautzen, Grimma und
der Raum Chemnitz an der A72.
In Sachsen-Anhalt laufen die
Planungen für Erdgastankstel-
len in Leuna, Sangerhausen,
Magdeburg sowie Thesen und
Ursleben an der A2.
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EMTER
TECHNOLOGIE-

FORMEL
FUR MODERNE

KLARSCHLAMM-
ENTSORGUNG

Klärschlamm in Bayern: jährlich sind rund
6 Mio. t zu entsorgen.

Neue Emter Verbrennungsanlage
jetzt in Betrieb

Zur thermischen Entsorgung von Klärschlamm
hat die Emter GmbH in Altenstadt/Schongau
eine moderne und hocheffiziente Verbren-
nungsanlage errichtet. Rund 120.000 t können
pro Jahr umweltschonend beseitigt werden.

Emter-Vorteile

Die Technologie-Formel der Emter GmbH:
Optimale Energieeffizienz, Neutralisierung der
Schadstoffe, keine Belastung der Böden, sau-
bere Abluft, dezentrale Anlage. Die neue Klär-
anlage sorgt für sauberes Wasser. Sprechen
Sie mit uns über kostengünstige Preise!

Entsorgungskonzept
aus einer Hand

Die Emter GmbH bietet ein Entsorgungs-
konzept aus einer Hand: Komplette Trans-
portabwicklung, Entsorgungssicherheit,
Kosteneffizienz, Zukunftssicherheit, ökolo-
gische Akzeptanz und Nachhaltigkeit durch
Kreislaufentsorgung der Rückstände.

Inhaber und Betreiber der Anlage
sowie Informationen:

Emter GmbH
Alpenstraße 50
D-86972 Altenstadt
Tel.: 08861/2344-0
Fax: 08661/2344-55
Internet: www.emter-gmbh.de
E-Mail: emter-gmbh@t-online.de

Die Emter-Technologie:

Modernes Entsorgungskonzept
aus einer Hand

Speisereste, überlagerte Lebensmittel und Klärschlamm
Verwertung von Speiseresten, überlagerten Lebensmitteln,
Klärschlamm sowie eine eigene Photovoltaikanlagen sind die
Kernbereiche des 1985 von Johann Emter als „Self-made man“
gegründeten Familien-Unternehmens. Emter hat sich nicht nur
durch sein herausgehobenes Umweltbewusstsein leiten lassen,
jetzt neue Wege zu gehen, um sein Unternehmen und die inzwi-
schen über 50 Mitarbeiter in die Zukunft zu führen. Seit einigen
Jahren unterstützt er Kommunen in ihrem Bestreben, Klär-
schlamm nicht mehr landwirtschaftlich zu verwerten.

Seit 2001 betreibt das Unter-
nehmen mit einer Biogasanlage
die stoffliche Verwertung bioge-
ner Abfälle (Speisereste, überla-
gerte Lebensmittel). Derzeit

Lösungsmöglichkeiten entwickelt.
Denn neben wertvollem Dünger
(u. a. Phosphat, Kalium und
Stickstoff) enthält er auch Stoffe
(u. a. Schwermetalle, Lösungs-

Die Anlage läuft mit guten Er-
gebnissen rund und zuverlässig.

Die Emter-Technologie

Bei Konzeption und techni-
scher Realisierung der Anlage hat
Emter unter Berücksichtigung
etablierter Technologien (Stand
der Technik, keine Experimente)
Neuland beschritten. Er setzte den
Grundgedanken einer Gesamtan-
lage in die Realität um, die nahe-
zu energieautark arbeitet, Syner-
gieeffekte nutzt, dem Prinzip der
Nachhaltigkeit verpflichtet ist und
zudem kurze Transportwege er-
möglicht. Die Emter-Anlage un-
terschreitet dabei auch die stren-
gen Normen der 17 BIMSCH
und der TA Luft deutlich.

Ziel erreicht!

Das Verfahren lässt sich kurz
in sechs Schritten erläutern:
1. Der ankommende Klär-
schlamm (KS) wird nach HU-
Wert (Brennwert) untersucht,
dann im Vorratslager abgekippt.
2. Je nach Brennwert wird er
mit dem Kran in vier verschie-
dene Felder abgeworfen, um
später das richtige Mischverhält-
nis sicher zu stellen.
3. Anschließend wird der KS
getrocknet, bis er dem Heizwert

hochwertiger Braunkohle ent-
spricht.
4. Das getrocknete Material
wird direkt zu den beiden Feuer-

Emter-Service
Komplette Transportab-

wicklung, Einsatz von Spe-
zialfahrzeugen und Bereit-
stellung der Container.

Beseitigen von etwa
120.000 Jahrestonnen Klär-
schlämme und Gärsubstra-
ten nahezu rückstandsfrei.

Entsorgungssicherheit
durch umweltfreundliche
und energieeffiziente Neu-
tralisierung der Klärschläm-
me.

Kosteneffizienz, da kaum
fossiler Brennstoff zusätz-
lich verwendet wird.

Technologisches Ge-
samtpaket, das für jeden
Einzelnen nicht zu betrei-
ben ist.

werden rund 35.000 Tonnen pro
Jahr verwertet. Über das Erneu-
erbare-Energien-Gesetz (EEG)
werden ca. 1,5 Megawatt elek-
trische Energie in das öffentli-
che Netz eingespeist. Zusätzlich
ist auf dem Dach des Zwi-
schenlagers für Klärschlamm
eine Photovoltaikanlage mit
100 KW gebaut worden. Ab
2009 sollen ca. 1.000 m³ Met-
han aus der Speiserestvergärung
in eine nahe Erdgasleitung ein-
gespeist werden.

Verwertung/Entsorgung
von Klärschlamm

Wo Menschen in einer zivili-
sierten Welt zusammenleben
entsteht Klärschlamm. In Bay-
ern fallen jährlich 6 Millionen
Tonnen Klärschlamm an (Stand
2006), vorwiegend aus kommu-
nalen Kläranlagen. Das ent-
spricht rund 300.000 Tonnen
Trockenmasse. Weil aber jeder
Klärschlamm aus Abwässern
ein Schadstoffrisiko darstellt,
hat man bei Emter innovative

mittel, Pestizide, Arzneimittel
oder Tenside), deren schädliche
Auswirkungen hinreichend be-
kannt sind.

Daher hat Emter Überlegun-
gen angestellt, wie man Klär-
schlamm umweltschonend und
nachhaltig entsorgen kann. Aus
seinen Geschäftsverbindungen
zu einigen hundert Kommunen
wusste er, wie sehr diesen das
Problem „unter den Nägeln
brennt“.

Alternative Anlage

Die Beseitigung in großtech-
nischen Anlagen (bisher ca.
40 %) in z. B. Mitverbren-
nungswerken ist bekannt. Über
alternative Anlagen war in Bay-
ern bisher aber weniger prakti-
sches Wissen vorhanden. Emter
hat nun eine alternative thermi-
sche Klärschlammverwertungs-
anlage gebaut. Sie wurde im
Dezember 2007 durch Dagmar
Wöhrl, Parlamentarische Staats-
sekretärin im Wirtschaftsmini-
sterium in Berlin, eingeweiht.

Johann Emter mit Dagmar Wöhrl, Parlamentarische Staatsse-
kretärin im Bundeswirtschaftsministerium, bei der Einweihung
der alternativen thermischen Klärschlammverwertungsanlage.

Erneuerbare Mobilität:

Unverzichtbarer Motor
des Klimaschutzes

Ohne einen stark steigenden Anteil Erneuerbarer Mobilität sind
die Klimaschutzziele der Bundesregierung im Verkehrsbereich
nicht zu erreichen. Während die CO2-Emissionen in Deutsch-
land in den Bereichen Energie und Industrie seit 1990 gesunken
sind, stiegen sie im Mobilitätssektor um rund 5 Prozent an.

„Wir brauchen rasch Fahrzeu-
ge, die das Klima entlasten“, be-
tont Jörg Mayer, Geschäftsführer
der Agentur für Erneuerbare En-
ergien. „Schon heute gibt es
marktreife Technologien, mit de-
nen Erneuerbare Energien in al-
len Mobilitätsbereichen einge-
setzt werden können.“ Zudem
müsse die Effizienz der Antriebe
verbessert und der Energiebedarf
des Mobilitätssektors insgesamt
gesenkt werden.

„Im PKW-Bereich hat das
Elektroauto klar die größten Po-
tenziale, sofern kein fossil er-

zeugter Strom eingesetzt wird.
Wird es mit Strom aus regenerati-
ven Quellen betankt, liegt sein
Ausstoß an Treibhausgasen bei
wenigen Gramm pro Kilometer.
Außerdem werden die Akkus der
Elektromobile dringend als Spei-
cher für Wind- und Solarstrom
benötigt“, so Mayer.

Elektroantrieb

Dank der hohen Effizienz der
Elektroantriebe ließen sich auf
diese Weise Zehntausende von
Fahrzeugen betreiben, ohne dass

zusätzliche Stromproduktionska-
pazitäten erforderlich würden. Bis
2020 gehen Experten von einer
Million Elektroautos auf Deutsch-
lands Straßen aus, auf die aber nur
ein Anteil von 0,3 Prozent am
Stromverbrauch entfallen wird.

Sparsamere Motoren

Doch auch der Verbrennungs-
motor wird langfristig unentbehr-
lich bleiben. „Indes lassen sich
durch sparsamere Motoren und
den Einsatz nachhaltig produzier-
ter Biokraftstoffe auch hier erheb-
liche CO2-Reduktionen errei-
chen, und das schon heute“, stellt
Mayer fest. Verglichen mit fossi-
lem Diesel stößt etwa Biodiesel
aus heimischem Raps bis zu 70
Prozent weniger Treibhausgase
aus. Keine Alternative zum ver-
siegenden Erdöl ist dagegen syn-
thetisch erzeugter Diesel aus
Steinkohle, wie er in einigen Län-
dern der Welt erprobt wird. Des-
sen CO2-Emissionen sind mehr
als doppelt so hoch und schädi-
gen das Klima in unabsehbarer
Weise.

boxen gebracht und thermisch
verwertet. Die Abwärme nutzt
man wiederum im Kreislaufsy-
stem (Thermalölkreislauf zur

Abkühlung des Abgasstromes
und der Trocknung des KS).
5. Modernste Rauchgasreini-
gung, Abluftbehandlung und
Wasserschutzvorrichtungen sind
integriert.
6. Was übrig bleibt, sind zwi-
schen 5 und 10 Prozent unbe-
denkliche Restasche, die entwe-
der in Zementwerken als Füll-
stoff verwertet, oder deponiert
werden kann.

Dünger aus Restasche

Das oberbayerische Unter-
nehmen lehnt sich jetzt aber
nicht selbstzufrieden zurück.
Als nächster Systemschritt
schwebt der Emter GmbH vor,
den wertvollen Phosphor als
Dünger aus der Restasche zu
gewinnen. Denn die cadmium-
armen Phosphatlagerstätten
sind begrenzt. Der Rückgewin-
nung von Phosphor aus Klär-
schlamm kommt also in Zu-
kunft eine besondere Bedeu-
tung zu. In Deutschland kön-
nen aus der Klärschlammver-
wertung jährlich ca. 60.000
Tonnen Phosphor gewonnen
werden.

Johann Emter zusammenfas-
send: „Wir sorgen mit unserem
Unternehmenskonzept für Zu-
kunftssicherheit. Unser Entsor-
gungsweg findet zunehmend
ökologische Akzeptanz und
sorgt für Nachhaltigkeit“.Solargetrockneter

Klärschlamm

Das Emter-Funktionsprinzip zur umweltfreundlichen Neutralisierung von Schadstoffen.

Mechanische
Entwässerung

Rauchgas-
Reinigung

Abwasser

Asche

Abhitze-
Kessel

Abgas

Trocknung
Verbrennungsofen

Thermalöl

Thermalöl

Gärreste und
Dünnschlämme

Entwässerter
Klärschlamm
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Der Termin für
Ihren Erfolg

Bei uns finden Sie die Antwort auf Ihren individuellen
Energiebedarf. Strom- und Erdgasprodukte für jede
Unternehmensgröße und Branche, professioneller
Service, kompetente Beratung – profitieren Sie von
unserer Erfahrung und den Chancen am Energiemarkt.

Unsere Kundenmanager sind für Sie da, gerne auch zu einem persönlichen Termin
in Ihrem Unternehmen. Senden Sie uns einfach eine E-Mail an dialog@n-ergie.de

www.n-ergie.de

N-ERGIE AG / Energiegespräche 2008:

Engagement für die Region
Diskussionsforen in Titting, Neuendettelsau und Marktbreit

Die schon zur Tradition gewordenen Energiegespräche der
Nürnberger N-ERGIE Aktiengesellschaft standen heuer beson-
ders unter dem Einfluss der politischen Rahmenbedingungen
für die Energiewirtschaft. Über Energiepreisentwicklung, Wett-
bewerb und aktuelle Entwicklungen in der Energiebranche in-
formierten die N-ERGIE Vorstände Herbert Dombrowsky, Dirk
Fieml und Josef Hasler. Die Resonanz war wie immer sehr groß:
Rund 270 Bürgermeister nahmen an den drei Diskussionsforen
in Titting (Landkreis Eichstätt), Neuendettelsau (Landkreis
Ansbach) und Marktbreit (Landkreis Kitzingen) teil.

Mit Stolz konnte der Energie-
versorger zunächst auf die jahre-
lange vertrauensvolle Partner-
schaft mit den Kommunen ver-
weisen, sind mit N-ERGIE doch
immerhin rund 250 Kommunen
über Konzessionsverträge ver-
bunden. Allein seit Mitte 2007
haben sich 57 Gemeinden für ei-
ne Verlängerung dieser Abma-
chungen entschieden.

Anreizregulierung

Wie der N-ERGIE-Vorstand
mitteilte, stellt die für das Jahr
2009 geplante Einführung der
Anreizregulierung eine von vie-
len Herausforderungen für die
Energiewirtschaft dar. Damit
werden den Netzbetreibern von
der Bundesnetzagentur Erlös-
obergrenzen vorgegeben, die un-
abhängig von den tatsächlichen
Kosten für Wartung, Instandhal-
tung, Bau oder Betrieb der Netze
sind. Ziel der Anreizregulierung
ist es, die Preise für die Verbrau-
cher zu senken. Der Preiseffekt
dieser Maßnahme wird jedoch
nach Auffassung von N-ER-
GIE häufig überschätzt, da die
Netzkosten nur etwa ein Drittel
der Strompreise ausmachen. Mit
der Anreizregulierung steht den
Netzbetreibern künftig weniger

Geld für Investitionen in die Ver-
sorgungssicherheit zur Verfü-
gung. Die N-ERGIE stellt sich
diesen Herausforderungen offen-
siv und sieht sich mit wettbe-
werbsfähigen Produkten und ei-
ner vorausschauenden Strategie
gut aufgestellt.

Ausbau der Stromerzeu-
gung

Vor dem Hintergrund des zu-
nehmenden Kostendrucks und
aufgrund erwarteter Marktchan-
cen plant der Energieversorger
den Ausbau der eigenen Strom-
erzeugung von derzeit 10 auf
mittelfristig rund 40 Prozent. Im
Frühjahr 2009 soll das Gemein-
schaftskraftwerk Irsching mit ei-
ner Gesamtleistung von 845 Me-
gawatt und einer Investition von
400 Mio. € in Betrieb gehen. An
der GuD-Anlage mit einem Ge-
samtwirkungsgrad von mehr als
58 Prozent ist die N-ERGIE mit
25,2 Prozent beteiligt. Im Be-
reich der regenerativen Stromer-
zeugung erarbeitet die N-ERGIE
derzeit ein Detailkonzept für den
Bau eines Biomasseheizkraft-
werks mit Verbrennung von na-
tur belassenem Waldrestholz.
Die elektrische Leistung der gut
21 Mio. €-Investition auf dem

Betriebsgelände in Sandreuth
beträgt 6 Megawatt. Darüber
hinaus ist gemeinsam mit der
Schmack Energie Holding
GmbH (SEH) die Errichtung ei-
ner Bioerdgasanlage im Gewer-
bepark Gollhofen/Ippesheim
vorgesehen. Die Besonderheit
der geplanten Pilotanlage ist die
Aufbereitung des Gases zu Erd-
gasqualität und die Einspeisung
in das Gasnetz.

Machbarkeitsstudie

Derzeit prüft die N-ERGIEAk-
tiengesellschaft auch die Umset-
zung eines Projekts zur Klär-
schlammtrocknung im Raum
Feucht/Altdorf/Schwarzenbruck.
ImAuftrag der N-ERGIE, der Ge-
meindewerke Feucht und der Ge-
meinde Wendelstein erstellt ein
Ingenieurbüro momentan eine
Machbarkeitsstudie für das Areal
der ehemaligen Trocknungsanla-
ge des Kanalisationszweckver-
bandes „Schwarzachgruppe“.
Noch in diesem Herbst soll klar
sein, ob der Betrieb auf dem
Gelände der altenAnlage mit neu-
er Technik wieder anlaufen kann.

Klärschlammentsorgung

Durch eine Gesetzesänderung
der Abfallablagerungsverord-
nung zum 1. Juni 2005 ist die
Klärschlammentsorgung für
zahlreiche Kommunen zu einem
brisanten Thema geworden. Auf-
grund der Verschärfung gesetzli-
cher Auflagen läuft die Verwen-
dung des mit Schadstoffen belas-
teten Klärschlamms in der Land-
wirtschaft und im Landschafts-

bau aus. Zunehmende Bedeu-
tung gewinnt die Verwendung
von Klärschlamm als Brenn-
stoff. Vom Heizwert ist dieser
mit Braunkohle vergleichbar.

Rentable
Entsorgungslösung

Im Rahmen der Machbar-
keitsstudie untersucht die
N-ERGIE derzeit die Möglich-
keiten, den Kommunen durch
die Nutzung des Schlamms zur
Energiegewinnung eine ren-
table Entsorgungslösung zu er-
möglichen. Eine mögliche Vari-
ante ist die Errichtung von mit
Blockheizkraftwerken (BHKW)
betriebenen Klärschlamm-
trocknungsanlagen. Das BHKW
produziert gleichzeitig Strom
und Wärme. Die entstehende
Wärme dient der Klärschlamm-
trocknung, während der Strom
ins Netz eingespeist wird. Ein
BHKW für eine Trocknungska-
pazität von 4000 Tonnen Klär-
schlamm wäre in der Lage, eine
Leistung von bis zu fünf Millio-

nen Kilowattstunden zu erzeu-
gen. Betreibt man die Anlage
mit Biomasse, erhält der Betrei-
ber dafür sogar eine EEG-Ein-
speisungsvergütung. Damit die
Kommunen ihre Aufgaben ohne
finanzielles Risiko optimieren
können, bietet N-ERGIE zudem
verschiedene Finanzierungsmo-
delle wie Contracting und Pub-
lic-Private-Partnership an.

Hohe Versorgungssicherheit

Mit 13 Minuten Stromstörun-
gen pro Kunde und Jahr liegt die
N-ERGIE noch unter dem eu-
ropäischen Spitzenwert, den
Deutschland mit 19 Minuten für
das Jahr 2006 einnimmt, hob der
Vorstand hervor. Diese hohe Ver-
sorgungssicherheit gewährleistet
die N-ERGIE durch kontinuier-
lich hohe Investitionen in die
Strom- und Erdgasnetze. 2008
sind es rund 77 Mio. €. Etwa 34
Mio. € fließen in Neu- und Er-
satzinvestitionen für das Strom-
und Kommunikationsnetz.

In der Region Weißenburg, die

die Landkreise Weißenburg,
Roth, Teile von Ansbach, Neu-
markt, Donau-Ries sowie Eich-
stätt umfasst, investiert die N-
ERGIE insgesamt rund 10,3
Mio. in die Stromnetze (Neu-
und Unterhaltsinvestitionen). Al-
lein für die Erschließung von
Neubau- und Gewerbegebie-
ten werden in diesem Jahr etwa
1 Mio. € aufgebracht. In der
Region Rothenburg mit den
Landkreisen Ansbach, Kitzin-
gen, Neustadt a.d. Aisch und
Würzburg werden wiederum
insgesamt rund 9,4 Mio. in die
Stromnetze investiert. Für die
Erschließung von Neubau- und
Gewerbegebieten werden heuer
ca. 0,3 Mio. € aufgebracht.

Mittelspannungsfreileitungen

Die bisherige Politik der suk-
zessiven Verkabelung von Mit-
telspannungsfreileitungen führt
die N-ERGIE mit einer Investi-
tion von insgesamt 2,3 Mio. €

(Region Weißenburg) und
1 Mio. € (Region Rothenburg)
fort. Neu- und Unterhaltsinvesti-
tionen im Bereich der Gasver-
sorgungsnetze machen 2008 in
den Regionen Rothenburg und
Weißenburg insgesamt rund 1
Mio. € aus. Beispiele hierfür
sind die Baugebiete in Hilpolt-
stein und Pleinfeld sowie in
Windsbach.

Wichtiger Sponsor

Bei den Energiegesprächen
wurde zudem darauf hingewie-
sen, dass die N-ERGIE zu den
großen Sponsoren der Region
zählt und so dazu beiträgt, dass
Sport- und Kulturveranstaltun-
gen den Lebensraum von 2,4
Millionen Einwohnern berei-
chern. Von der anspruchsvollen
Musikveranstaltungsreihe Frän-
kischer Sommer über das Frän-
kische Freilandmuseum, den
Windsbacher Knabenchor bis
zum international renommierten
Triathlon-Wettbewerb Quelle
Challenge in Roth reicht das
Spektrum des N-ERGIE Enga-
gements.

Niveauvolle Filme zum klei-
nen Preis für einen guten Zweck
– dies ist das Konzept der Open-
Air KINOTOUR, die der Ener-
gieversorger in Eigenregie für
die Region entwickelt hat. 2008
machte die Kinotour in 15 Ge-
meinden Station und erzielte ei-
nen Gesamterlös von über
12.000 €. Seit ihrem Start vor
vier Jahren spielte sie insgesamt
44.000 € für die Region ein.

„Schöner Denken“

Gastredner der diesjährigen
Energiegespräche war der Autor
und Journalist Dirk Maxeiner.
Sein Buch „Öko-Optimismus“
wurde 1996 zum „Wissen-
schaftsbuch des Jahres“ gewählt.
Maxeiner referierte über das
Thema „Schöner Denken – wie
man politisch unkorrekt ist“. Da-
bei warf der Umweltexperte ei-
nen Blick auf die politische Kul-
tur in Deutschland und die all-
täglichen Floskeln, die den Ein-
zelnen gelegentlich davon abhal-
ten, selber zu denken. DK

Bioerdgas-Pilotprojekt:

Rohstoffakquise
läuft weiter

Die Umsetzungsentscheidung zur geplanten Bioerdgas-Pilot-
anlage der N-ERGIE Aktiengesellschaft und der Schmack
Energie Holding GmbH (SEH) im Gewerbepark Gollhofen/Ip-
pesheim kann derzeit noch nicht getroffen werden, da die ver-
traglich gesicherte Rohstoffversorgung dies nicht zulässt. Die
N-ERGIE sieht Bioerdgas als Chance und als zukunftsweisendes
Thema und steht nach wie vor zu ihrem Vorhaben.

Die Projektpartner arbeiten
derzeit intensiv an der Erhöhung
der vertraglich gesicherten Roh-
stoffversorgung und führen zu
diesem Zweck umfangreiche
Einzelgespräche mit Landwirten.
Erreicht die vertraglich gesicherte
Rohstoffmenge einen höheren
Versorgungsgrad der Anlage,
dann rückt auch die Umsetzungs-
entscheidung näher.

Bisherige Schritte

Gemeinsam mit der EBA-
GmbH Triesdorf wurde ein ge-
eigneter Standort gefunden, der
den Anforderungen entspricht
und eine möglichst verträgliche
Integration in die landwirtschaft-
lichen Strukturen ermöglicht. Mit
dem potenziellen Standort im In-
dustrie- und Gewerbepark Goll-
hofen/Ippesheim konnte in part-
nerschaftlicher Zusammenarbeit
mit dem Zweckverband GollIpp
ein verfügbares Grundstück mit
guten Voraussetzungen gefunden
werden.

Das Genehmigungsverfahren
verlief bisher weitgehend unkri-
tisch, so dass die Projektpartner
aktuell von der Genehmigungs-
fähigkeit ausgehen. Durchge-
führt wurde die Vorbereitung zu
einer Gesellschaftsgründung.
Mit der Liefergemeinschaft wur-
de ein Konsens zu den Rahmen-
bedingungen der Rohstoffliefe-
rung erreicht.

Die N-ERGIE legt großen Wert
auf ein partnerschaftliches Ver-
hältnis zur Landwirtschaft und
die verträgliche Integration der
Anlage. Das Unternehmen strebt
dabei eine langfristig angelegte,
stabile Zusammenarbeit mit der
Landwirtschaft vor Ort an. Die
Realisierungsentscheidung ist ab-
hängig von der Genehmigung,
der gesicherten Rohstoffversor-
gung sowie der wirtschaftlichen
Darstellbarkeit des Vorhabens.

Die letzten Wochen haben in
der Praxis gezeigt, dass noch In-
formations- und Beratungsbedarf
seitens der Landwirte besteht.
Deshalb suchen die Außendienst-
mitarbeiter der Schmack Energie
Holding derzeit den Kontakt mit
den Landwirten vor Ort. In diesen
Einzelgesprächen werden Details
der Vergütung, der Ernteorganisa-
tion und der übrigen Vertragsge-
staltung erläutert.

Das vorgeschlagene Vertrags-
modell zur Lieferung von Bio-
masse für die Landwirte stellt -
gerade in Hinblick auf die mo-
mentane Preisentwicklung beim
Getreide - ein attraktivesAngebot
dar, da es für die Landwirte eine
Absicherung des Preises nach un-
ten bietet. Die Preisindizierung
bildet auch steigende Getreide-
preise ab.

Jährlich sollen in der Anlage
rund 40 Millionen Kilowattstun-
den Bioerdgas produziert werden.
Das Bioerdgas wird auf Erdgas-
qualität aufbereitet und in das
Erdgasnetz der N-ERGIE einge-
speist. Die Einspeisung und Nut-
zung des Bioerdgases ist ein we-
sentlicher Baustein in der Reali-
sierung.

Primärer Einsatz

Das Bioerdgas soll primär in
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen
eingesetzt werden. Dabei nutzt
ein Blockheizkraftwerk (BHKW)
das Bioerdgas als Energieträger
und setzt es in Strom und Wärme
um. Das BHKW kommt dort
zum Einsatz, wo die Wärme ge-
nutzt wird. Der erzeugte Strom
wird in das Stromnetz einge-
speist.

Mit der Schaffung neuer Ar-
beitsplätze und der Kooperati-
on mit der Landwirtschaft
stärkt die N-ERGIE durch die-
ses innovative Projektvorhaben
ihre Wertschöpfungskette in
der Region.

Erneuerbare Energien
in Politik & Wirtschaft

Wie muss die Energieversorgung der Zukunft aussehen, da-
mit die Klimaschutzziele erreicht werden? Die neue „Leitstu-
die 2008“ des Bundesumweltministeriums hält dafür Lösungs-
vorschläge parat. In mehreren Szenarien wird durchkalkuliert,
welche energiepolitischen Weichenstellungen heute zu wel-
chen Ergebnissen in der Zukunft führen werden. Dabei wird
deutlich: Die Erneuerbaren Energien müssen und können er-
heblich stärker wachsen als bisher angenommen.

Bis 2020 wird sich etwa ihr Anteil an der Stromversorgung
auf mehr als 30 Prozent verdoppeln und bis 2050 auf minde-
stens 50 Prozent ansteigen. Der erforderliche Strukturwandel
der Stromversorgung wäre allerdings gefährdet, wenn die
Laufzeit der Atomkraftwerke verlängert würde, warnt die Stu-
die. Gleichzeitig müsse die effizientere Nutzung der vorhande-
nen Energie in allen Sparten – Strom, Wärme und Verkehr –
vorangetrieben werden.
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LEW-Schulwettbewerb zum Thema Energieeffizienz:

„Pack´s an – Gemeinsam
geht´s schlauer“

Unter dem Motto „Pack´s an – Gemeinsam geht´s schlauer“
startete der RWE-Schulwettbewerb zum Thema Energieeffizi-
enz: Schüler entwickeln Projekte, durch die sie Menschen in
ihrem eigenen Umfeld zum bewussteren und effizienteren Um-
gang mit Energie bewegen. In Bayern wird der Schulwett-
bewerb von „Forum Schule“, der Bildungsinitiative der
Lechwerke AG (LEW), durchgeführt.

In der Augsburger LEW-Zen-
trale fand die offizielle Auftakt-
veranstaltung des Wettbewerbs
an den bayerischen Schulen
statt. Einleitend erläuterte
LEW-Vorstand Paul Waning das
von der Muttergesellschaft
RWE aufgelegte Energieeffizi-
enz-Programm: „Der RWE-
Konzern hat sich zur Unterstüt-
zung der politischen Klima-
schutzinitiativen für ein 150
Millionen Euro Programm in
den nächsten drei Jahren ent-
schlossen. Die LEW hat davon
einen Anteil von 10 Millionen
Euro, um Einsparpotenziale zu
aktivieren.“

Straßenbeleuchtung

Ein Beispiel der Förderung
mit Mitteln aus dem LEW-
Energieeffizienzprogramm sei
die zur Zeit laufende Ausrü-
stung der Straßenbeleuchtung in
Königsbrunn bei Augsburg mit
modernen Energiesparlampen.
Für die Kommune mache sich
die Investition in die neue Tech-
nik in kurzer Zeit bezahlt und
der Haushalt werde entlastet.

Die Aktivierung von Einspar-
potentialen beginne mit Kom-
munikation – aufklären, infor-
mieren, auch schon in der
Grundschule. Es sei wichtig, so
Waning, dass bei den Schülern
ein Bewusstsein für Energie

„erfahren und erlernt“ werde.
Dieses würden sie dann auch an
die Eltern weitergeben. Er spre-
che aus eigener Erfahrung, z.B.
was das Sortieren von Müll an-
geht: „Meine Kinder waren da
renitent“. Kinder würden The-
men ernst nehmen und hät-
ten oft einen missionarischen
Drang. Auch seien sie freier in
ihren Handlungen. Während bei
Erwachsenen oft die Devise
gelte: „Treiber ist die Ökono-
mie, nicht die Ökologie“, müs-
ste der Nachwuchs die ökono-
mische Abwägung nicht ma-
chen.

Herz und Charakter

Gabriele Schlecht vom „Fo-
rum Schule“, hat es sich zum
Ziel gemacht, „nicht nur Wis-
sen und Können, sondern auch
Herz und Charakter zu prä-
gen“. Unter dem Motto „Wir
wollen was Neues“ wurde die
Bildungsinitiative unter der
Schirmherrschaft des bayeri-
schen Kultusministers Sieg-
fried Schneider im Schuljahr
2005/06 gegründet.

Wechselweise profitieren

„Forum Schule“ stellt eine
Plattform bereit, bei der sich
Wirtschaft und Bildungsinstitu-
tionen zum gegenseitigen Nut-

zen austauschen können.
Gleichzeitig haben Schüler und
Lehrkräfte ein breites Angebot
an energiereichen Themen.
Ganz im Sinne der Stiftung
Bildungspakt Bayern, deren
Stifterunternehmen es als ihre
gesellschaftliche Verantwor-
tung ansehen, die bayerische
Bildungslandschaft mit Res-
sourcen, aber auch mit Know-
how zu unterstützen und zu be-
gleiten.

Unterrichtshilfen

„Wichtig ist, dass alle Schular-
ten, aber auch der Kindergarten-
bereich von uns durchgängig be-
dient werden“, so Schlecht. Ein
Forum im Internet (www.lew-
forum-schule.de) soll bei der
Umsetzung der für das Unter-
richtsjahr 2008/09 geplanten
Maßnahmen helfen. Es bietet
werthaltige Unterrichtshilfen
an, die zielgruppengerecht – al-
so für Grundschüler, Jugendli-
che sowie Lehrer und Eltern –
aufbereitet sind. Angesprochen
seien aber alle Akteure im Bil-
dungssektor.

Schüler als Multiplikatoren

Neben einer Suchmaschine
für Unterrichtsmaterialien, On-
line-Spielen, z. B. zum Stand-
by-Stromverbrauch wird auch
interaktiv Wissen vermittelt.
Daneben gibt es Download-
möglichkeiten für Redakteure
von Schülerzeitungen.

„Wir sehen die Schüler als
Multiplikatoren“, sagt Uta Rinck
von Forum Schule. „Durch den

Die Projekte an den Schulen werden mit bis zu 1.000 Euro für
die Umsetzung gefördert, alle teilnehmenden Schulen erhalten
außerdem kostenlose Arbeits- und Informationsmaterialien,
darunter einen Energiesparkoffer mit praktischen Messgeräten.

Schulwettbewerb „Pack´s an –
Gemeinsam geht´s schlauer“
sollen andere Menschen zum
Mitmachen bewegt werden.“ Da-
bei ist dem Ideenreichtum der
Schüler keine Grenze gesetzt:
von der Postkarte bis hin zu tech-
nischen Lösungen - wichtig ist,
dass andere Menschen zum Mit-
machen bewegt werden.

Fördermittel

Die Umsetzung der besten
Ideen wird mit Fördermitteln
von bis zu 1.000 Euro (Grund-
schulen 500 Euro) unterstützt,
die besten Projektgruppen aus
den bayerischen Schulen haben
zusätzlich die Chance auf Son-
derpreise im Wert von 1.000
Euro. Alle teilnehmenden Schu-
len erhalten kostenlose Arbeits-
und Informationsmaterialien,
darunter einen Energiesparkof-
fer mit praktischen Messgerä-
ten. Bis 31. Januar 2009 müsse
eine feste Projektzusage vorlie-
gen, bis 30. Mai deren Umset-
zung erfolgt sein. Anschließend
werden die geförderten Projekte
dokumentiert und evaluiert.

Verhaltenswandel im Visier

Die Regionalsieger können
auf Bundesebene weitere
10.000 Euro zur Umsetzung
von Energieeffizienzmaßnah-
men an ihrer Schule gewinnen.
„Wir wollen bei den Kindern
mit unserer Kampagne Leiden-
schaft erzeugen. Die Umset-
zung des erreichten Wissens
soll zu einem allgemeinen Ver-
haltenswandel beitragen“, be-
tont Gabriele Schlecht.

Dr. Anke Blöbaum von der
Ruhr-Uni Bochum betont, dass
es anstrengend sei, gewisse
Verhaltensgewohnheiten beim
Menschen zu durchbrechen.

„Bei uns besteht eine Kluft zwi-
schen Einstellung (hohes Um-
weltbewusstsein bei Verkehrs-
mittel, Müll und Umgang mit
Energie) und dementsprechen-
dem Verhalten.“

Soziale Norm

Erst müsse sich eine soziale

Norm beim Umweltschutz eta-
blieren. Kinder könnten da-
bei eine wichtige Multiplikato-
renrolle spielen, da sie oftmals
zu Hause ein Mitspracherecht
hätten. Wenn Energiesparen
„cool“ und „angesagt“ sei,
werde dies auch positiv in die
Diskussion mit der Familie ein-
gebracht. dsp

Technisches Sicherheitsmanagement der LEW:

Bei Unterhalt, Wartung und
Betrieb des Stromnetzes zertifiziert
Mit der offiziellen Urkundenübergabe durch Detlef Fischer, Ge-
schäftsführer des Verbands der Bayerischen Energie- und Wasser-
wirtschaft e.V. (VBEW), die gesternAbend in der LEW-Unterneh-
menszentrale stattgefunden hat, konnte die LechwerkeAG (LEW)
ein wichtiges Projekt abschließen: Die LEW Netzservice GmbH,
die für Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung des LEW-
Stromnetzes zuständig ist, sowie die LEW Verteilnetz GmbH, die
Betreibergesellschaft des LEW-Stomnetzes, haben ihrTechnisches
Sicherheitsmanagement (TSM) erfolgreich zertifizieren lassen.

Das branchenspezifische
TSM-Zertifikat belegt, dass die
gesamte Aufbau- und Ablaufor-
ganisation beider Gesellschaf-
ten allen gesetzlichen und tech-
nischen Normen entspricht und
keine Mängel in der organisato-
rischen und technischen Sicher-
heit bestehen.

Mehr als 200 Fragen

Knapp ein Jahr waren Pro-
jektteams in beiden Unterneh-

men damit beschäftigt gewesen,
den mehr als 200 Fragen um-
fassenden Prüfkatalog des Bun-
desverbands der Energie- und
Wasserwirtschaft (BDEW) zu
beantworten. Untersucht wur-
den alle Betriebsabläufe, die
Schnittstellen und Verantwort-
lichkeiten sowie die Dokumen-
tation und Kommunikation.

Zertifizierung

„Wir haben eine Menge Ar-

beit in die Zertifizierung ge-
steckt“, berichtet Theo Schmidt-
ner, Geschäftsführer der LEW
Netzservice GmbH. „Schließlich
wurden alle Bereiche hinsichtlich
organisatorischer Defizite ge-
prüft.“ Stießen die Teams auf
Schwachstellen in Organisation,
Dokumentation oder Kommuni-
kation, wurden diese korrigiert.

Nachholbedarf

„Die Prüfung hat uns gezeigt,
dass wir im Vergleich zu ande-
ren Unternehmen insgesamt
schon gut aufgestellt waren“,
sagte Manfred Lux, Geschäfts-
führer der LEW Verteilnetz
GmbH. „Nachholbedarf gab es
eigentlich nur bei der Doku-
mentation. So haben wir alle
Handbücher noch einmal über-
arbeitet und in eine einheitliche
Form gebracht, sodass wir nun
über eine bis ins Detail durchge-
hende Dokumentation aller Ver-
antwortlichkeiten, Zuständig-
keiten und Abläufe verfügen.“

Auf Herz und Nieren
geprüft

Ob die entsprechenden Vor-
gaben und Regeln tatsächlich
umgesetzt wurden und im Ar-
beitsalltag befolgt werden, un-
tersuchten zwei vom BDEW
bestellte Prüfer im Rahmen ei-
ner zweitägigen Zertifizierung:
„Hier wurden wir auf Herz und
Nieren geprüft“, sagt Theo
Schmidtner. „Die Prüfer gingen
vor Ort zu den Kollegen in die
Betriebsstellen um zu testen, ob
unsere Angaben im Prüfkatalog
mit dem übereinstimmt, was
in der täglichen Praxis gelebt
wird.“

Detlef Fischer, Geschäftsführer des Verbands der Bayerischen
Energie- und Wasserwirtschaft e.V., (2. v. r.) gratuliert Paul
Waning, Vorstandsmitglied der Lechwerke AG, zur erfolgrei-
chen Zertifizierung. Theo Schmidtner, Geschäftsführer der
LEW Netzservice GmbH (l.) und Manfred Lux, Geschäftsfüh-
rer der LEW Verteilnetz GmbH (r.) freuen sich über die Ur-
kunden. Bild: LEW / Bleier
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Informationsveranstaltung von „Pro Nah“ in Pfaffenhausen:

„Klimaschutz - das (Unter)
Allgäu handelt“

Es ist mittlerweile unumstritten, was auch die Kernaussage beim
„Pro Nah“-Diskussionsabend in Pfaffenhausen zum Thema „Kli-
maschutz“ war: Der Klimawandel ist da und lässt sich nicht mehr
weg diskutieren. Als Hauptverursacher der Klimaprobleme wur-
de der CO2-Ausstoß ausgemacht, der insbesondere vom Verbren-
nen fossiler Energieträger abhängt. Was kann eine Region wie das
(Unter)Allgäu, was kann ein Einzelner und was können Unter-
nehmen und Kommunen tun, um der heraufziehenden Katastro-
phe zu begegnen? Der „Pro Nah“-Vorsitzende im Unterallgäu,
Hermann Kerler, beschrieb das Problem mit Fakten und Zahlen
auch zum Unterallgäu.

Für die interessierten Zuhörer
gab es eine Fülle von Anregun-
gen, Zukunftsszenarien, Hand-
lungsempfehlungen, Erfahrungs-
werten und Lösungsversuchen,
die sich vor allem auf regionale
Ansätze konzentrierten. Darum
hieß die Veranstaltung auch „Kli-
maschutz - das (Unter)Allgäu
handelt“. Mehrere Experten stell-
ten ihre Positionen rund um das
Energiesparen und um den Kli-
maschutz in der Region vor.

Es sei beim Klima „fünf Se-
kunden vor oder bereits nach
Zwölf“, sagte Martin Sambale
vom „eza Energie- und Um-
weltzentrum Allgäu“ in seinem
engagierten Vortrag. Da auf die
Politik kaum zu hoffen sei, müss-
ten die Regionen selbst aktiv wer-
den. Derzeit gebe es durch die ho-
hen Energiepreise sogar einen po-
sitiven Schub im Verbraucherver-
halten und Klimaschutz – ein Zei-
chen, dass über das Geld einiges
zu aktivieren sei. Im Allgäu wer-
de es demnächst ein Zukunftspro-
jekt geben mit dem Titel „Klima-
schutz – das Allgäu handelt“.
Hierfür werde das Allgäu Mo-
dellregion und als Vorzeigeregion
entwickelt. Ziel sei es, überall im

privaten Bereich die CO2-Emis-
sionen zu reduzieren. Einsparpo-
tentiale sehe man in Verhal-
tensänderungen (Reisen, Ernäh-
rung etc.) und bei Investitionen
wie Gebäudesanierungen oder ef-
fizienten Haushaltsgeräten. Ähn-
liches gelte auch bei Unterneh-
men und Kommunen. Letztlich
gehe es also um regionale Aus-
gleiche über Klimaschutzfonds
und um die Finanzierung regio-
naler Klimaschutzmaßnahmen.
Die Pilotphase starte öffentlich-
keitswirksam in einem halben
Jahr. Man hoffe auf eine hohe Be-
teiligung Privater sowie auch der
Unternehmen und der Kommu-
nen . Wichtig sei es jedenfalls,
dass alle zusammenhalten und -
helfen. Jeder werde spüren , dass
es sich lohnt.

Energiemodelle

Mit dem Klimaschutz speziell
durch Kommunen befasste sich
Professor Thomas Hamacher
vom Max-Planck-Institut für
Plasmaphysik Garching. Er
sprach sich dafür aus, das The-
ma Klima in die Stadt- und Orts-
planungen einzubringen. Am

Beispiel konkreter Erfahrungen
seines Instituts in Wien, in Greifs-
wald oder auch im „kleinen“ Un-
gerhausen/Unterallgäu, zeigte er
die systematische Vorgehenswei-
se und die Erstellung von Zu-
kunftsszenarien und Energiemo-
dellen auf. Jedenfalls müsse künf-
tig das Abwägen der Energieaus-
wirkungen ein fester Bestandteil
der Stadtplanung werden. Dies er-
fordere Maßnahmenkataloge und
permanente Überprüfungen der
Energieeffizienz. Für die Gemein-
den und ihre privaten Haushalte
sei dies einAufwand, der notwen-
dig , aber auch lohnend sei.

Regionales Handeln

Der „Pro Nah“-Diskussions-
abend bot auch die Möglichkeit,
gelungene Beispiele zum regio-
nalen Klimaschutz vorzustellen.
Landrat Hans-Joachim Weirather
machte den Anfang und berichte-
te über das „Energiemanagement
für Kreisgebäude“ im Unterall-
gäu. Seine Botschaften hießen:
„Das Unterallgäu handelt“, „das
Thema ist im Landkreis gut ange-
kommen“, „es gibt keinen Grund
zum Zaudern“ und es gebe „viele
Möglichkeiten, Energie zu spa-
ren“. Der Landkreis besitze eine
Großzahl von Gebäuden als
Handlungsobjekte. Hier könne
man durch entsprechende Eins-
parungen (Warmwasser, Strom-
verbrauch...) und durch förderli-
che Investitionsentscheidungen
(Wärmedämmungen, Heizungen,
Dachsanierungen..) viel bewir-
ken. Der Kreis habe bereits zahl-
reiche seiner Einrichtungen von
Gas- oder Ölheizungen auf Fern-
wärme und Hackschnitzel-Hei-
zungen umgestellt. Somit wisse
man, dass allein ein betreutes,
permanentes Energiemanage-
ment zu Einsparungen von rund
30 Prozent führen könne. Fazit
von Landrat Weirather: „Ökolo-
gie und Ökonomie stehen nicht
im Widerspruch!“

Leidenschaftlich warb Archi-
tekt Jochen Schurr aus BadWöris-
hofen für Altbausanierungen und
Maßnahmen zur Energieeins-
parung durch Hausbesitzer. Doch:
„wenn man saniert, dann g’scheit“,
sagte er und stellte die Möglich-
keiten vor. Einsparungen ergäben
sich durch Dämmungen am und
im Gebäude und durch eine effizi-
ente Heiztechnik. Es solle auch
keine Sanierung mehr ohne Instal-
lation einer Belüftungsanlage ge-
ben. Seine Erkenntnis lautete: Eine
energetische Sanierung ist ver-
nünftig und rechnet sich auch, zu-
mal Einsparungen im Energiever-
brauch bis zu 90 Prozent erreicht
werden könnten.

Dr. Martin Demmeler aus Otto-
beuren belegte am Beispiel des
Konzepts „Von hier“ der Allgäu-
er Lebensmittelfirma Feneberg,
dass auch der Bereich Ernährung
enorme Möglichkeiten der Ener-
gieeinsparung biete. Hier gehe es
vor allem um „kurze Wege“ und
um die Reduzierung des Trans-
portaufwandes. Lebensmittel wür-
den weltweit und überregional
hin und her transportiert, aus fer-
nen Ländern importiert und ener-
gieaufwendig gelagert. Feneberg
habe als Alternative ein regiona-
les Vermarktungskonzept ent-
wickelt und beziehe Produkte aus
der Region und aus einem Um-
kreis von bis zu 100 Kilometer.
Damit fördere man nicht nur die
regionalen Erzeuger, sondern
man vermeide auch erheblichen,
nachteiligen Energieverbrauch
durch Flugzeug-, Schiff- und
LKW-Transporte. Auch die aus
den Transporten entstehenden
volkswirtschaftlichen Kosten für
Straßenbau, Lärmschutz, Unfälle
oder Umweltschäden müsste man
dazu rechnen. Demmeler forder-
te, in „Kreisläufen“ zu denken
und das Potential einer Region
mehr zu nutzen. Sein Fazit: „Kli-
maschutz auf kurzen Wegen ist
regional möglich!“

Schließlich stellte Walter Hösle
von der Raiffeisenbank Pfaffen-
hausen die verwirrende Vielfalt
von Förderprogrammen und Fi-
nanzierungsmöglichkeiten bei
energierelevanten Investitionen
vor. Hermann Kerler versprach
zum Schluß für den Verein „Pro
Nah“, den Dialog zum Thema
„Klimawandel“ fortzusetzen.

Die Referenten und Experten des Diskussionsabends zum Kli-
mawandel durften zum Schluss symbolisch ein Haus dämmen.
Von links: Walter Hösle (Raiba Pfaffenhausen), Architekt Jo-
chen Schurr, Dr. Martin Demmeler (für Fa. Feneberg), Profes-
sor Thomas Hamacher (Max-Planck-Institut), Martin Sambale
(eza), Landrat Hans-Joachim Weirather und Pro-Nah-Vorsit-
zender Hermann Kerler. Text und Bild: Josef Hölzle

„Roadshow Kommunale Beleuchtung“:

Mehr Licht,
weniger Kosten

Event in München – Veranstalter ZVEI und
Kampagne „Energiesparende Beleuchtung“

Die bundesweite „Roadshow Kommunale Beleuchtung“ bietet
Anwendern, Anbietern und Experten aus Politik und Wirtschaft
die Möglichkeit zum Meinungs- und Erfahrungsaustausch. Die
Veranstalter ZVEI (Zentralverband Elektrotechnik- und Elek-
tronikindustrie e.V.) und die Kampagne „Energiesparende Be-
leuchtung“ der Berliner Energie Agentur wollen die Verant-
wortlichen in den Kommunen anspornen, neue Technik schnel-
ler einzuführen. In Bayern wird die Reihe unter anderem vom
Bayerischen Energieforum und der Energieagentur Mittelfran-
ken unterstützt.

Auf einer Veranstaltung in
München im Haus der Bayeri-
schen Wirtschaft wurde schwer-
punktmäßig das Einsparpotenzi-
al im Bereich der Beleuchtung
diskutiert. In Bayern beträgt die-
ses nach Schätzung des ZVEI
jährlich 480 Millionen Euro. Ein
Praxis-Beispiel aus Kempten in
Bayern rechnete Mechthild
Zumbusch von der Berliner Ener-
gieagentur vor: „Durch die Um-
rüstung vorhandener Leuchten
mit energiesparenden Lampen
werden 35 Prozent des Stroms
eingespart. Das sind mehr als
eine Million Kilowattstunden
pro Jahr bzw. 630 Tonnen CO2.“

Hürden „beleuchten“

Die Politik hat den Hand-
lungsbedarf erkannt. Sie muss
zunehmend gesetzgeberisch tä-
tig werden, um die selbst ge-
steckten und von der EU verord-
neten CO2-Energieeinsparziele
von 20 Prozent bis 2020 zu errei-
chen. Bei der Roadshow geht es
darum, die Hürden und die ge-
eigneten Lösungsmöglichkeiten
zu ‚beleuchten’.

Da die Stadt München neuer
Partner des „GreenLight“-Pro-
gramms der Europäischen Kom-
mission ist, wurde Volker Kreß
und Ralf Noziczka von der
Abteilung Straßenbeleuchtung
und Verkehrstechnik der Landes-
hauptstadt im Rahmen der Ro-
adshow eine Urkunde über-
reicht. In die Initiative wurden
bislang über 30 Partner in
Deutschland, darunter acht aus
Bayern aufgenommen. Sie ha-
ben sich verpflichtet, ihre Be-
leuchtung auf den neuesten
Stand der Technik zu bringen
und so Energieverbrauch und
CO2-Ausstoß zu vermindern.
Insgesamt hat das Programm
500 Projektpartner in 26 eu-
ropäischen Staaten.

Umfangreiche Sanierungen

In München wurden in den
vergangenen Jahren laut Kreß
bereits über 25 Prozent der
Straßenbeleuchtung erneuert.
Weitere umfangreiche Sanierun-
gen seien in den kommenden
Jahren geplant. Bislang habe
dies dazu geführt, dass der Ener-
gieverbrauch für die moderni-
sierte Straßenbeleuchtung um 38

Prozent gesunken sei und damit
jährlich rund 1.000 Tonnen CO2
weniger abgegeben werden.

Beitrag der Kommunen

Markus Sackmann, zum Zeit-
punkt der Roadshow noch
bayerischer Wirtschaftsstaatsse-
kretär, würdigte das Engagement
bayerischer Kommunen für
mehr Klimaschutz und verbes-
serte Energie-Effizienz: „Bayern
hat sich zum Ziel gesetzt, bis
2020 die CO2-Emissionen von
heute sieben Tonnen auf deutlich
unter sechs Tonnen pro Kopf zu
mindern und die Energieproduk-
tivität um 30 Prozent zu steigern.
Um dieses Ziel zu erreichen,
sind Anstrengungen in allen Be-
reichen der Energienutzung er-
forderlich. Mit Investitionen in
moderne energieeffiziente Stra-
ßenbeleuchtung leisten bayeri-
sche Kommunen dazu einen
wertvollen Beitrag.“

Veraltete Technik,
„verbranntes“ Geld

„Jede dritte Straßenlaterne ist
noch aus den 60er Jahren. Mit so
veralteter Technik wird Geld der
Bürger buchstäblich verbrannt“,
erläuterte Dr. Jürgen Waldorf,
Geschäftsführer der ZVEI-Fach-
verbände Elektroleuchten und
elektrische Lampen. „Nur etwa
drei Prozent der Lampen und
Leuchten werden jedes Jahr er-
neuert.“

Neue Finanzierungsmodelle

„Zahlreiche Städte und Ge-
meinden haben erhebliche Eins-
parpotenziale“, betonte Waldorf.
Der Verbrauch für die Beleuch-
tung von Straßen, Plätzen, Ver-
waltungsgebäuden, Schulen und
Krankenhäusern mache bundes-
weit einen großen Teil des ge-
samten Strombedarfs von Kom-
munen aus. Neue Finanzierungs-
modelle wie das so genannte
Contracting seien gute Instru-
mente für Städte und Gemein-
den, ihre Hausaufgaben zu ma-
chen. Private Geldgeber finan-
zierten dabei Investitionen vor.
Stromeinsparungen und CO2-
Verminderung ließen sich auf
diese Weise ohne finanzielle Be-
lastung für Kommunen errei-
chen. DK

Vor 55 Jahren im Landkreis Mühldorf:

Erstes Erdöl in Bayern entdeckt
Vor 55 Jahren wurde im Landkreis Mühldorf das erste Erdöl in
Bayern entdeckt. Wenn die Öl- und Gaspreise weiter so steigen,
stellt sich die Frage, ob sich nicht bald wieder aufwändige Boh-
rungen lohnen.

1953 wurden im sogenannten
ostbayerischen Molassebecken
die ersten Tiefbohrungen nach
dem 2. Weltkrieg niedergebracht,
nachdem man bereits Jahre zuvor
im niederbayerischen Füssing
nach Öl gebohrt hat, aber hier nur
auf heißes Wasser gestoßen ist.
Bei der ersten Bohrung in Hel-
denstein stieß man in rund 1800
Metern Tiefe nur auf geringe Öl-
spuren. Bei der zweiten Bohrung
nahe Ampfing erreichte man ei-
nen öl- und gasführenden Sand-
stein. Mit diesen ersten Funden
ging Ampfing in die Erdöl- und
Erdgasgeschichte Bayerns ein.
Insgesamt hat man im ostbayeri-
schen Molassebecken rund 160
Bohrungen abgeteuft, rund 100
wurden dann in 20 Erdöl- und
Erdgasfeldern für eine Ölgewin-
nung und Gasproduktion ausge-
baut und angeschlossen.

Das geförderte Erdöl wurde
vom Ampfinger Bahnhof zu den
Raffinerien abtransportiert. Als
dann in den 60er Jahren die erste
Raffinerie in Ingolstadt errichtet
wurde, hat man das in Ampfing
geförderte Erdöl dort verarbeitet.
In Bayern begann die Suche nach
Erdöl bereits vor dem 2. Welt-
krieg, nach der Machtergreifung
Hitlers. So wurde z. B. im nieder-
bayerischen Füssing gebohrt, aber
man fand hier weder Gas noch Öl,
dafür aber eine heiße Kochsalz-
Schwefeltherme, die dann in den
Nachkriegsjahren erschlossen wur-
de und zum heutigen bekannten
Bad Füssing führte.

Die BohrungenAmpfing II und
III waren gasfündig geworden,
doch erst bei der Bohrung IV
fand man Erdöl, was damals für
eine Sensation sorgte, denn nun
konnte Öl und Gas im voralpi-
nen Molassebecken nachgewie-
sen werden. Weitere Gasfunde

machte man dann in Steinkir-
chen, Isen, Albaching, Weiter-
mühle und Schnapping. Für das
Erdgas mussten damals noch
die nötigen Abnehmer gefunden
werden. Die Stadt München hatte
damals vorausblickend von Kok-
ereigas auf Erdgas, das einen
höhern Brennwert hatte, umge-
plant. 1957 wurde die Erdgaslie-
ferung aufgenommen. München
war damit die erste Großstadt
der Bundesrepublik, die an die
Erdgasversorgung angeschlossen
wurde. Mit der Mobil Oil AG in
Ampfing, die bis zu 130 Mitarbei-
ter beschäftigte, kamen neue Im-
pulse in die Gemeinde.

1957 wurde auch das Konsorti-
um, die „Bayerische Erdgaslei-
tung GmbH“ gegründet, um den
Bau von Rohrleitungen für das
Erdgas zu forcieren. Nach und
nach wurden Waldkraiburg,Amp-
fing, Mühldorf, Haag, Erding,
Dorfen, und Landshut angeschlos-
sen und auch Großbetriebe wie die
Nitrochemie inAschau, Wacker in
Burghausen, das Milchwerk Wei-
ding und Höchst in Gendorf.

In Bierwang bei Grüntal wurde
1964 eine große Gaslagerstätte
entdeckt; von hier baute man Gas-
leitungen nach München und
Gendorf. Nachdem das Gasvor-
kommen ausgefördert war, wurde
ein Gasspeicher angelegt. 1974
entdeckte man ein Erdgasfeld bei
Eggstätt im Chiemgau, auch dort
wurde ein unterirdischer Gasspei-
cher entwickelt. Im Sommer 1998
wurde mit dem Verschließen der
Bohrungen und dem Ziehen der
Förderleitungen die Gewinnung
von Erdgas und Erdöl beendet. Im
sogenannten Ampfinger Feld sind
in rund 40 Jahren 3,6 Millionen
Tonnen Erdöl und rund 14 Milliar-
den Kubikmeter Gas gefördert
worden. Jos. Göllinger

Expansion von
E.ON und RWE gestoppt

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat einer weiterenAusdehnung des
Energiekonzerns E.ON einen Riegel vorgeschoben, um den Wett-
bewerb auf dem Strommarkt zu stärken. E.ON habe zusammen
mit RWE in Deutschland eine marktbeherrschende Stellung,
heißt es in der Entscheidung.Auf dem Strommarkt gebe es keinen
freien Wettbewerb.

Mit dieser Begründung unter-
sagte der BGH-Kartellsenat dem
Unternehmen eine Minderheits-
beteiligung an den Stadtwerken
Eschwege. Der BGH gab damit
dem Bundeskartellamt Recht, das
den beabsichtigten Kauf von ei-
nem Drittel der Anteile 2003 ver-
boten hatte.

E.ON und RWE werden mit
dem BGH-Beschluss weitere Be-
teiligungen an kommunalen
Stromversorgungsunternehmen
untersagt. Der BGH wies darauf
hin, dass E.ON und RWE bereits
jetzt Anteile an insgesamt 204
Strom verteilenden Unternehmen
haben. Insgesamt sind etwa 350
der rund 700 kommunalen Ver-
sorgungsunternehmen direkt oder
indirekt in Händen großer Ener-
giekonzerne. Es sei Geschäfts-
strategie von E.ON und RWE,
sich durch Minderheitenbeteili-
gungen an Stadtwerken und son-
stigen Stromversorgern Absatz-
gebiete zu sichern, hielt der
BGH-Kartellsenat fest. RWE und
E.ON bildeten ein marktbeherr-
schendes Oligopol, dem weder
ausländische Stromanbieter we-
gen der geringen Durchleitungs-
kapazität der Kuppelstellen an
den deutschen Grenzen noch die
beiden anderen großen Energie-
versorger Vattenfall und EnBW

ausreichenden Wettbewerbsdruck
entgegensetzen könnten. Zusätzli-
che Beteiligungen der beiden Gi-
ganten würden den Wettbewerb
daher noch weiter einschränken
und müssten untersagt werden.
Ähnlich hatte zuvor auch das
Bundeskartellamt argumentiert.

Die beiden großen Energiever-
sorger könnten ihrer langfristigen
Strategie nun nicht mehr folgen,
sagte ein Vertreter des Bundes-
kartellamtes. Bei den Stromprei-
sen für die Verbraucher wird sich
nach Angaben der Wettbewerbs-
hüter aber kurzfristig nichts än-
dern. Für die hohen Strompreise
gebe es vielfältige Gründe.

E.ON verwies in einer Stellung-
nahme darauf, das Urteil beruhe
auf der Lage des Jahres 2003. Die
Energielandschaft habe sich aber
schon deutlich geändert, so ein
Konzernsprecher. So habe E.ON
mit der EU die Abgabe von
Höchstspannungsnetzen und
Kraftwerkskapazitäten vereinbart.
Für den Düsseldorfer Konzern ste-
he damit der Ausbau von Beteili-
gungen an Stadtwerken längst
nicht mehr im Fokus. Folgerichtig
will sich E.ON auch von seiner
Stadtwerke-Holding Thüga tren-
nen, die zahlreiche Minderheitsbe-
teiligungen an kommunalen Ver-
sorgungsunternehmen hält. dhg.
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Private Altersvorsorge

Wer Geld fürs Alter auf die Seite legen will, sollte jede Unterstützung nutzen.
Nehmen wir nur die Riester-Rente – bei ihr gibt es zum Beispiel für eine
3-köpfige Familie schon bis zu 608 Euro Förderung – Jahr für Jahr. Wie auch
Sie sich maximale staatliche Zuschüsse und Steuervorteile sichern können,
planen wir mit Ihnen, als wär’s für uns selbst. Mehr darüber erfahren Sie in
über 4 000 Agenturen und Sparkassen in Ihrer Nähe oder unter
www.versicherungskammer-bayern.de

Wir planen Ihr e Rente –
als wär’s unser e eigene.

Wir versichern Bayern.

3. Energietag Westmittelfranken in Triesdorf:

Fokus auf erneuerbare Energien
Triesdorf (wefa) – Der Groll gegen die „Schlaumeier, die uns als
Baukastenspieler und Spinner verspottet haben“, sitzt tief bei Jo-
sef Göppel, dem Bundestagsabgeordneten aus Herrieden, dem
der Ruf des „Energiepapstes“ vorausgeht. Die jüngste Entwick-
lung auf den Finanzmärkten und in der Wirtschaft ist ihm Beweis
genug, dass er richtig liegt mit seiner Botschaft, in allen Bereichen
noch mehr auf den Einsatz von erneuerbaren Energien zu setzen.

„All jene Herren mit ihren ge-
gelten Haaren und schwarzenAn-
zügen haben unser Land fast an
den Abgrund geführt“, schimpft
der wohl bekannteste Umweltpo-
litiker der CSU. Beim „3. Ener-
gietag Westmittelfranken“ in
Triesdorf (Landkreis Ansbach)
ließ er Dampf ab: „Mich ärgert
es, wenn aktive Menschen für
dumm verkauft werden, die die
Entwicklung tatsächlich vorange-
bracht haben.“ Die aktuellen
weltweiten Vorgänge offenbaren:
„Die langfristigen Gesetze der
Natur können von virtuellen
Geldschiebern nicht außer Kraft
gesetzt werden.“

Göppel ist zuversichtlich, dass
die Beratungen im Bundesrat so
flott vorangehen, dass im Juni
2009 die Energieeinsparungsver-
ordnung seine endgültige Fas-
sung erhält. Dann wird die Nut-
zung von erneuerbaren Energien
beim Hausneubau verbindlich
vorgeschrieben. Im besten Fall
erwartet er eine Energieein-
sparung um 80 Prozent. Mit Be-
friedigung sieht Göppel, wie nun
auch die Internationale Ener-
gieagentur von ihren bisher opti-
mistischen Prognosen abrückt.
Deshalb sein Postulat: „Weg vom
Öl, wo immer wir können!“ Der
hochwertige Rohstoff Öl werde
künftig in anderen Bereichen ge-
braucht und sei für das Verbren-
nen zu schade.

Im neuen EEG ist die 30-pro-
zentige Senkung des zulässigen
Energiebedarfs verankert. Die
Norm ist dann 70 kw/h pro Qua-

dratmeter im Jahr, für 2012 wird
sogar ein Wert von 40 kw/h ange-
strebt. Göppel steht fest dahinter:
„Das ist der richtige Weg!“Bei
Neubauten soll der Pflichtanteil
am Wärmebedarf bei Sonnenkol-
lektoren 15 Prozent betragen, bei
Bioerdgas in Kälte-Wärme-Kop-
pelung 30 Prozent, bei Holz 50
Prozent und bei effizienten Wär-
mepumpen bei 50 Prozent liegen.

Um die Altbauten umzurüsten
gibt der Staat finanzielle Anreize:
Sonnenkollektoren zur Warm-
wasseraufbereitung werden mit
60 Euro/m2 bezuschusst, solche
mit Heizungsunterstützung mit
105 Euro. Für eine Holzpellets-
heizung gibt es 1500 Euro Zu-
schuss pro Anlage, für eine
Scheitholzverbrennung 1250 Eu-
ro und für Wärmepumpen 10 Eu-
ro/m2. Sein Gebäudesanierungs-
programm hat der Staat von einer
auf 1,6 Milliarden Euro aufge-
stockt (bis 2011).

Göppel rät, die Angebote anzu-
nehmen, denn: „Es kommt die
Zeit, wo niemand mehr bei der
energetischen Sanierung hilft,
dann sind die Leute auf sich selbst
gestellt.“ Die Finanzierung durch
die Kreditanstalt fürWiederaufbau
(kfw.de) hält er für „bombig“:
zinsgünstige Kredite und Investiti-
onszuschüsse, Zinssatz 2,05 Pro-
zent, Tilgungssatz fünf Prozent
oder zehn Prozent Zuschuss zu
den Investitionskosten.

Auch die Gemeinden können
mit Unterstützung rechnen. Geld
gibt es für die energetische Sa-
nierung von Gebäuden, für Kon-

zepte zur Einsparung von Heiz-
energie, für sparsame Straßenbe-
leuchtung (25 Prozent Zuschuss)
und für die Finanzierung (1,8
Prozent Zins).

Der Herriedener Abgeordnete
sieht Westmittelfranken auf ei-
nem guten Weg, beim Wettbe-
werb „Bioenergie regional“
ganz vorne mitzumischen. Der
Antrag aus der Region ist unter
den ersten 50 von 210 aus ganz
Deutschland zu finden. Jetzt
wird noch ein regionales Ent-
wicklungskonzept erstellt, für
das der Bezirkstag schon seine
Zustimmung gegeben hat. Alle
Ideen aus den Gemeinden und

Landkreisen sollen eingebaut
werden. Koordinierend tätig ist
Johann Sedlmaier vom EBA
(Entwicklungs-, Beratungs- und
Anwendungszentrum für ver-
stärkte Nutzung von Biomasse).
Dem Sieger des Wettbewerbs
gibt das Landwirtschaftsmini-
sterium 400.000 Euro, die auf
drei Jahre verteilt werden. Göp-
pel ist versichtlich und vorsich-
tig zugleich: „Wir haben große
Chancen, aber den Preis noch
nicht in der Tasche.“

An die Kommunen appelliert
der Obmann der CSU im Um-
weltausschuss des Bundestags,
die eigenen Gebäude zu sanieren,
Blockheizwerke zu bauen, Flä-
chen zum Anbau von erneuerba-
ren Energien auszuweisen, Bürg-
schaften für Investitionen in er-
neuerbare Energien zu überneh-
men und Gebäude für Bürgerso-

Von links: MdLGerhard Wägemann, IHK-Vizepräsidentin Erika
Gruber, MdB Josef Göppel, Unternehmer Dr. Karl-Friedrich Os-
sberger und Weißenburgs Landrat Franz Xaver Uhl. Foto Falk

laranlagen zur Verfügung zu stel-
len. Eine Kehrtwendung in Rich-
tung Gülle verspricht sich Göppel
an der Änderung des EEG zum 1.

SWM erhöhen Preise
für Gas und Strom
Zum 1. Januar erhöhen die

Stadtwerke München den
Strompreis um 13 Prozent,
für Gas sogar um 14 Prozent.
Den Strompreis hatten die
Stadtwerke drei Jahre lang
stabil gehalten, das Erdgas
aber bereits zum 1. Juli um
11 Prozent verteuert.

Begründet wird die Preis-
erhöhung mit der Entwick-
lung auf den Rohstoffmärk-
ten und ihren gestiegenen
Bezugskosten. Zugleich wird
darauf hingewiesen, dass sich
- mit einer zeitlichen Verzö-
gerung von rund einem hal-
ben Jahr - die derzeit niedri-
geren Ölpreise auf die Gas-
preise auswirken und im
Frühjahr zu einer deutlichen
Senkung führen werden.

Gundelfingen:

Altanlagen raus – Effizienz rein
Südwärme versorgt Schulkomplex mit Sporthalle und

Schwimmbad zentral mit Wärme

Als „Standard-Gebäudesituation, die so in vielen Kommunen an-
zutreffend ist“, beschreibt Südwärme-Vorstand Rudi Maier das im
Ortszentrum der Kleinstadt Gundelfingen an der Donau (Land-
kreis Dillingen) anzutreffende Gebäude-Ensemble, bestehend aus
Grund- und Hauptschule, Turnhalle mit Schwimmbad, Mehr-
zweckhalle und Kindergarten. Die Gebäude wurden jeweils über
eine Heizzentrale in der Grund- und eine in der Hauptschule mit
Wärme versorgt.Aufgrund desAlters derAnlagen und deren tech-
nischen Zustandes war eine komplette Sanierung notwendig.

Die Zielsetzungen des Stadtra-
tes waren dabei, durch Steigerung
der Effizienz deutlich Energieko-
sten einzusparen, und gleichzeitig
die CO2-Emissionen drastisch zu
reduzieren. Nach einer europa-
weiten Ausschreibung erhielt die
Unterschleißheimer Südwärme
AG, zusammen mit ihrem örtli-
chen Kompetenzzentrum der Fir-
ma Julius Gaiser, Ulm, den Zu-
schlag das neue Versorgungskon-
zept im Rahmen eines Wärme-
lieferungsvertrages (Contracting)
umzusetzen.

„Kommunales
Vorzeigeprojekt“

Basis des Südwärme-Kon-
zepts ist die Übernahme der kom-
pletten Verantwortung für Finan-
zierung, Bau und den Betrieb der
neuen Heizzentrale in Zusam-
menarbeit mit der Firma Julius
Gaiser. Nach nur sechs Monaten
Bauzeit konnte die neue Heizzen-
trale unlängst in Betrieb genom-
men werden. Mit dabei war der
ehemalige bayerische Minister
für Landwirtschaft und Forsten,
Josef Miller, der die neue Bio-
masse-Heizanlage mit Hack-
schnitzelfeuerung als ein „kom-
munales Vorzeigeprojekt“ wür-
digte. Und in der Tat, die Zahlen
sind beeindruckend: Die neue, in
einem separaten Gebäude unter-
gebrachten Anlagen-Kombinati-

on, bestehend aus einem Biomas-
sekessel für die Grundversorgung
und einem Öl-Niedertemperatur-
kessel für Spitzenlasten, reduziert
den CO2-Ausstoß gegenüber der
alten Gasheizung um sage und
schreibe 85 Prozent - oder kon-
kret: um etwa 550 Tonnen pro
Jahr. Das entspricht dem CO2-
Ausstoß von zirka 230 Fahrzeu-
gen mit einer jährlichen Kilome-
terleistung von 15.000 km.

Wirtschaftliches Konzept

Die Versorgung der Anlage mit
Hackschnitzel erfolgt über die re-
gionale Biomasse Energie Netz-
werk eG, einer Genossenschaft,
zu deren Gründer die Firmen
Südwärme und Gaiser gehören.
90 Prozent der benötigten Holz-
menge entstammt heimischen
Wäldern; die Restmenge setzt
sich aus Sägeholzresten zusam-
men. Für die Kommune ist dieses
Konzept besonders wirtschaft-
lich, weil die Anlage voll eigen-
verantwortlich von Südwärme
und ihrem Partner Gaiser betrie-
ben und überwacht wird. Die
Stadt Gundelfingen bezahlt im
Rahmen des Wärmelieferungs-
vertrages ausschließlich für die
abgenommene Wärme. Das Kon-
zept schließt die Vollwartung so-
wie mögliche Instandhaltungs-
und Reparaturarbeiten durch den
Energiedienstleister mit ein.

BayWa-Konzern trotzt
der Rezession

Bestes Geschäftsjahr der Firmengeschichte erwartet
Rekordgewinn mit Getreide und Heizöl

München. Trotz der weltweiten Finanzkrise bleibt der BayWa-
Konzern auf Erfolgskurs. Der neue Vorstandsvorsitzende Klaus
Josef Lutz stellte für das laufende Geschäftsjahr der Presse in
München sogar den höchsten Gewinn der 85-jährigen Firmenge-
schichte in Aussicht. Er wird in einer Höhe von rund 100 Mi1lio-
nen Euro vor Steuern erwartet. Beim Umsatz soll erstmals die
Marke von acht Milliarden Euro überschritten werden.

Für die ersten neun Monate
2008 liegen die Zahlen, so Lutz,
deutlich über denen des Vorjahres,
wobei das Handelsunternehmen
vor allem von starken Zuwachsra-
ten im Getreide- und Düngemit-
telhandel sowie im Mineralölge-
schäft profitierte. Den größten
Umsatz- und Ertragszuwachs er-
wirtschaftete das Konzernseg-
ment Agrar. Hier machte sich be-
sonders in der ersten Jahreshälfte
derAufschwung in derAgrarwirt-
schaft bemerkbar. Der Umsatz lag
Ende September fast ein Drittel
über dem Vorjahreswert und er-
reichte 3.2 Milliarden Euro. Der
starke Anstieg resultiert sowohl
aus Preissteigerungen bei Getrei-
de und landwirtschaftlichen Be-
triebsmitteln als auch aus größe-
ren Absatzmengen im Ag-
rargeschäft. Hoch blieb die Inve-
stitionsbereitschaft auch im dritten
Quartal. So registrierte die BayWa
beispielsweise im September mit
436 den bisher höchsten Trakto-
renabsatz in einem Monat. Die
Nachfrage nach Serviceleistungen
zog ebenfalls erheblich an. Insge-
samt legte die Techniksparte um
mehr als 18 Prozent zu und erlöste
625 Millionen Euro.

Höhere Energie-Erlöse

Im Segment Bau verzeichnete
der BayWa-Konzern trotz einem
schwachen Marktumfeld insge-
samt ein Umsatzplus von 5,7 Pro-
zent auf knapp 1,4 Milliarden Eu-
ro. Das Wachstum kommt aus
dem Baustoffhandel und dort
überwiegend aus dem Bereich
Sanierung. Dagegen blieb die
Neubautätigkeit schwach. Insge-
samt erwirtschaftete der Baustoff-
handel einen Umsatz von rund ei-
ner Mi11iarde Euro und damit ein
Plus von 8,6 Prozent. Der Einzel-
handel war von der anhaltenden
Konsumflaute geprägt. Außer-
dem wurden die Verkaufserlöse
der Bau- und Gartenmärkte durch
die Standortschließungen beein-
flusst. Insgesamt führt dies zu ei-
nem leichten Umsatzrückgang.

Deutlich höhere Erlöse wurden
im Segment Energie erzielt. Mit
dem Absturz der Ölnotierungen
stieg die Nachfrage nach Heizöl
sprunghaft an. Hausbesitzer ge-
ben derzeit im Schnitt 30 Prozent
weniger für den Brennstoff aus
als noch vor vier Monaten. „Un-
sere Tankwagenfahrer sind rund
um die Uhr im Einsatz, erklärte
Lutz. In den letzten neun Mona-
ten steigerte die BayWa den Um-
satz der Energiesparte um knapp
45 Prozent auf 1,84 Milliarden

Euro. Im Gesamtkonzern legte
der Umsatz um 28 Prozent zu auf
6,7 Milliarden Euro. Die Kon-
zerntöchter, die sich mit Konsum-
güterproduktion und Autohandel
beschäftigen, verbesserten die Er-
löse um 19,7 Prozent auf 372
Millionen Euro. Gegenüber dem
Jahresende 2007 verringerte sich
die Zahl der Mitarbeiter um 74 auf

16.251. Während im SegmentAg-
rar aufgrund der anziehenden Ge-
schäftstätigkeit ein leichter Zu-
wachs zu verzeichnen war, kam es
im Segment Bau zu einer Anpas-
sung der Mitarbeiterzahl an die
verhaltene Nachfrage.

Die BayWa rechnet damit, dass
sich die Kaufzurückhaltung in
den nächsten Monaten bemerk-
bar machen wird. 2009 halte der
Konzern, so Lutz, an der Mittel-
fristplanung fest, die einen Ge-
winn von 100 Millionen Euro
vorsieht. „Sollte jedoch der er-
wartete Konjunkturabschwung
auch in unseren Branchen gravie-
rende Auswirkungen haben, sind
Korrekturen in unserer Planung
nicht auszuschließen.“ Weiter
wachsen soll das Handelsunter-
nehmen durch Firmenzukäufe,
vor allem in der Agrarsparte. Es
laufen bereits Verhandlungen mit
Übernahmekandidaten in Osteu-
ropa. E.Scholl

Januar 2009. Dann gilt die Lo-
sung „Weg vom Mais“. Das ist
ein Vorteil für die kleinbäuerli-
chen Strukturen.
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Heilkraft für unser Klima
aus 1000 Metern Tiefe

Bad Füssing (obx). Die Heilkraft des Bad Füssinger Thermal-
wassers bei Erkrankungen des Bewegungsapparats, bei Rheu-
ma oder Rückenschmerzen ist legendär. Jetzt hilft die Heilquel-
le aus 1000 Metern Tiefe auch dabei, unsere Atmosphäre zu
„heilen“. Durch den Einsatz des Wassers für Heizzwecke wird
die CO2-Belastung der Umwelt deutlich reduziert.

Seit Jahren bemühen sich die
Bad Füssinger um eine maxima-
le Nutzung der Restwärme ihres
Thermalwassers. Entdeckt wur-
den Bad Füssings Heisswasser-
quellen bereits vor 70 Jahren auf
der Suche nach Erdöl. Statt auf
Öl stießen die Bohrtrupps da-
mals inmitten von Feldern und
Wäldern auf heißes Wasser. Es
war der Beginn der Erfolgsge-
schichte von Bad Füssing, dem
heute übernachtungsstärksten
Kurort auf dem Kontinent.

Energiequelle zum Nulltarif

Im Laufe der Zeit wurden
drei Thermalquellen erschlossen.
Heute sprudeln stündlich 100.000
Liter Schwefelwasser 56 Grad

heiß aus dem Boden und füllen
die mit 12.000 Quadratmetern
ausgedehnteste Thermalwasser-
landschaft Europas. Hat das Was-
ser in den drei Bad Füssinger
Thermen seine Aufgabe als Heil-
mittel erfüllt und ist es zum Ba-
den zu kalt geworden, wird das
Wasser vor der Rückführung in
die Erde heute in wachsendem
Maß als Energiequelle genutzt.

Bares Geld gespart

Das nützt nicht nur der Um-
welt sondern spart der Kommu-
ne auch bares Geld. Um 40 Pro-
zent sanken beispielsweise die
Kosten für die Beheizung des
kommunalen Freibads, seitdem
dort das Heilwasser als Heiz-
quelle eingesetzt wird. In der
Therme 1, der ältesten der drei
Bad Füssinger Thermen, wird
das aus medizinischer Sicht
„verbrauchte“ Thermalwasser
nochmals über Wärmetauscher
als Heizquelle genutzt. Zum
Nulltarif und ohne jede Umwelt-
belastung werden damit dort alle

Räume und auch das Warmwas-
ser für die Duschen aufgeheizt.
Das entlastet die Umwelt um
mehr als 1.500 Tonnen CO2 pro
Jahr, weil damit der Erdgasver-
brauch der Therme 1 gegenüber
früher glatt halbiert werden
konnte. Insgesamt liefert das
Bad Füssinger Thermalwasser-
kraftwerk derzeit Heizenergie,
die dem Verbrauch von 240 Ein-
familienhäusern entspricht.

Unerschöpfliches Reservoir

Ein Versiegen ihrer unterirdi-
schen Heizquelle brauchen die
Bad Füssinger nicht zu befürch-
ten und auch die Heilkraft Ihrer
Quellen ist, wie ständige Unter-
suchungen der Universität Mün-
chen bestätigten seit 70 Jahren
praktisch konstant. Bad Füssings
Quellen scheinen unerschöpf-
lich: Der Ort liegt auf einem
rund 5.900 Quadratkilometer
großen unterirdischen Thermal-
wasservorkommen. Von Regens-
burg bis Linz und in Ausläufern
bis nach Baden-Württemberg er-
streckt sich dieser natürliche
„Heißwasserboiler“ – eine in Eu-
ropa beispiellosen Energiequel-
le, die speziell im Raum Bad
Füssing auch noch besondere
heilende Kräfte besitzt.

Heilkraft aus 1000 m Tiefe - Die Wirkung des Bad Füssinger Heilwassers ist legendär. Nach der
medizinischen Nutzung wird das verbrauchte Thermalwasser in Europas übernachtungsstärks-
tem Heilbad verstärkt zur Energiegewinnung eingesetzt. Foto: obx-news

Neuer Thermenverbund
in Oberbayern

Mit einer Bonuscard soll die Region zwischen München
und Salzburg erobert werden

OBERBAYERN (gsp). Unter der Dachmarke Edelweiss-Ther-
men haben sich die vier Orte Berchtesgaden, Bad Aibling, Bad
Endorf und Bad Reichenhall mit ihren Thermen zu einem Ver-
bund zusammengeschlossen. Ein Thermen-Hopping soll Gäste
und auch Einheimische dazu bewegen alle vier Thermen zu be-
suchen. Dabei ist der vierte Thermenbesuch gratis.

„Ein Bewegungsradius von 65
Kilometer ist bei den Gästen üb-
lich,“ bekräftigt Thomas Jahn,
Kurdirektor von BadAibling, und
setzt damit auf die Mobilität der
Besucher. „Sie suchen Abwechs-
lung und die bieten wir nicht nur
in den Thermen, sondern auch
im örtlichen Umfeld mit vielen
weiteren Attraktionen.“

Kurdirektor Gabriella Squarra
aus Bad Reichenhall setzt auf die
hohe gesundheitliche Kompe-
tenz der Angebote. „Nicht um-
sonst haben wir den Slogan ‘Ge-
sundheit zwischen Wendelstein
und Watzmann’ gewählt. Ge-
sundheit wird immer mehr als
Investition in sich selbst verstan-
den. Die Thermen bieten für
sich, aber noch mehr in ihrer
Vielfalt, beste Möglichkeiten der
Vorsorge.“

Dominoeffekt

Michael Grießer, Tourismus-
direktor Berchtesgaden-Königs-
see, hingegen hofft auf einen
Dominoeffekt. „In Bad Reichen-
hall und Berchtesgaden kommt
etwa jeder zweite Besucher aus
dem nahen Salzburg. In Bad En-
dorf und Bad Aibling hingegen
ist der Großraum München ein
starkes Einzugsgebiet.“

Mit einer auf Papier gedruck-

ten Bonuscard haben sich die In-
itiatoren für die einfachste Lö-
sung entschieden. „Die Abrech-
nung erfolgt einzeln ohne zu-
sätzlichen Aufwand. Die Karte
gilt ein Jahr und bietet den Gäs-
ten klare Vorteile. Eine Tages-
karte kostet im Durchschnitt 17
Euro. Einheitliche Preise gibt es
in den vier Thermen nicht.

Partner erwünscht

Die Chiemgau Thermen Bad
Endorf bieten 1.800 Quadratme-
ter Wasserfläche. Geschäftsfüh-
rer Otmar Steßl rühmt besonders
den 125 Meter langen Strö-
mungskanal und die hohe Qua-
lität der Jod-Thermalquelle.

In der Therme Bad Aibling
steht das Naturheilmittel Moor
im Vordergrund mit einer einzig-
artigen Verbindung zum Ther-
malwasser. In der Beauty-Kup-
pel sorgen Massagen, Bäder und
Kosmetik für das Wohlbefinden.

Das Spa & Fitness-Resort Ru-
pertustherme in Bad Reichenhall
punktet mit warmer Alpensole
aus dem Meer der Urzeit, das di-
rekt aus den Reichenhaller Sole-
quellen eingeleitet wird. Dazu
ein mildes Alpenklima und ein
großes Angebot für Entspannung
und Fitness.

Die Watzmann-Therme in
Berchtesgaden ist wohl am meis-
ten auf Familien ausgerichtet.
Sie verfügt über ein großes Sport-
becken. Auch hier ist die Sole
aus dem nahen Bergwerk ein
bekömmliches Naturheilmittel.

Für weitere Kooperationen
sind die Edelweiss-Thermen of-
fen. Doch die Ausrichtung muss
klar auf Gesundheit sein. Am
Günstigsten wäre die Beteili-
gung eines weiteren Kurortes.
Weitere Informationen:
www.rupertustherme.de,
www.chiemgau-thermen.de,
www.therme-bad-aibling.de,
www.watzmann-therme.de.

Von links: die Kurdirektoren Dirk Sasse, Thomas Jahn und
Michael Grießer. Foto: Gerd Spranger

Ayurveda im
Gesundheitsnetz

Rosenheim
Das Gesundheitsnetz Rosen-

heim und Region erfreut sich im-
mer größerer Beliebtheit bei der
Bevölkerung. Mehr als 10.000
Besucher informieren sich mo-
natlich auf den Internetseiten der
Stadt unter www.rosenheim.de/
gesundheitsnetz über aktuelle
Veranstaltungen zum Thema Ge-
sundheit, in der Region über
Pflegeeinrichtungen, Ärzte, Not-
dienste, Krankenhäuser, Bera-
tungsstellen, Selbsthilfeeinrich-
tungen oder „News“ zu aktuellen
Gesundheitsthemen. Gerne be-
sucht werden auch die Seiten
‘Wellness und Fitness’. Unter
diesem Stichpunkt ist seit kurz-
em auch ‘Ayurveda’als Unterka-
tegorie zu finden. Anerkannte
Einrichtungen präsentieren hier
ihr Angebot.

Um das Informationsportal
noch attraktiver für den Besu-
cher zu gestalten, wurde auch die
Suchmaschine aktualisiert. Ab
sofort können neben der Na-
mens- beziehungsweise Ortssu-
che auch Stichwörter im Detail-
feld abgefragt werden. „Dies
macht die Suche für unsere Nut-
zer noch einfacher und schnel-
ler“, freut sich Manfred Grundei,
Leiter des Amts für Informati-
onsverarbeitung bei der Stadt
Rosenheim und gemeinsam mit
Pia Schneider für die Gesund-
heitsseiten im Netz verantwort-
lich. Zweimal jährlich tagt der
Internetbeirat „Gesundheits-
netz“, der mit Fachleuten aus
dem Gesundheitswesen, dem
Seniorenbeirat, dem Sozialamt
und Behindertenbeauftragten be-
setzt, stete fachliche Verbesse-
rungen der Seiten plant. Um die
Aktualität der Einträge kontinu-
ierlich zu gewährleisten, sind al-
lerdings möglichst viele Einträge
von Gesundheitsdienstleistern
erforderlich. Die Einträge sind
kostenlos, die Anmeldung ist be-
quem unter www.rosenheim.de/
gesundheitsnetz unter dem
Stichwort ‘Kontakt’ möglich.

21. Ergänzungslieferung:

Bayerische Gemeindeordnung
Die Vorzüge des Werkes:

Ausführliche Kommentierung mit hoher praktischer Relevanz
Große Übersichtlichkeit durch Randnummern
Aktuelle Bezüge zu verwandten Bereichen wie Verwaltungs-

lehre, Verwaltungsgemeinschaft, Gemeindewahlrecht, Gemein-
definanzrecht, Kommunale Zusammenarbeit, Sparkassenrecht

Umfangreiches Stichwortverzeichnis
Die 21. Ergänzungslieferung verarbeitet wichtige Novellierungen
der vergangenen Monate, so u. a.

das Gesetz zur Änderung des kommunalen Haushaltsrechts
mit umfassenden Modifikationen im Regelungsbereich der Haus-
haltswirtschaft (Art. 61 ff.), des Kassen- und Rechnungswesens
sowie des Prüfungswesens (Art. 103 ff.) und

das Gesetz zur Erweiterung und Erprobung von Handlungs-
spielräumen der Kommunen vom 10.4.2007 mit einer Änderung
in Art. 60.
Das Werk wendet sich an alle Kommunalbehörden und an Ver-
bände, Rechtsanwälte, Richter.
Weitere Informationen zum Titel: www.beck-shop.de
Widtmann/Grasser, Bayerische Gemeindeordnung, 21. Er-
gänzungslieferung, Stand: August 2007, rund 300 Seiten, in
Schlaufe € 68,00, ISBN 978-3-406-56624-0.
Grundwerk mit eingeordneter 21. Ergänzungslieferung, Ver-
lag C.H.Beck, rund 1.900 Seiten, im Ordner € 92,00, Vorzugs-
preis bei Fortsetzungsbezug, ISBN 978-3-406-30529-0;
€ 110,00 bei Einzelbezug, ISBN 978-3-406-50094-7.

Ratsmitglieder haften für
rechtswidrige Entscheidung

Generell hat eine Gemeinde die zur Erfüllung ihrerAufgaben er-
forderlichen Finanzmittel soweit vertretbar und geboten aus spe-
ziellen Entgelten für die von ihr erbrachten Leistungen, im übri-
gen aus Steuern zu beschaffen, soweit sonstige Finanzmittel nicht
ausreichen. Zu den sonstigen Finanzmitteln zählen auch Einnah-
men aus Schadensersatzforderungen, was von Bedeutung ist,
wenn die Gemeindeordnung weiter bestimmt, dass, sofern die Ge-
meinde infolge eines Beschlusses des Rates einen Schaden erleidet,
die Ratsmitglieder haften, wenn sie in vorsätzlicher oder grob
fahrlässiger Verletzung ihrer Pflichten gehandelt haben.

Wenn es um eine Entscheidung
nach dem Bauplanungsrecht geht,
haben sich die Mitglieder des Ge-
meinderats bzw. eines Ausschus-
ses sorgfältig vorzubereiten und,
soweit ihnen die eigene Sachkun-
de fehlt, den Rat ihrer Verwaltung
oder die Empfehlungen von sons-
tigen Fachbehörden einzuholen
bzw. notfalls sogar außerhalb der

Verwaltung stehende Sachver-
ständige hinzuzuziehen.

Weigert sich die Gemeinde
möglicherweise bestehende Er-
satzansprüche gegenüber den
Ratsmitgliedern geltend zu ma-
chen, verstößt sie gegen das Wirt-
schaftlichkeitsgebot.

Diese Auffassung hat das Ver-
waltungsgericht Minden im Be-

schluß vom 26.5.2008 – 3L 231/
08 – vertreten. In dem konkreten
Fall ging es um Schadensersatz-
ansprüche in Höhe von 150.000
Euro, die die Gemeinde gegen
diejenigen Ausschußmitglieder
geltend machen sollte, die in
zwei Sitzungen rechtswidrige
Beschlüsse gefasst hatte.

Unbestimmte Klage

Da die Gemeinde die ihr kraft
Gesetzes obliegenden Pflichten
nicht erfüllt hatte, konnte dieAuf-
sichtsbehörde anordnen, dass in-
nerhalb einer bestimmten Frist
das Erforderliche veranlasst wur-
de. Allerdings war die Anord-
nung, nämlich Erhebung einer
Klage in Höhe von 150.000 Euro
gegen zwölfAusschussmitglieder
unbestimmt. Es hätte bestimmt
werden müssen, ob die zwölf
Ratsmitglieder als Gesamtschuld-
ner haften sollten oder ob nach
den jeweiligen unterschiedlichen
Anteilen an der Mitwirkung und
damit auch an der Verursachung
des Schadens unterschiedliche
Haftungsquoten gebildet werden.

Mitverantwortung

Im Übrigen stellt es sich als er-
messensfehlerhaft dar, allein die
zwölf Ausschußmitglieder in An-
spruch zu nehmen. Es hätte auch
die Mitverantwortung des Haupt-
verwaltungsbeamten gesehen
werden müssen. Er hätte, wie die
Geschäftsordnung für den Rat
und die Ausschüsse dies vorsah
innerhalb von drei Tagen gegen
den Beschluß schriftlich Ein-
spruch einlegen müssen, worauf
die Zuständigkeit für die Ent-
scheidung dann auf den Gemein-
derat übergegangen wäre. Hätte
der Hauptverwaltungsbeamte
diese Vorgaben, die Ausschuß-
mitglieder vor den Folgen rechts-
widrigen Handelns schützen sol-
len, befolgt, hätte sich nachfol-
gend der Rat mit der Problematik
auseinandersetzen müssen.Dr. O.

Erschließungsbeitrag für
Kosten einer Baustraße

Wenn in einem vorgesehenen Neubaugebiet mit der Bautätigkeit
begonnen werden soll, muß zunächst wenigstens eine Baustraße
hergestellt werden, damit die Grundstücke durch Fahrzeuge er-
reichbar sind. Zur endgültigen Herstellung der Erschließungs-
anlage kommt es erst Jahre später, wenn sämtliche Grundstücke
bebaut worden sind, so dass es nicht mehr zur Beschädigung der
Straße durch den Baustellenverkehr kommt.

Die Baustraße muß allerdings
eine bestimmte Beschaffenheit
haben. Wenn sie eine Teertrag-
schicht bekommt, die Straße
endgültig aber anders gestaltet
werden soll, muß diese Schicht
entfernt werden, was Kosten
verursacht. Diese Handhabung
hat zu der Frage geführt, ob die
für die vorübergehende Herstel-
lung der Baustraße entstande-
nen Kosten zum Erschließungs-
aufwand gehören und deshalb
in die Verteilung der Erschlie-
ßungskosten auf die Anlieger
einbezogen werden kann.

Nach dem Urteil des Ober-
verwaltungsgerichts Münster
vom 4. 3. 2008 – 3 A 76/04 –
dürfen die Kosten für die Her-
stellung und Beseitigung von
Provisorien dann in den Er-
schließungsaufwand eingestellt
werden, wenn deren Einrich-
tung nach dem seinerzeitigen
technischen Regelungen erfor-
derlich erschien, um später die
endgültige Erschließungsanlage
herzustellen.

Schutzmaßnahmen

In dem konkreten Fall war die
Aufbringung der bituminösen
Decke auf die eingebauten
Schottertragschichten nach den
zum Zeitpunkt der Arbeiten
maßgeblichen Regelungen er-
forderlich, um die Straße gemäß
den planerischen Vorstellungen
der Gemeinde herzustellen.
Nach den Straßenbauvorschrif-
ten sind die erforderlichen
Schutzmaßnahmen vorzuneh-
men, wenn die Tragschicht für
längere Zeit unmittelbar befah-
ren wird oder über Winter lie-
gen bleibt. Eine Abdeckung der
Schotterschichten ist schon des-
halb erforderlich, weil das un-

mittelbare Befahren mit Fahr-
zeugen zu einer Verschiebung
und ungleichmäßigen Verdich-
tung des Schotters geführt hätte.

Auch muß eine Baustraße so
gestaltet werden, dass sie für
den vorübergehenden, aber meis-
tens nicht kurzen Zeitraum für
den Fußgängerverkehr geeignet
ist. Die gewählte Bauausfüh-
rung hatte auch nicht zu unver-
tretbaren Mehrkosten geführt.
Wäre die Straße gleich in vol-
lem Umfang hergestellt worden,
wären die Kosten einer Repara-
tur, die wegen des Baustellen-
verkehrs erforderlich geworden
wäre, sogar höher gewesen. Dr. tt



20. 11. 2008 AUS DEN BAYERISCHEN KOMMUNENGZ 15

50 Jahre Kraftwerk Zolling:

Saubere Leistung für die Umwelt
Neben der Amper erhebt sich das Kraftwerk Zolling bei Angl-
berg, einem Ortsteil der oberbayerischen Gemeinde Zolling
(Landkreis Freising), in den Himmel und fügt sich mit seiner
hellblauen Fassade in die Landschaft. Das Kraftwerk ist nicht
zu übersehen. Der Kamin ist mit 220 Metern Höhe weithin
sichtbar. Seit 50 Jahren wird hier Kohle verstromt. Neben dem
Steinkohlekraftwerk, dem so genannten Block 5, wird seit Au-
gust 2003 ein modernes Biomasse-Heizkraftwerk betrieben.
Insgesamt umfasst das Kraftwerksgelände eine Größe von
292.500 Quadratmetern.

Sein 50-jähriges Standortju-
biläum feierte das Kraftwerk
Zolling mit einem Tag der offe-
nen Tür, zu dem alle Nachbarn,
Anwohner und interessierte Be-
sucher eingeladen wurden. Er-
wachsene und Kinder konnten
einen spannenden Ausflug in die
Welt der Energie unternehmen
und erfuhren in einem Kraft-
werksrundgang, wie aus Stein-
kohle und Biomasse Strom und
Wärme erzeugt wird.

Ausstellung zum Leitthema

Auf dem gesamten Kraft-
werksgelände erwartete die Gäste
ein abwechslungsreiches Infor-
mations- und Unterhaltungspro-
gramm für die ganze Familie.
Speziell für Kinder hatte das
Kraftwerk Zolling viele interes-
sante Aktivitäten von Musik-
workshops über das Kohlestapeln
bis zur Hüpfburg vorbereitet. Für
das musikalische Rahmenpro-
gramm sorgte das Blasorchester
Zolling. Die Freiwillige Feuer-
wehr probte einen Löscheinsatz
und demonstrierte den Zuschau-
ern in einer Übung, wie eine tech-
nische Hilfeleistung mit Perso-
nenrettung erfolgt.

Besucher konnten im Festzelt
eine Ausstellung zum Leitthema
„50 Jahre Kraftwerk Zolling“
besuchen und erhielten ganz ne-
benbei einen Einblick in die
spannende Kraftwerksgeschich-
te. Darüber hinaus erschien zum
Festtag eine Chronik des Kraft-
werks Zolling in Buchform, die
die Historie ausführlich beleuch-
tet: „Oberbayern unter Strom.

Die Geschichte des Kraftwerks-
standorts Zolling“.

1985 fertig gestellt und seit
Anfang 1986 offiziell am Netz,
arbeitet das Kraftwerk Zolling
mit seinen rund 100 Mitarbeitern
heute mit einer Nettoleistung
von 449 Megawatt. Bereits 30
Jahre zuvor hatten die Isar-Am-
perwerke an gleicher Stelle mit
dem Bau eines Kraftwerks be-
gonnen und es bis 1966 in vier
Ausbaustufen auf eine Lei-
stungsstärke von 265 Megawatt
gebracht. Aus Gründen des
Umweltschutzes wurden die-
se Blöcke jedoch zwischen 1982
und 1987 schrittweise stillgelegt
und im Jahr 1989 abgerissen.
Das heutige Kraftwerk ist mit
modernster Umweltschutztech-
nik ausgestattet.

Fast pausenlos im Einsatz

Erst ein präzises Zusammen-
spiel garantiert sicheren Strom.
Strom muss immer zeitgleich
mit dem aktuellen Bedarf produ-
ziert werden. Weil der Strombe-
darf im Tagesverlauf schwankt,
laufen bestimmte Kraftwerksty-
pen kontinuierlich, andere nur
periodisch. Zolling zählt zu je-
nen E.ON-Kraftwerken, die vor
allem den Strombedarf im so ge-
nannten Grund- und Mittellast-
bereich abdecken – und deshalb
häufig rund um die Uhr fast oh-
ne Unterbrechung im Einsatz
sind. Zur Abdeckung der Spit-
zenlast stehen darüber hinaus
seit 1976 zwei schnell startende
Gasturbinenanlagen zur Verfü-
gung. Ebenfalls seit 2003 in Be-

trieb: ein Biomasseheizkraftwerk.
Durch Kraft-Wärme-Kopplung
entsteht Fernwärme, mit der man
20.000 Haushalte im Landkreis
versorgen kann. Auf einer Länge
von 30 Kilometern sind an das
Fernwärmenetz auch der Flugha-
fen München und die Stadt Frei-
sing angeschlossen.

Engpässe ausgeschlossen

In den Brennern des Kraft-
werks werden bei voller Lei-
stung stündlich etwa 148 Tonnen
Steinkohle aus Polen, Tschechi-
en und auch aus Übersee verfeu-
ert. Durchschnittlich drei Güter-
züge des schwarzen ‚Urgesteins‘
werden täglich in Zolling ange-
liefert und in einem Tiefbunker
entladen. Förderbänder transpor-
tieren den Brennstoff entweder
über die Kohlebunker im Kessel-
haus in die Kohlemühlen oder
auf den Kohlelagerplatz. Mit sei-
ner Kapazität von rund 215.000
Tonnen ist gewährleistet, dass zu
keiner Zeit Engpässe entstehen.

Da die zuverlässige Versor-
gung mit Strom eine zentrale
Aufgabe des Kraftwerkstandorts
ist, muss das Kraftwerk samt

Anlagen auch beständig instand
gehalten werden. Alle vier Jahre
ist eine große Revision ange-
setzt. So sind im Sommer 2006
allein 16 Millionen Euro in In-
standsetzung und Reparatur von
Komponenten wie Turbine, Ge-
nerator, Dampferzeuger, Mahl-
anlagen und Rauchgasreini-
gungsanlagen investiert worden.
Der Einsatz modernster Technik
wird sicherstellen, dass auch in
Zukunft eine Stromversorgung
aus Kohle für 30 weitere Jahre
garantiert ist.

2005 lieferte ein Rekordergeb-
nis: 2,3 Milliarden Kilowattstun-
den Strom wurden im Kohle-
kraftwerk erzeugt. Das ent-
spricht der Versorgung von
650.000 Vier-Personenhaushal-
ten. Damit könnte man 2,5 Mil-
lionen Menschen mit Strom ver-
sorgen. Zusätzlich erzeugte das
Kraftwerk 200 Millionen Kilo-
wattstunden thermische Energie
aus Kraftwärmekopplung – das
entspricht 20.000 Haushalten.

Strom bestimmt das Leben, je
nach Bedarf als Kraft, Wärme
oder Licht. Doch Strom leistet
mehr. Er trägt auch dazu bei, die
Ideen von morgen zu realisieren.
Bei der Erzeugung von Strom
gibt es viele Wege, aber immer
nur ein Ziel: verantwortungsvol-
le Energieversorgung. Dafür
sorgt E.ON auch im Kraftwerk
Zolling. DK

Bundesfamilienministerin Ursula von der Leyen zusammen
mit Ansbachs Landrat Rudolf Schwemmbauer.

1. Bündnis-Unternehmertag im Landkreis Ansbach:

Herausforderung
demografischer Wandel

„Jungen Menschen zwischen 25 und 39 Jahren ist die Familie
mehrheitlich wichtiger als das Gehalt“, so Ursula von der Leyen
beim 1. Bündnis-Unternehmertag im LandkreisAnsbach. Sie warb
für mehr Familienfreundlichkeit in den Unternehmen – nicht nur
als soziale Verpflichtung, sondern vielmehr, um langfristig die Nase
vorn zu haben. Das Bündnis für Familie im Landkreis Ansbach
hatte Unternehmen eingeladen, um ihnen konkrete Vorteile für das
eigene Unternehmen mit zu geben. Ort der Veranstaltung war das
Ansbacher Boschwerk, das unter anderem mit solchen familien-
freundlichen Themen zur Fabrik des Jahres gekürt wurde – diese
deutschlandweiteAuszeichnung gilt als Unternehmens-Oskar.

Die Familienministerin freute
sich, dass trotz der aktuellen Fi-
nanzkrise rund 250 Unternehmer
und Bündnisfreunde Interesse an
familienfreundlichen Themen
hatten. „Langfristig kommen
größere Herausforderungen auf
Sie zu, als diese Krise: Der De-
mografische Wandel“, so von der
Leyen. „Zukünftig werden bis zu
400.000 Fachkräfte fehlen.“ Sie
plädierte schon jetzt die Weichen
dafür zu stellen. Dabei ginge es
darum, zu schauen, wo in
Deutschland noch Potentiale
sind. „Wir müssen dafür sorgen,
dass Kinder einen Zugang zu Bil-
dung bekommen, damit Fähig-
keiten nicht verkümmern“, warnt
die Ministerin.

Vorurteilen, dass sie die Frauen
mit ihrer Politik in die Arbeit
dränge, nahm sie den Wind aus
den Segeln. „Frauen lassen sich
nicht drängen. Sie sind mündige
Bürger und sie drängen selbst in
den Markt“, so die Ministerin.
Aber die Gesellschaft in Deutsch-
land mache es den Frauen nicht
gerade einfach. Deshalb sei
Deutschland im europäischen
Vergleich auch Schlusslicht.

Anine Linder vom Erfolgsfak-
tor Familie, einem Unterneh-
mensnetzwerk, bestätigte mit
Zahlen die Aussagen der Ministe-
rin. „Sinkt die Elternzeit von 32
auf 19 Monate, so entspricht dies
einem Einsparpotential von
17.000 Euro bei den Über-
brückungskosten und 127.000
Euro bei den Wiedereingliede-

rungskosten für ein Unternehmen
mit rund 270 Beschäftigten“,
rechnet Linder vor.

Zwar würden die Geburtenraten
langsam steigen, das sei jedoch
keine Trendwende warnte die Mi-
nisterin. „Das ist einVorschussver-
trauen, auch Dank der Lokalen
Bündnisse mit ihrer Arbeit.“ Das
Bündnis für Familie ist in denAu-
gen der Ministerin ein strategi-
scher Partner. „Wenn die Familien
wegziehen, ziehen die Unterneh-
men weg“, meint Ursula von der
Leyen. „Das gilt aber auch umge-
kehrt, deshalb gratuliere ich dem
LandkreisAnsbach.“

Das Bündnis für Familie im
Landkreis Ansbach ist am 9. Ok-
tober 2006 zusammen mit Ursula
von der Leyen gegründet worden.
Das Bündnis hat heute mehr als
120 Bündnispartner. „75 Men-
schen arbeiten in unserem Bünd-
nis aktiv an Projekten“, freute sich
Landrat Rudolf Schwemmbauer.
Unter anderem haben fünf ver-
schiedene Projektgruppen bereits
einige Projekte auf den Weg ge-
bracht: Schüler- und Lehrstellen-
coaching um Jugendliche fit für
das Leben zu machen, einen Fa-
milienfond der bedürftige Famili-
en im Landkreis unterstützt, eine
Tagespflegebörse, die Tagesmüt-
ter vermittelt oder Infoveranstal-
tungen für Unternehmer zu Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf.
„Ich bin überzeugt, dass wir nur
so fit für die Herausforderungen
der Zukunft werden“, so Landrat
Schwemmbauer.

Arbeitsgemeinschaft „AirfolgsRegion Erding-Freising“:

Zweckverband im Visier
Wie sieht die Zukunft des Regionalmarketings in der Flughafen-
Region aus? Diese Frage wurde im Rahmen eines Workshops
der Arbeitsgemeinschaft „AirfolgsRegion Erding-Freising“ in
der oberbayerischen Universitätsstadt diskutiert.

An der von dem Politikwissen-
schaftler Dr. MichaelWeigl mode-
rierten Tagung nahmen die Land-
räte Martin Bayerstorfer (Erding)
und Michael Schwaiger (Frei-
sing), der Erdinger Bürgermeister
Max Gotz, Freisings Oberbürger-
meister Dieter Thalhammer sowie
der Umland-Beauftragte der Flug-
hafen Gesellschaft München, Ru-
dolf Strehle, teil.

Die Teilnehmer einigten sich
darauf, dass die Arbeit am besten
auf Basis eines Zweckverbands
fortgeführt werden sollte. Dieser
soll sich nicht nur um die Ver-
marktung der „AirfolgsRegion“
kümmern, sondern sich auch mit
deren weiterer Entwicklung be-
fassen. Eine enge Zusammenar-
beit der Kommunen sei dabei

das Gebot der Stunde. Die Dis-
kutanten waren sich darüber im
Klaren, dass künftig auch mehr
Geld für das Regionalmarketing
zur Verfügung gestellt werden
muss. Inhaltlich wollen die Ver-
antwortlichen auf die regionalen
Stärken eingehen, damit die Re-
gion nicht einzig über den Flug-
hafen definiert wird.

Zu den Schwerpunkten des Re-
gionalmarketings gehören nach
ihrer Auffassung unter anderem
Wirtschaft und Technologie, Res-
sourcenmanagement, Sozialstruk-
tur und soziale Infrastruktur, Bil-
dung und Wissenschaft, Kultur-
und Freizeitangebot, Tourismus,
Verkehr, Umwelt und Erholungs-
räume, Gemeinschaftsgefühl und
Bürgerengagement. DK

Auszeichnung für
„mischen!“

Kinder- und Jugendkulturtage des Bezirks Mittelfranken
ein „Ausgewählter Ort im Land der Ideen“

Wegen des überzeugenden Konzepts wurden die Kinder- und
Jugendkulturtage des Bezirks Mittelfranken 2008, kurz „mi-
schen!“ bei dem bundesweiten Projekt „365 Orte im Land der
Ideen“ mit dem Titel „Ausgewählter Ort im Land der Ideen“
ausgezeichnet. Die Übergabe des Preises fand bei der Abschluss-
veranstaltung von „mischen!“ in Nürnberg statt.

Über 1500 Projekte hatten sich
bei diesem Wettbewerb bewor-
ben, der unter der Schirmherr-
schaft von Bundespräsident
Horst Köhler steht. Ausgelobt
wurde er von der Deutschen
Bank und der Standortinitiative
„Deutschland – Land der Ideen“.
Gesucht wurden 365 Erfolgsge-
schichten, die Deutschland mit
Kreativität und Innovationskraft
zukunftsfähig machen.

Seit 2006 veranstaltet der Be-
zirk Mittelfranken zusammen
mit dem Bezirksjugendring
Mittelfranken die Kinder- und
Jugendkulturtage. Durch die Ar-
beit mit Künstlern aus der Regi-
on werden die 8 bis 21-Jährigen
zu eigenständigem kreativem

Handeln angeregt. Unter dem
Motto „VERmischen!“ begann
im Sommer der erste Teil der
Veranstaltungsreihe. In 22
Workshops, der Mitmalaktion
„Kunst im Kleinformat“ mit
über 800 Teilnehmern und ei-
nem Kunst-Camp auf der Burg
Hoheneck, wo fünfzig Kinder
fünf Tage lang mit fünf Künst-
lern gemeinsam lebten und
Kunstwerke schufen, konnten
die Nachwuchskünstler ihrer
Kreativität freien Lauf lassen.
„MITmischen!“ forderte die
jungen Maler, Zeichner und
Bildhauer auf, ihre Werke für
das große Finale dem Kultur-
zentrum K 4 in Nürnberg zu-
kommen zu lassen.

Präsentation der Werke

Das Ergebnis war sehenswert.
„ABmischen!“ lautete der Titel
der Ausstellung, die die aus-
drucksstarken Werke des künst-
lerischen Nachwuchses der Öf-
fentlichkeit präsentierte. Zu Be-
ginn der Veranstaltung ließ
Michael Dettmann von der
Deutschen Bank den Pokal und
die Urkunde als Auszeichnung
zum „Ausgewählten Ort“ im
Land der Ideen überreichen. Die
feierliche Übergabe an die Vor-
sitzende des Bezirksjugendrings,
Kerstin Bienert, und Bezirktags-
präsidenten Richard Bartsch
wurde von einem Nachwuchs-
künstler vorgenommen.

„Das Experiment ist geglückt!
Die Idee der Kinderkulturtage ist
ein voller Erfolg“, freute sich
Richard Bartsch über die Aner-
kennung. Die Improvisations-
Theatergruppe „Volle Möhre!“
präsentierte ein unterhaltsames
Bühnenstück und führte zum
Abschluss durch die Ausstel-
lung, wobei sie die Hintergründe
und Entstehungsprozesse der
Exponate anschaulich machte.
Die Ergebnisse der Workshops
sind in einem begleitenden
Kunstkatalog und auf farbigen
Postkarten festgehalten. DK

125 Jahre Bayerischer Wald-Verein:

Aus Liebe zur Heimat
Seit 125 Jahren steht der Bayerische Wald-Verein für Heimatver-
bundenheit und ehrenamtlichen Einsatz für die Region. Im Rah-
men eines Festakts in Deggendorf gratulierte Josef Miller, zu die-
sem Zeitpunkt noch Staatsminister für Landwirtschaft und For-
sten, dem Verein zum Gründungsjubiläum. Die Feier fand im
Festsaal des Alten Rathauses statt, dem Ort, an dem am 25. No-
vember 1883 der Bayerische Wald-Verein gegründet wurde.

Präsident Heinz Wölfl führte in
einer Rückschau auf, wie es um
den Bayerischen Wald im 19.
Jahrhundert stand: Die Region
war rückständig, die Landschaft
erschien den Zeitgenossen unbe-
kannt und obskur. Durch roman-
tische Vorstellungen vom natürli-
chen Leben im Wald und den
Werken der Heimatschriftsteller
Adalbert Stifter und Maximilian
Schmidt wurde das negative Bild
zunehmend relativiert und der
Bayerische Wald geriet in den Fo-
kus der Touristen. Bergmeister
Bartholomäus Stölzl kam
schließlich auf die Idee, eine Sek-
tion „Bayerischer Wald“ des
Deutschen und Österreichischen
Alpenvereins zu gründen. Da für
Gebiete nördlich der Donau aber
keine Subventionen gewährt wur-
den, wurde kurzum ein eigener
Verein gegründet. Der Boden-
maiser Stölzl wurde zum ersten
Vorsitzenden des Bayerischen
Wald-Vereins ernannt.

Auf die Worte folgten Taten:
Wanderwege wurden ausgeschil-
dert, Aussichtspunkte errichtet,
die Gastronomie mit dem Bau
von Unterkunftshütten und Berg-
häusern belebt, Werbung für die
Region betrieben. Von Anfang an
engagierte sich der Verein auch
für die Verkehrsentwicklung mit
dem Waldbahnbau und dem
Straßenbau, den Denkmalschutz

und den Naturschutz. So bezog
der Verein als erste Organisation
überhaupt schon vor mehr als 30
Jahren Stellung zum Waldster-
ben. Auf ihren besonderen Ein-
satz hin wurden die Schachten
auf den Hochlagen im Bereich
des Nationalparks erhalten und
werden in Patenschaftsaktionen
von den Sektionen gepflegt. Die
Bekämpfung der sog. Fremd-
pflanzen ist ein neuer Schwer-
punkt in der Arbeit des Natur-
schutzbeirates. Jüngst hinzuge-
kommen ist nun der Einsatz für
den Erhalt der Triftbäche undAn-
lagen im Nationalparkbereich.

Eine Erfolgsgeschichte

Die Geschichte des Wald-Ver-
eins ist eine Erfolgsgeschichte:
Den größten Aufschwung nahm
er nach dem Zweiten Weltkrieg.
Heute hat der Verein 62 Sektio-
nen und zählt mehr als 22 000
Mitglieder. Gründungssektionen
waren neben Deggendorf auch
Bodenmais – von dort ging die
Initiative zur Gründung aus – so-
wie Bayerisch Eisenstein, Loh-
berg, Passau, Regen, Viechtach
und Zwiesel. Sie wurden beim
Festakt, der von Musikern des
Gymnasiums Zwiesel gestaltet
wurde, für ihre langjährige Treue
und Verbundenheit mit Ehrenur-
kunden ausgezeichnet.

Minister Miller betonte in sei-
ner Festrede, dass aus den Lei-
stungen der Vergangenheit Kraft
für die Zukunft geschöpft werden
könne. Er erinnerte daran, dass
die Zukunft des Menschen eng an
die Zukunft der Natur gebunden
sei. Besonderes Augenmerk legte
Miller darauf, besonders dem
Nachwuchs die Natur wieder
näher zu bringen. „Es muss uns
gemeinsam gelingen, bei unseren
Kindern wieder das Interesse für
die Natur zu wecken. Denn nur
was man kennt, lernt man schät-
zen“, forderte der Politiker.

Weiter hob Miller auch das En-
gagement des Vereins für Brauch-
tum und Kultur hervor und rückte
den Begriff „Heimat“ ins Zen-
trum seiner Betrachtungen. In der
globalisierten Welt gebe es wie-
der verstärkt ein Bedürfnis nach
Geborgenheit und Vertrautheit
und für diese Bedürfnisse sei Hei-
mat ein Synonym. Eigens hob
Miller das Ehrenamt hervor, das
er als „Rückgrat der Gesell-
schaft“ bezeichnete. Auch der
Staat stünde in der Verantwor-
tung, mit gutem Beispiel voran-
zugehen, stellte der Politiker
klar. Insgesamt gingen sieben
Millionen Euro aus dem Staats-
haushalt für Gesamtleistungen in
diesem Bereich ein. DK
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GemeindeZeitungGemeindeZeitungBAYERISCHEArbeitssicherheit im Kernkraftwerk Gundremmingen:

Mit Qualitätssiegel
ausgezeichnet

Erfolgreich erneuert hat das Kernkraftwerk Gundremmingen
die Zertifizierung seines vorbildlichen Arbeitssicherheits-Ma-
nagementsystems nach „OHRIS“ (Occupational Health- and
Risk-Managementsystem) durch die Bayerische Staatsregie-
rung. Ziel von OHRIS ist es, für die Mitarbeiter die Sicherheit
am Arbeitsplatz kontinuierlich zu verbessern und dadurch die
Zahl der Arbeitsunfälle weiter zu senken. OHRIS ist damit die
logische Ergänzung und Fortentwicklung zur umfassenden
hauseigenen Sicherheitsphilosophie des Kernkraftwerks.

Gewerbedirektor Dipl.-Ing.
Helmut Bersch von der Regie-
rung von Schwaben überreichte
das neue Zertifikat im Namen
der Bayerischen Staatsregie-
rung an das Kernkraftwerk
Gundremmingen.

Motivierte Mitarbeiter

Oberste Prüfungsinstanz für
OHRIS ist das Bayerische
Staatsministerium für Umwelt,
Gesundheit und Verbraucher-
schutz, das vor der Vergabe un-
tersucht, ob alle Anforderungen
aus dem Zertifikat erfüllt wur-
den und die Bereitschaft zur Ar-
beitssicherheit gelebt wird. Im
nächsten Schritt erfolgen neben
der Sichtung von Arbeitssicher-
heitsdokumentationen, -richtli-
nien und -schulungsunterlagen
vor allem auch zahlreiche Ge-
spräche, unter anderem mit dem
Betriebsarzt, dem Arbeitssicher-

heitsingenieur, dem Betriebsrat,
dem Qualitätsmanager sowie
mit der Geschäftsführung. An
dritter und letzter Stelle steht
ein ausgiebiger Rundgang
durch die gesamte Anlage, bei
dem auch die praktische Umset-
zung von Arbeitssicherheits-
richtlinien vor Ort genau unter
die Lupe genommen wird.

In jeder Phase der Zertifizie-
rung schnitt das Kernkraftwerk
Gundremmingen positiv ab.
Das Ergebnis: Führungskräfte
und Mitarbeiter sind hoch moti-
viert, das Thema Arbeitssicher-
heit wird in allen Bereichen
sehr ernst genommen. Im Gun-
dremminger Kernkraftwerk
sind seit 2005 alle drei grundle-
genden Managementsysteme
(Qualität, Umwelt und Arbeits-
sicherheit) gemäß ISO bzw.
OHRIS extern zertifiziert wor-
den. Die Zertifikate sind jeweils
für drei Jahre gültig.

Die Mitglieder des Netzwerkprojekts Oberpfälzer Jura -
Mensch Umwelt Kultur mit Landrat Herbert Mirbeth (Mitte
hinten). Text und Bild: Markus Bauer

Für Landschaftspflege
und Artenvielfalt

Projekt nepo.muk des Landschaftspflegeverbandes Regensburg zog Bilanz

Die Vernetzung von Lebensräumen, die Wiederbelebung von
Nutzflächen und die Förderung einzelner landschaftlicher Be-
reiche stellte Josef Sedlmeier, der Geschäftsführer des Land-
schaftspflegeverbandes Regensburg e.V., vor kurzem hoch
über dem Naab- und Vilstal als erreichte Ziele fest. Denn zur
Präsentation der Ergebnisse des Projektes nepo.muk des
Landschaftspflegeverbandes luden er und Landrat Mirbeth
die Mitglieder dieser Arbeitsgruppe auf die Burgruine von
Kallmünz bzw. auf den Turm ein.

Landrat Mirbeth ging in seiner
Begrüßung auf den kulturellen
Aspekt ein und nannte das vor
kurzem auf den Weg gebrach-
te Programm „Burgensteig“
(Wanderrouten entlang der Burg
(ruin)en und Schlösser), das be-
reits jetzt gut angenommen
werde.

Eigenes Kulturprogramm

Ab 2009/10 soll ein eigenes
Kulturprogramm angeknüpft
werden - bei zirka 120 Anlagen
aus diesem Bereich im Landkreis
sieht Mirbeth diese Idee auch als
Unterstützung der Gemeinden.
Auch bei der nötigen Infrastruk-
tur - etwa Bühnen für Konzerte
oder Theateraufführungen - will

der Landkreis Hilfestellungen lei-
sten in Form von Förderung aus
Mitteln der Sparkasse.

Biotopverbund

„Das bisher Erarbeitete im
Projekt nepo.muk sichtbar ma-
chen“, gab Josef Sedlmeier als
Grund für die Zusammenkunft.
Da Kallmünz als Ort des Zusam-
menflusses von Vils und Naab
und nahe an den nepo.muk-
Mitträger-Landkreisen Amberg-
Sulzbach, Neumarkt und
Schwandorf sehr zentral liegt,
hatte er diesen Ort gewählt. Laut
Sedlmeier ist in den Flusstälern
von Schwarzer Laber, Naab, Vils
und Lauterach bereits ein Bio-
topverbund entstanden, was sich

etwa im Austausch von Tier- und
Pflanzenarten zeige. „Seit sechs
Jahren wurden viele Land-
schaftsschutz- und -pflegemaß-
nahmen durchgeführt, Schäfer
zur Beweidung gewonnen, das
Juradistl-Lamm etablierte sich
als Marke und viele Landwirte
wurden ins Boot geholt“, fasste
der Geschäftsführer zusammen.
Er wies aber auch darauf hin,
dass zum Teil Umstrukturierun-
gen in landwirtschaftlichen Be-
trieben nötig waren, Felder bzw.
Nutzflächen in anderen Lagen
mit ertragreicheren Böden nun
bewirtschaftet werden.

Förderprogramme im Visier

Gefördert wurde auch das Ent-
buschen und Mähen. Zwar ist die
Fläche von 250 Hektar, für die
Verträge abgeschlossen wurden,
relativ gering, aber diese seien, so
Sedlmeier, „punktuell sehr viel
wert“. Denn es seien vor allem
Flächen, „die jetzt wieder in die
Nutzung gebracht wurden“. Er

bedauerte, dass einige Förderpro-
gramme wieder ausgelaufen sind.
Bisher wurden die Maßnahmen
vor allem aus EU-Töpfen und
vom Bayerischen Umwelt- und
Landwirtschaftsministerium ge-
fördert sowie – speziell das Pro-
jekt nepo.muk – vom Bayeri-
schen Naturschutzfonds und der
Glücksspirale. Ziel ist es, bis Et-
terzhausen Landschaftspflege-
maßnahmen in die Wege zu leiten
und damit die Brücke vom Penker
Tal zum Labertal zu schaffen. Er-
ste Maßnahmen laufen bereits in
Duggendorf und Wolfsegg. „Wir
bemühen uns, dass wir Förderpro-
gramme für die Landwirtschaft
finden“, versprach Sedlmeier und
nannte in diesem Kontext das
neue Heckenpflegeprogramm.

Viele freie Flächen

BBV-Kreisobmann Johann
Mayer unterstrich die bisherigen
Erfolge. „Es wäre eigentlich al-
les versteppt. Durch die Maß-
nahmen sind viele Flächen wie-
der frei“, stellte er fest und erin-
nerte auch an Nutzungen wie
Wandern und damit für den Tou-
rismus. Das landkreisübergrei-
fende Projekt nepo.muk läuft
noch bis Ende Januar 2009.
Auch da wird sicher über Bilan-
zen, Erfolge und Desiderate be-
richtet werden. Markus Bauer

Stadt und Landkreis Aschaffenburg:

Treffen der Koordinatoren
von Nachbarschaftshilfen

Zu einem ersten Treffen aller Koordinatoren der Nachbar-
schaftshilfegruppen hatten die Fachstelle Bürgerschaftliches
Engagement des Landkreises und der Fachdienst der Gemein-
decaritas in das Landratsamt Aschaffenburg eingeladen.

Mit der Einladung zu diesem
ersten Koordinatorentreffen ent-
sprachen die Organisatoren dem
Wunsch nach gegenseitigem
Kennen lernen und Austausch
der einzelnen Nachbarschaftshil-
fegruppen.

„Nachbarschaftshilfegruppen
gibt es zwischenzeitlich in vielen
Gemeinden. Doch eine Vernet-
zung untereinander besteht noch
nicht. Das Koordinatorentreffen
bot die Chance, bei gegenseiti-
gem Austausch wertvolle Tipps
aber auch neue Anregungen zu
erhalten“, fasste Steffen Nau-
mann, Fachstelle Bürgerschaftli-
ches Engagement für Senioren,
im Anschluss an das Treffen zu-
sammen.

Burkhard Oberle, Fachdienst
Gemeindecaritas, fügte hinzu:
„Das Treffen ist deshalb so hilf-
reich, weil die einzelnen Koordi-
natoren der Nachbarschaftshilfe-
gruppen aufeinander treffen und
sich von ihren Erfolgen aber
auch ihren Problemen erzählen.
Manche Gruppen sind gerade im
Aufbau, andere bestehen schon
jahrelang gerade die neueren
Gruppen können von den Erfah-
rungen und Tipps der anderen
profitieren.“

Lebendige Atmosphäre

Nach einem sehr gelungenen
Abend mit konstruktiven Ge-
sprächen bei angenehm lebendi-
ger Atmosphäre ist das Fazit der
34 Teilnehmer eindeutig ausge-
fallen: Ein solches Treffen sollte
künftig regelmäßig stattfinden.

Nachbarschaftshilfegruppen
tragen Namen wie Lebens-
brücke, Menschen füreinander,
Regenbogen oder Sonnenstrah-
len und der Name ist Programm.

In vielen Gemeinden des
Landkreises, aber auch im Stadt-
gebiet Aschaffenburg haben sich
bereits aktive Nachbarschaftshil-
fegruppen gegründet. In anderen
Gemeinden befinden sich solche
Gruppen derzeit im Aufbau.

In Nachbarschaftshilfegrup-
pen engagieren sich Menschen
ehrenamtlich und freiwillig für
Andere. Der eigene Gewinn: An-
erkennung und Dank für die Hil-
fe, aber auch eine Menge neuer
Erfahrungen.

Freiwillige Helfer erledigen
auf Anfrage Fahrdienste, helfen
bei der Kommunikation mit
Behörden oder begleiten zu Ärz-
ten. Sie bieten Botengänge an,
erledigen Einkäufe, Spaziergän-
ge und Ausflüge oder Urlaubs-
dienste. Oft geht es auch einfach
um die stundenweise Entlastung
von pflegenden Angehörigen.
Neben diesen allgemeinen Un-
terstützungsangeboten kristalli-
sieren sich bei vielen lokalen
Nachbarschaftshilfegruppen
noch besondere Schwerpunkte

heraus. Beispielsweise gehört
bei einigen Nachbarschaftshilfe-
gruppen auch die Organisation
von Seniorentreffs zu den Auf-
gaben. Eins haben alle Nachbar-
schaftshilfegruppen gemeinsam:
das Hilfsangebot ist kostenlos.

Ein wichtiger Tagesordnungs-
punkt des ersten Koordinatoren-
treffens war die Vorbereitung
des Treffpunkt Nachbarschafts-
hilfe. Unter diesem Motto kön-
nen sich im März 2009 alle
Nachbarschaftshilfegruppen mit
ihren Freiwilligen im Martinus-
haus vorstellen und im gegen-
seitigen Austausch voneinander
profitieren sowie neue Freiwil-
lige werben.

Weiterer Tagesordnungspunkt
war die Vorstellung der neuen
Fachstelle Bürgerschaftliches
Engagement für Senioren des
Landkreises Aschaffenburg mit
ihren Projekten. Auch der Fort-
bildungskalender für Nachbar-
schaftshilfen wurde präsentiert
und erläutert.

Oper für Obdach
Unverständnis, Ausgrenzung, Einsamkeit, Verlust, Suche,

Kälte, Tod und die Sehnsucht alles mit Liebe zu überwinden:
Das betrifft jeden Menschen und das sind auch die Themen des
fatalistischen Liederzyklus´ Winterreise von Franz Schubert
(1797-1828). Der Bariton Christoph von Weitzel erinnert am
24. November um 19 Uhr im Münchner Gasteig (Carl-Orff-
Saal) sowie am 8. Dezember, 19.30 Uhr im Saalbau Luisen-
garten in Würzburg mit seiner szenischen Version von Franz
Schuberts Winterreise an diejenigen, von denen dieses Werk
handelt: Die Liebenden, Einsamen, Verlassenen, Ausgegrenz-
ten, Leidenden, Frierenden, Vergessenen, Sterbenden.

Das Projekt „Oper für Obdach“ in der Landeshauptstadt
wird zugunsten des Katholischen Männerfürsorgevereins
München e.V. aufgeführt. Der KMFV bietet in und um Mün-
chen rund 1000 Wohnplätze für obdachlose, strafentlassene,
suchtkranke und psychisch kranke Menschen an. In Würzburg
kommt der Erlös der Wohnungsnotfallhilfe der Christophorus-
Gesellschaft zugute.

Der Gründer des KMFV, Msgr. Adolf Mathes, würde in die-
sem Jahr 100 Jahre alt werden. Er hat mit seinem Engagement
tausenden von Obdachlosen wieder zu einer Perspektive, Ob-
dach und Arbeit verholfen. Daran soll mit den Konzerten erin-
nert werden.

Finanzaffären belasten Kommunen
Kommunalpolitiker aus Greding und Pfaffenhofen stehen der-
zeit besonders im Fokus der Aufmerksamkeit. Während der
Pfaffenhofener Landrat Josef Schäch wegen einer Finanzaffä-
re immer stärker unter Druck gerät, wurde der ehemalige Bür-
germeister von Greding, Franz Josef Lerzer, inzwischen zu elf
Monaten Bewährungsstrafe verurteilt.

Auf Gemeindekosten hatte
Lerzer während seiner Amtszeit
diverse Artikel - von Laptops
über Keyboards bis hin zu Mo-
biltelefonen - auf Gemeindeko-
sten besorgt und privat benutzt.
Das Amtsgericht Schwabach
wies ihm Untreue in 30 Fällen
nach. Dabei entstand ein Scha-
den von mehr als 10.000 Euro.

Gegen Landrat Schäch wie-
derum hat die Regierung von
Oberbayern ein Disziplinarver-
fahren eingeleitet, die Staatsan-

waltschaft München II ermittelt
wegen Verdachts auf Untreue
und Kreditbetrug.

Nach Angaben des Bayeri-
schen Kommunalen Prüfungs-
verbands (BKPV) soll Schäch
als Bürgermeister der Marktge-
meinde Wolnzach in den Jahren
1999 bis 2008 rechtswidrig die
Haushaltszahlen manipuliert ha-
ben. Derzeit prüft der BKPV, in-
wieweit die Kommune den 61-
Jährigen in Regress nehmen
kann.

Zeiler & Geisenhausen:

Enge Verknüpfung
„Zeiler & Geisenhausen - eine Jahrhundertgeschichte“ lautet der
Titel einer Ausstellung, die noch bis 23. November im Verwal-
tungsgebäude des Zeiler-Gewerbeparks im niederbayerischen
Geisenhausen, Landkreis Landshut, zu sehen ist. In einer um-
fangreichen Bilddokumentation präsentieren der Historische Ver-
ein Geisenhausen und der Zeiler-Gewerbepark die Geschichte des
Unternehmens und dessen enge Verknüpfung mit der Entwick-
lung des Marktes Geisenhausen. Zudem ist am „Tag der offenen
Tür“ (23. November) der Gewerbepark zwischen 13 und 17 Uhr
für die interessierte Öffentlichkeit zugänglich.

Wie Firmeninhaber Jakob Zei-
ler, Josef Seisenberger, 1. Vorsit-
zender des Historischen Vereins
Geisenhausen, Robert Maier, 1.
Bürgermeister Geisenhausen
und Josef Deimer, Altoberbür-
germeister der Stadt Landshut,
bei der Ausstellungseröffnung in
ihren Grußworten bzw. Lauda-
tiones erläuterten, begann die
Geschichte der Firma Zeiler im
Jahre 1885 mit der Gründung ei-
ner Schäftefabrik durch Jakob
Zeiler. Schnell verwandelte sich
die Firma fortan von der Schu-
sterwerkstatt in eine Leder- und
Textilbekleidungsfabrik.

Parallel zum stetigen Anstieg
der Einwohnerzahl des Ortes
Geisenhausen - 1831 waren es
546 Einwohner, im Jahre 1858
bereits 813 Einwohner und 1928
schon 1440 - wuchs die Firma
Zeiler zu einem großen Unter-
nehmen heran. Zwischen 1960
und 1980 beschäftigte das Unter-
nehmen bis zu 850 Mitarbeiter,
alle aus Geisenhausen und den
umliegenden Orten. Zusammen
mit der Leder- und Schäftefabrik
Dräxlmaier entwickelte sich die
Firma Zeiler zu einem der wich-
tigsten und größten Arbeitgeber
des Ortes.

Mit der Rezession der Textilin-
dustrie Ende des 20sten Jahrhun-
derts wandelte sich das Bild.
Nach einer Verlagerung der Pro-

duktion ins Ausland verlor der
Standort Geisenhausen für die
Bekleidungsproduktion an Be-
deutung. Aus der weitflächigen
Industrieanlage wurde ein Ge-
werbepark. Eine der größten Mie-
terinnen ist eine Montessori-
Schule. Künstler, ein Kranken-
pflegedienst, Krankengymna-
stik, Rechtsanwälte, ein Über-
setzungsbüro, Fitnesscenter, IT-
Spezialisten etc. nutzen die zen-
trale Lage für ihre Unterneh-
men. DK
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„Im November ist wirklich
die Hochsaison für schwarze
Anzüge. Der Mensch hat sei-
ne Erinnerungskultur halt
doch im Einklang mit der Na-
tur organisiert.“ Mein Chef,
der Bürgermeister, ging sei-
nen Terminkalender für No-
vember vom Gräberrundgang
an Allerheiligen, Messe an Al-
lerseelen, Gedenksitzung des
Stadtrats zur Reichspogrom-
nacht, Volkstrauertag bis hin
zum Buß- und Bettag und dem Totensonntag
durch. Der Gedenkmonat schlechthin.

Zwischen dem Freuden- und Dultmonat Ok-
tober mit Kirchweih, Erntedank und Hallo-
ween-Party (na klar, für uns Jüngere, nicht für
den Chef) und dem Dezember mit Advent, Ni-
kolaus- und Weihnachtsfeiern liegt der Novem-
ber grau und trist mit seinen bleischweren Er-
innerungstagen, die uns vor Augen führen,
dass wir alle eines Tages das Schicksal der nun

braun werdenden Blätter teilen, nämlich ster-
ben und vergehen werden.

Wahrscheinlich haben die immer längeren
Nächte, die schleichend-feuchte Kälte und die
auch tagsüber hartnäckig in den Tälern hän-
genden Nebelschwaden unsere Vorfahren so de-
primiert, dass ihnen der Tod in diesem Monat
näher schien, als im übrigen Jahreslauf. Daraus
resultieren sicherlich auch die christlichen
Feste. Der Volkstrauertag, der ja ursprünglich
zu Ehren der im Ersten Weltkrieg Gefallenen
bestimmt war, orientierte sich zwar am Kriegs-
ende im November 1918, passt aber „wie die
Faust aufs Auge“ in den novemberlichen Ge-
denkreigen - Friedhof, Kränze, Besinnung.

Oftmals habe ich den Eindruck, als ob man-
che Leute ganz froh sind, diese besinnlichen Ta-
ge so zeitlich gedrängt begehen zu können. Ganz
nach dem Motto: Ende November kommt der
schwarze Anzug wieder in den Schrank und mit
ihm schließen wir auch den Gedanken an den
Tod, die Erinnerung an die Vergänglichkeit weg.

In unserer Gesellschaft ist der Tod ein Tabu,

er wird verdrängt, ausgeblen-
det, versteckt, als ob er nicht
zum Leben gehöre, sondern
ein unerhörter - wenngleich un-
vermeidlicher - Einbruch in
scheinbar für die Ewigkeit ge-
machte Existenzen wäre. Mit
dem medizinischen und wis-
senschaftlichen Fortschritt,
der für uns alle ein echter Se-
gen ist, gelang es nicht nur,
dem Tod viele für den Einzel-
nen schöne und gewinnbrin-

gende Jahre Lebenszeit abzuringen. Das Ster-
ben, wenn es denn unvermeidlich ist, geschieht
heute weitgehend unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit – in Krankenhäusern, Altenheimen,
Hospizen.

Die mittelalterlichen Totentänze hatten für
die Zeitgenossen die Botschaft bereit: Mitten
im Leben sind wir vom Tod umgeben. Früher
wurden schon die Kinder mit den Tod konfron-
tiert, wenn die Großeltern oder ein leidender
Verwandter zu Hause starben. Heute erhalten
die Angehörigen eine Ablebensnachricht von
irgendeiner Verwaltung und man sieht nur
noch den verschlossenen Sarg. Vielleicht resul-
tiert die Angst vor dem Tod in der heutigen Zeit
auch daraus, dass wenige die Chance nutzen,
in das friedliche Antlitz eines alten Menschen
zu sehen, der in Frieden eingeschlafen ist.

Klar, der Tod ist nicht immer friedlich, son-
dern nicht selten auch schrecklich. Aber er ist
ein so unumstößlicher Fakt, dass wir gut daran
tun, uns mit ihm abzufinden, statt in ständiger
Angst in der Verdrängung Zuflucht zu nehmen.

Mein Chef, der Bürgermeister, steht mit bei-
den Beinen mitten im Leben und doch ist er
sich der Endlichkeit alles Irdischen bewusst.
Ein Aspekt seines Glaubens, den er immer wie-
der hervorhebt. Vielleicht kann er deshalb
auch in manchen Situationen leichter mit einer
Provokation, einer Niederlage oder sogar mit
Ungerechtigkeit umgehen – das letzte Wort
spricht eh nicht der Mensch. Sicherlich gefällt
ihm der Satz des römischen Kaisers Marc Au-
rel auf dem heutigen Kalenderblatt: „Nicht
den Tod soll man fürchten, sondern dass man
nie beginnen wird zu leben“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Das letzte Wort spricht
nicht der Mensch

Heimatbewusstsein, Naherholung und Fremdenverkehr werden in der Dillinger-Sparkassen-Bro-
schüre „Ausflugsziele“ wirksam gefördert (v. r.): Landrat Leo Schrell, Vorstandsvorsitzender
Thomas Schwarzbauer, Vorstandsmitglied Josef Holzmann, Erich Pawlu, Siegfried Heide (Spar-
kasse) und der frühere Vorstandvorsitzende Joseph Silberhorn. Bild: -jdt-

Förderung von Naherholung und Fremdenverkehr:

Auf Entdeckungsreise in der
eigenen Heimat

Kreis- und Stadtsparkasse Dillingen stellt
„Ausflugsziele im Landkreis Dillingen“ vor / Sehenswerte Dokumentation

Dillingen (jdt). „Mit der Broschüre ‘Ausflugsziele im Land-
kreis Dillingen’ wird der oftmals übersehene Reichtum an Ar-
chitektur, Kultur und Geschichte unserer Heimat ins Bewusst-
sein gerufen“. Mit diesem besonderen Lob bedachte Landrat
Leo Schrell die neue Jahresdokumentation der Kreis- und
Stadtsparkasse Dillingen.

Die inzwischen 22. Publikati-
on dieser Art wurde bei ihrer
Vorstellung im Sparkassensaal
von zahlreichen Ehrengästen aus
Kommunen, Wirtschaft und Kir-
che mit starkem Beifall gefeiert.
Die Anerkennung galt dem Vor-
standsvorsitzenden der Sparkas-
se, Thomas Schwarzbauer, für
die gelungene Fortsetzung der
jährlich erscheinenden, reich be-
bilderten Broschüren, die wirk-
sam Heimatbewusstsein, Naher-
holung und Fremdenverkehr
stärken.

Vielfältige Themen
aus der Region

Landrat Schrell, Vorsitzender
des Verwaltungsrates der Kreis-
und Stadtsparkasse, wies in sei-
ner Ansprache auf das lohnende
Ziel hin, sich auf die Ent-
deckungsreise durch den schö-
nen und vielfältig sehenswerten
Landkreis und darüber hinaus
durch das reizvolle „Schwäbi-
sche Donautal“ zu machen.

Freizeit lasse sich, wie die
Broschüre verdeutliche, sinnvoll
gerade in der nächsten Umge-
bung gestalten. In Erinnerung
rief Leo Schrell einige frühere
Jahresveröffentlichungen. Dazu
gehören u. a. „Wallfahrtsorte
im Landkreis“, „So isch Brauch
gwest“,„Schlösser im Landkreis“,
„Luschtig isch dia Fasenacht“,
„Aus Küche, Haus und Garten“,
„Ein Landkreis auf dem Weg in
die Zukunft“ und auch „Radeln
im Landkreis Dil1ingen“.

Überregionale Resonanz

Landrat Schrell erinnerte dar-
an, dass der inzwischen in Ruhe-
stand gegangene bisherige Spar-
kassen-Vorstandsvorsitzende,
Josef Silberhorn, die Publikati-
onsreihe eingeführt und geför-
dert habe. Seinem Nachfolger
Thomas Schwarzbauer habe man
zu danken für die Fortsetzung
der von Sammlern geschätzten
Schriftenreihe. Viele der frühe-
ren Ausgaben seien innerhalb
kürzester Zeit vergriffen gewe-
sen, weil sie auf überregionale
Resonanz stießen. Die kostenlo-
sen Broschüren wurden u. a. in
die Deutsche Nationalbibliothek,
die Bayerische Staatsbibliothek
sowie in zahlreiche andere Bi-
bliotheken aufgenommen.

Erinnert wurde vom Landrat
daran, dass Direktor Max Sprin-
ger aus Lauingen die ersten Aus-

gaben betreute. Besonderer Dank
galt dem erfolgreichen Schrift-
steller und Studiendirektor i. R.
Erich Pawlu für die qualitätvolle
Gestaltung der Publikationen.

Schwarzbauer: Gutes Echo

Vorstandsvorsitzender Schwarz-
bauer würdigte die Initiative von
Direktor Silberhorn zur Ein-
führung der Broschüre, die weit
über die Region hinaus ein so
gutes Echo finde. Dem heimat-
verbundenen Autor Pawlu, der
für seine Bücher mehrfach mit
herausragenden Literaturpreisen
bedacht wurde, galt die besonde-
re Anerkennung Schwarzbauers.

Erich Pawlu stellte die Bro-
schüre, mit humorvollen Anmer-

kungen zu früher romantisch
verklärten „Ausflügen vergnüg-
licher Fluchten aus dem Alltag“
vor. Unter den Sehenswürdigkei-
ten der „Ausflugsziele im Kreis
Dillingen“ sind in der Broschüre
dokumentiert der Apollo-Gran-
nus-Tempel in Faimingen, das
Pfannentalhaus am Rande eines
Trockentales, der „Denkmal-
weg“ (der bei Höchstadt und
Blindheim an die in die europäi-
sche Geschichte eingegangene
Schlacht von 1704 erinnert),
die Goldbergalm bei Lutzingen,
die sagenumwobene „Hanseles
Hohl“ am Michelsberg bei Fron-
hofen und der Skulpturenweg
zwischen Binswangen und Pfaf-
fenhofen. Hinzu kommen das
Schwäbische Ofenmuseum Wer-
tingen, der „Neuhof am See“,
Bernhard Ebers Kulturgewächs-
haus Birkenried, das „Schwäbi-
sche Seenland“ und die Nus-
seralm mit dem Golfclub Dil-
lingen.

KPV zum kommunalen Wahlrecht und Wahlverfahren:

Unterlagen den Bürgern
rechtzeitig zustellen

Kommunalpolitische Vereinigung der CSU unterbreitet
Änderungsvorschläge

Bei der Mitgliederversammlung der Kommunalpolitischen Ver-
einigung im Landkreis Günzburg wurde u.a. über Änderungs-
vorschläge zum kommunalen Wahlrecht und Wahlverfahren
diskutiert. Bezüglich Verteilung der Listenstimmen wurde der
Vorschlag unterbreitet, Reststimmen der Gesamtliste zuzuschla-
gen. Danach werden auch die Sitze vergeben! Als Begründung
nannte KPV-Kreisvorsitzender Hans Joas: Beim Listenkreuz
fallen Reststimmen auf die vorne platzierten Kandidaten. Wür-
den sie der Liste zugerechnet wie bei der Landtagswahl, hätte
die Platzierung der Bewerber nicht mehr die große Bedeutung.

Bei jeder Kommunalwahl
wird erneut über die Größe der
Stimmzettel diskutiert. Diese
sind aufgrund der zahlreichen
Kandidaten und den vielen Li-
sten unhandlich. Die Überschau-
barkeit leidet.

Überschaubare Stimmzettel

Zu vielschichtig wurde der
Vorschlag von Bezirksrat Georg
Schwarz gesehen, die kommu-
nalen Gremien, insbesondere die
Kreistage zu verkleinern. Dies
ginge zu Lasten der ländlichen
Bereiche. Ausschüsse könnten
nur schwerer im erforderlichen
Maße besetzt werden. Auch der
von Mitgliedern der KPV im
Landkreis Augsburg eingebrach-
te Vorschlag, den Stimmzettel
als Stimm-(Kandidaten-)heft zu
gestalten wurde als nicht prakti-
kabel erachtet. Dafür sollte viel-
mehr die Briefwahl vereinfacht

werden oder eine Übersendung
der Stimmzettel erfolgen.

Briefwahl vereinfachen

Wähler sollten auch nicht
mehr „einzelne Gründe“ für ihre
Briefwahl angeben müssen. Die
meisten Gründe sind ohnehin
nicht nachprüfbar. Inzwischen
wählt jeder vierte Wähler in
Bayern per Brief. Nachteil einer
„Freigabe“ der Briefwahl ist
aber für Günzburgs Stadtrat Dr.
Thomas Ermer das Manipulati-
onsrisiko („wer hat den Stimm-
zettel wirklich ausgefüllt?“). Al-
ternativ könnten die Stimmzettel
künftig (wie in Baden-Württem-
berg) vor der Wahl an alle Bür-
ger versandt werden, die diese
zu Hause ausfüllen und am
Wahltag persönlich in die Urne
einwerfen können. Briefwahl für
echte Fälle der Verhinderung
bliebe daneben möglich. hj

Stiftung „Kinderlachen“ und Kommunen Hand in Hand:

Neue Wohlfühlhäuser für Kinder
Krippen Kindergärten und Schulkindgruppen

Jüngstes Großprojekt der Michael-Wagner-Stiftung „Kinderlachen“

Schwabmünchen/Langenneufnach (wkl). Das Netz von Einrich-
tungen mit durchdachten und familienfreundlichen Konzepten
zur Kinderbetreuung in Schwabmünchen ist ein Stück enger ge-
knüpft. Mit einem Festakt wurde jüngst in der Wiesstraße das
Wohlfühl-Kinderhaus offiziell seiner Bestimmung übergeben.
Als „Zweigstelle“ des Kinderlachen-Wohlfühlzentrums in
Fischach konzipiert, werden hier seit Anfang September 41 Bu-
ben und Mädchen in drei Gruppen betreut. Die Trägerschaft hat
der Verein „Wohlfühlhaus Westliche Wälder“ übernommen.

Ermöglicht wurde der Bau des
Kinderhauses ein weiteres Mal
durch das großzügige finanzielle
Engagement der Eheleute Chri-
stine und Michael Wagner und
ihrer Stiftung „Kinderlachen“.
Gleichzeitig kamen zwei glück-
liche Fügungen dazu. Zum einen
befand sich ein passendes
Grundstück im Besitz der Fami-
lie Wagner. Zum anderen wollte
es der Zufall, dass der 1975 im
„Baukasten-System“ errichtete
gut erhaltene Kindergarten von
Langenneufnach wegen des in-
zwischen an gleicher Stelle er-
richteten Neubaus für eine an-
derweitige Nutzung zur Verfü-
gung stand. Er musste lediglich
in der Staudengemeinde abge-
baut und in Schwabmünchen
wieder aufgebaut werden.

Im April rollten die Tieflader
an – und schon ein knappes hal-
bes Jahr später erfolgte im Bei-
sein zahlreicher Ehrengäste die
feierliche Einweihung des Kin-
derhauses. Ganz ohne zusätzli-
che Investitionen ging es aller-
dings nicht: so wurden unter der
Regie von Bau- und Projektleiter
Josef Zink ein Pavillion ange-
baut, die Innenwandstellung den
Erfordernissen angepasst, die
Wärmedämmung optimiert, die
Innenräume verkleidet, neue
Fenster, sowie eine neue Küche,

eine neue Heizung und ein neuer
Sanitärbereich eingebaut.

Die Hauptpersonen beim
Eröffnungsfest waren jedoch die
Kinder, die in dem schmucken,
lichtdurchfluteten Gebäude nach
dem bewährten „Wohlfühl-
haus“-Konzept betreut werden.

Als einen wertvollen Beitrag
für das Angebot an Kinderbe-
treuungsstätten in seiner Stadt
bezeichnete Schwabmünchens
Bürgermeister Lorenz Müller
das Kinderhaus. In Zeiten enger
finanzieller Spielräume sei die
Stadt für derartig großzügige pri-
vate Initiativen sehr dankbar.
Der Rathauschef würdigte be-
sonders die Flexibilität aller Be-
teiligten, die es ermöglicht habe,
dass ein gebrauchter Kindergar-
ten an anderer Stelle eine neue
und willkommene Verwendung
finden konnte.

Hebauf im Doppelpack

In Langenneufnach wurde in-
zwischen Hebauf im Doppel-
pack gefeiert. Das Richtfest für
das neue Kinderhaus und für die
Sanierung der Turn- und Pausen-
halle wurde kürzlich gemeinsam
begangen. Im Herbst 2009 zie-
hen die Kinder ein.

Neben zahlreichen Ehrengäs-
ten und Vertetern von Planungs-

büros, Fachbehörden und Hand-
werksfirmen waren zum „Heb-
auf im Doppelpack“ auch viele
Kindergarten- und Schulkinder
gekommen, die mit ihren lusti-
gen Gesangs- und Musikbeiträ-
gen für einen heiteren Rahmen
sorgten. Auf großes Interesse
stieß das Richtfest aber auch bei
der Bevölkerung: viele Langen-
neufnacher wollten bei dem
denkwürdigen Ereignis mit da-
bei sein. Bürgemeister Josef
Böck betonte, dass sich die Stau-
dengemeinde mit den beiden
Bauprojekten fit für die Zukunft
mache und für die jüngsten Mit-
bürger kräftig investiere: „Die
Schulstraße verändert zum Woh-
le unserer jüngsten Mitbürger ihr
Gesicht!“

Knapp vier Monate nach dem
ersten Spatenstich nimmt das
neue Kinderhaus „St. Martin“
bereits konkrete Formen an. Es
wird auf dem Gelände des vor-
maligen Kindergartens - der jetzt
in Schwabmünchen für die Stif-
tung Kinderlachen gute Dienste
leistet - errichtet. Erstellt wird
das neue Gebäude unter der Trä-
gerschaft der Katholischen Kir-
chenstiftung St. Martin. Neben
zwei Kindergartengruppen sind
dort künftig auch ein Kinderhort
und eine Kinderkrippe unterge-
bracht. Wegen dieser vielfältigen
Nutzung, so Bürgermeister Josef
Böck, sei die bisherige Bezeich-
nung Kindergarten nicht mehr
ganz korrekt. Vielmehr müsse
jetzt von einem richtigen Kin-
derhaus gesprochen werden, in
dem künftig Kleinkinder ebenso
betreut werden können wie
Schulkinder.
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Vorschau auf GZ 23
In unserer Ausgabe Nr. 23, die am 4. Dezember erscheint,
behandeln wir folgende Fachthemen:

Umwelttechnik . Abfalltechnik
Wasserversorgung . Wasserentsorgung
Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
Kommunalfahrzeuge

Besondere Würdigung eines Lebenswerks:

Goldener Ehrenring
für Hanns Dorfner

Hohe Ehrung für PassausAltlandrat Hanns Dorfner: Im Rahmen
eines Empfangs auf Schloss Neuburg wurde der passionierte
Kommunalpolitiker mit dem Goldenen Ehrenring des Landkrei-
ses ausgezeichnet. Wie der amtierende Landrat Franz Meyer in
seiner Laudatio betonte, werde der Goldene Ehrenring des Land-
kreises nur ganz selten verliehen. Die Zahl der lebenden Preisträ-
ger sei auf 15 beschränkt.

„Hanns Dorfner ist der gebore-
ne Kommunalpolitiker“, stellte
Landrat Meyer fest. Bereits im
Jahr 1972 gehörte dieser als 30-
Jähriger zu Bayerns jüngsten
Bürgermeistern. Vom 1. Mai
1990 bis 30. April 2008 stand
Dorfner an der Spitze des größten
niederbayerischen Landkreises.
Schon bald sei es ihm gelungen,
wesentlicheAkzente in der Kreis-
politik zu setzen. Beispielhaft
nannte Meyer die frühzeitige
Neustrukturierung der Kreiskran-
kenhäuser durch Umwandlung in
eine gemeinnützige GmbH, die
Errichtung einer Kreismusik-
schule mit rund 3.000 Schülerin-
nen und Schülern sowie den Auf-
und Ausbau eines leistungsfähi-
gen und vorbildhaften ÖPNV-
Netzes.

Kulturarbeit

Der Kulturarbeit habe Dorfner
stets einen besonders hohen Stel-
lenwert beigemessen, was sich in
der frühzeitigen Gründung eines
eigenen Kulturamtes sowie in der
Initiierung eines weitum aner-
kannten Kulturpreises ausdrückt,

betonte Meyer: „Dass man vom
Landkreis Passau mittlerweile
auch überregional mit großem
Respekt vom ‚Kultur-Landkreis
Passau’ spricht, ist ausschließlich
Deiner überzeugenden und enga-
gierten Kulturarbeit zuzurech-
nen.“

Unter seiner Landrats-Tätigkeit
sei ein Höchstmaß an Bildungsin-
vestitionen getätigt worden. Bei-
spiele hierfür seien der Neubau
des Pockinger Gymnasiums mit
dem bayernweit einmaligen und
preiswürdigen Sonderfinanzie-
rungsmodell, die flächendeckend
eingeführte R6 oder aber der im-
mense Investitionsaufwand im
Bereich der beruflichen Schulen.

Wirtschaft und Tourismus

Wirtschaft und Tourismus sei-
en in Dorfners kreispolitischer
Agenda immer ganz oben gestan-
den, „wobei Du insbesondere die
neuen Chancen der Öffnung nach
Osten rechtzeitig in kommunal-
politisches Handeln umgesetzt
hast“, erinnerte Franz Meyer. So
sei sein Vorgänger der Initiator ei-
nes Teilraumgutachtens gewesen,

in das neben der Stadt Passau und
dem Landkreis auch der angren-
zende oberösterreichische Be-
reich eingebunden ist.

Gleiches ist für das wirtschafts-
politische Standbein des Touris-
mus festzustellen: So hat der Alt-
landrat das europaweit einmalige
Pilotprojekt einer multifunktio-
nellen „Passau-Card“ mit größt-
möglichem persönlichem Enga-
gement nachhaltig gefördert und
vorangetrieben.AlsAntreiber des
Projekts „Granitzentrum Bayeri-
scher Wald in Hauzenberg“ ge-
lang ihm zudem ein besonderer,
auch überregional bedeutsamer
kommunalpolitischer Wurf. Ein
beachtenswertes Vorzeige-Pro-
jekt, das „Haus am Strom“ in Jo-
chenstein, trägt ebenso Hanns
Dorfners Handschrift.

Aushängeschilder

Als besonders erwähnenswert
empfand Meyer auch Dorfners
Arbeiten und Wirken im Bereich
der Kreismusikschule sowie des-
sen Präsidentschaft beim Verband
Bayerischer Sing- und Musik-
schulen e.V. Sichtbares Aushän-
geschild sei hierbei das so erfolg-
reiche und mit höchsten Preisen
dekorierte „Symphonische Blas-
orchester“, das der Ex-Landrat
mit initiiert habe. Für seine auch
überregional herausragende Kul-
turarbeit wurde Dorfner im Jahr
1998 die Medaille „PRO MERI-
TIS“ verliehen sowie im Jahr
2002 die angesehene „Carl-Orff-
Medaille“.

„Auch Natur- und Umwelt-
schutz waren in Deiner Ära nie
politisches Feigenblatt, sondern
stets von urpersönlicher Überzeu-
gungskraft getragen“, führte
Landkreischef Meyer weiter aus.

Altlandrat Hanns Dorfner (l.) mit Ehefrau Gerlinde und
seinem Nachfolger Franz Meyer. Bild: Robert Geisler

DieAgenda 21-Arbeit habe Dorf-
ner aus dem von ihm initiierten
Leitbild entwickelt; er habe einen
jährlichen Naturschutztag instal-
liert, einen Umweltpreis einge-
führt und die europaweit beachtli-
chen und geförderten Projekte
wie „Saubere Ilz“ und Life-Pro-
jekt „Unterer Inn“ forciert.

Sozial- und Jugendhilfe

In dem gesellschaftspolitisch
so bedeutsamen Feld der Sozial-
und Jugendhilfe sah der Geehrte
nicht nur eine Pflichtaufgabe,
sondern setzte mit zahlreichen ei-
genen Initiativen beachtliche Ak-
zente. In einer Zeit, in der die
Ausgabenflut, vor allem bei der
Heimunterbringung, ein beängsti-
gendes Ausmaß angenommen
hatte, favorisierte Dorfner mutig
antizyklisches Handeln und in-
vestierte im Landkreishaushalt
durch verstärkten Personaleinsatz
in die Prävention. Mit zu den
Eckpfeilern der Sozialpolitik des
Landkreises und damit untrenn-
bar mit dem Namen Hanns Dorf-
ner verbunden ist die Erstellung
von Sozialplänen und Sozial-
raum-Analysen, die für eine ef-
fektive Sozial- und Jugendhilfear-
beit mittlerweile unverzichtbar
geworden sind.

Straßeninfrastruktur

Auch die Bedeutung des Aus-
baus der Straßeninfrastruktur hat
der verdiente Kommunalpolitiker
mit großem Einsatz nachhal-
tig vorangetrieben. Exemplarisch
nannte Meyer Dorfners hohen
persönlichen und von großer
Überzeugung getragenen Einsatz
für eine Umfahrung der Stadt
Passau, für die Anbindung des
nordöstlichen Landkreisgebietes
an die Autobahn A 3 und vor al-
lem seinen nicht nachlassenden
unermüdlichen Kampf für die
Weiterführung derA94 und deren
zukunftsfähigen Ausbau.

Neben all diesen großen Wir-
kungsfeldern hat der Altlandrat
seinem Haus von Anfang an eine

besondere Anerkennung beige-
messen, „die wohl in der Erkennt-
nis wurzelt, dass Kommunalpoli-
tik nicht nur der politischen Ent-
scheidungskraft, sondern auch
der kompetenten Umsetzung
durch eine loyale und motivierte
Verwaltung bedarf“, lobte Meyer.

Verwaltungsmodernisierung

Kernpunkt und persönliches
Anliegen sei für Dorfner die bür-
gernahe Dienstleistungsfunktion
des Amtes gewesen. Nicht über-
raschend sei es daher, „dass das
Landratsamt Passau in all den
Prozessen der Verwaltungsmo-
dernisierung bayernweit immer
bei den ersten war, wenn es dar-
um ging, neue Wege zu beschrei-
ten oder innovative Entwicklun-
gen anzustoßen und umzuset-
zen“. So habe die aktive Mitarbeit
im Bayerischen Innovationsring
dem Amt eine Vorreiterrolle im
Bereich der Betriebswirtschaft
eingebracht und bei der Ein-
führung der kaufmännischen
Buchführung an die Spitze der
bayerischen Landkreise geführt.

Kommunalpolitisches
Schwergewicht

Auch Dorfners langjährige
Mitarbeit in kommunalen Zweck-
verbänden und insbesondere sein

kommunalpolitisches Gewicht
beim Bayerischen Landkreistag,
wo er Mitglied des Präsidiums und
zwölf Jahre lang Bezirksvorsitzen-
der war, hätten dem Landkreis
Passau gut getan. Als langjähriger
Vorsitzender des Zweckverbands
Abfallwirtschaft Donau-Wald ha-
be der Altlandrat durch sein über-
aus engagiertes Wirken ein bun-
desweit zukunftsweisendes und
modernesAbfallwirtschaftssystem
aufbauen können.

Wesentliche Marksteine

Meyer abschließend: „All Dein
Schaffen, lieber Hanns Dorfner,
war für unseren Landkreis Passau
und für unsere gesamte Region
gleichermaßen erfolgreich und in
die Zukunft hinein gerichtet. Du
hast die Geschichte dieses Land-
kreises um einige ganz wesentli-
che Marksteine erweitert und ihr
damit weitere erfolgreiche Kapi-
tel angefügt. Vieles was in diesem
Landkreis in den vergangenen 18
Jahren geschehen und entstanden
ist, Sichtbares und Unsichtbares,
trägt Deinen Namen. Mit der
höchsten Auszeichnung des
Landkreises Passau, dem ‚Golde-
nen Ehrenring’, soll Dir unsere
Wertschätzung und Anerken-
nung, aber auch unser Dank für
dieses vielfältige Engagement
entgegengebracht werden.“ DK


